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1. Einleitung 
1.1 Thema und forschungsleitende Fragestellung 
Die Europäische Union (EU) zählt gemeinsam mit Nordamerika und dem asiatisch-
pazifischen Raum zu den größten Volkswirtschaften, die stetig stark zunehmende 
Konsumraten verzeichnen (vgl. WBCSD 2008: 11). 
Robins (1999) stellte in einer Untersuchung über den Verbrauch in den OECD-Ländern 
etwa fest:  
 
„The world’s richest countries make up only a fifth of global population, but 
account for 45% of all meat consumption, 58% of total energy use, 84% of 
paper use and 87% of vehicle ownership.” (Robins 1999: 9) 
 
Der von Robins geschilderte Sachverhalt scheint sich trotz der steigenden 
Wahrnehmung konsumbezogener sozialer und ökologischer Risiken fortzusetzen. Die 
Konsumausgaben in den EU-27 stiegen in den letzten 20 Jahren kontinuierlich. 
Bevölkerungswachstum, steigende Einkommen sowie die Überzeugung, dass 
zunehmende Produktion und Konsum essentielle Bedingungen für 
Wirtschaftswachstum darstellen, werden als Gründe für die Konsumsteigerungen 
genannt (vgl. Eurostat 2009: 120f.).  
Um diese Entwicklung umzukehren unternahmen zunächst die Vereinten Nationen in 
den 1990er Jahren einen Versuch das Konzept des nachhaltigen Konsums zu definieren 
und als ein zentrales Handlungsfeld im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung zu 
verankern. Dabei bemühte sich besonders die EU um eine Vorreiterrolle in Sachen 
Nachhaltigkeit – und speziell im Hinblick auf den nachhaltigen Konsum. 
In den sozialwissenschaftlichen Arbeiten zum Thema nachhaltiger Konsum in der 
EU lag der Fokus bisher vielfach auf den Strategien und Maßnahmen zum effizienten 
Energieverbrauch (vgl. Bertoldi/Rezessy 2007; Biebeler et al. 2007; Skoczkowski 2008) 
sowie auf der Implementierung der Politik zum nachhaltigen Konsum in den 
Mitgliedsstaaten (vgl. Rubik 2006; Szlezak et al. 2008; Scholl et al. 2010).  
Im Rahmen eingehender Literaturrecherchen stellte ich fest, dass bisher 
vergleichsweise wenige Forschungsarbeiten die Politik des nachhaltigen Konsums 
abseits energiepolitisch relevanter Fragestellungen oder nationalstaatlicher 
Implementierung behandeln, beziehungsweise die zugrundeliegende Vorstellung von 
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nachhaltigem Konsum der EU einer kritischen Überprüfung unterziehen. Die erwähnten 
Ausnahmen bilden die Arbeiten von Collier (1997), Cohen (2001), Murphy (2001) und 
Baker (2006, 2007). Maurie J. Cohen (2001) setzte sich etwa mit der zeitlichen 
Entwicklung des nachhaltigen Konsums als Politikbereich der EU auseinander, indem 
er den aufkommenden Diskurs über Konsum im Rahmen der EU-Umweltpolitik 
skizzierte. Ute Collier (1997) untersuchte die Wirkung marktbasierter Instrumente zur 
Förderung der nachhaltigen Entwicklung und des nachhaltigen Konsums sowie die 
Gründe für ihren Einsatz in der EU. Joseph Murphy (2001) und Susan Baker (2006, 
2007) beschäftigten sich mit dem Phänomen der Ökologischen Modernisierung in der 
EU in Bezug auf seine Unterschiede – und vor allem Defizite – zur nachhaltigen 
Entwicklung. Dabei konzentrieren sich die Arbeiten von Collier (1997), Murphy (2001) 
und Baker (2006, 2007) auf einen einzelnen Aspekt (Ökologische Modernisierung, 
marktbasierte Instrumente) im Hinblick auf den Effekt, den sie auf die Umsetzung 
nachhaltigen Konsums haben oder auf die Motive für deren Einsatz in der EU. Anstelle 
einer breiten Erfassung der Ziele im Zusammenhang mit nachhaltigem Konsum, um so 
einen Überblick über das der EU zugrunde liegende Konzept zu vermitteln, widmen 
sich die Arbeiten den Analysen der Motive und Wirksamkeit einzelner 
Vorgehensweisen.  
Das Ziel meiner Arbeit ist hingegen, erstmals das breite Begriffsverständnis der EU 
in Bezug auf nachhaltigen Konsum zu analysieren. Das zentrale Anliegen meiner 
Analyse ist die Erarbeitung der Sichtweise der EU anhand der offiziellen Politik des 
nachhaltigen Konsums. 
Die Bedeutung der praktischen Auslegung des nachhaltigen Konsums ist zum einen 
relevant für die gemeinsame Problembearbeitung in den EU-27 und damit für einen 
großen Anteil des weltweiten Energie- und Ressourcenverbrauchs. Zum anderen 
ermöglicht die Analyse Stärken und Schwächen des Konzepts sowie etwaige Probleme 
bei der Verwirklichung der Ziele im Zusammenhang mit den untersuchten 
Rechtsvorschriften und anderen Dokumenten zu identifizieren. 
Die forschungsleitende Fragestellung meiner Arbeit lautet also: Welche Politik des 
nachhaltigen Konsums verfolgt die Europäische Union? Dabei soll zuerst anhand einer 
ersten Analyse geklärt werden, wie die Europäische Union nachhaltigen Konsum im 
Rahmen ihrer offiziellen Politik konzeptualisiert. Zur besseren Einordnung soll dieses 
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Konzept schließlich dem theoretischen Mainstream gegenüber gestellt werden, um zu 
klären inwiefern die Praxis der EU dem wissenschaftlichen Anspruch entspricht. Dies 
ermöglicht auch Schlussfolgerungen sowie weiterführende Analysen in Bezug auf 
Stärken und Schwächen des Konzepts der EU. 
 
1.2 Methodik 
Zur Beantwortung meiner Frage beziehe ich mich auf ausgewählte Primär- und 
Sekundärliteratur. Darüber hinaus generiere ich die Daten zur Darstellung des EU-
Konzepts des nachhaltigen Konsums mittels einer umfassenden qualitativen 
Inhaltsanalyse der Grundlagendokumente über den nachhaltigen Konsum in der EU. 
 Die Primärliteratur umfasst sowohl Dokumente der Vereinten Nationen, um die 
Entwicklung des Politikfeldes des nachhaltigen Konsums zu dokumentieren, als auch 
Dokumente der Europäischen Union, welche die spezifische Entwicklung des Konzepts 
des nachhaltigen Konsums auf europäischer Ebene darstellen. Dies betrifft vor allem 
Forschungsrahmenprogramme und Kommissionsmitteilungen in den Bereichen Umwelt 
und Handel. 
 Die Sekundärliteratur dient in erster Linie zur Herausarbeitung der 
wissenschaftlichen Grundlagen des nachhaltigen Konsums. Da es sich hierbei um ein 
vielschichtiges Konzept handelt, das im Rahmen der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzungen mit unterschiedlichen disziplinären Zugängen erforscht worden 
ist, versuche ich jene Charakteristika hervorzuheben, die vor allem 
sozialwissenschaftlich relevant sowie im akademischen Mainstream verortet sind. 
Darüber hinaus sollen anhand der Sekundärliteratur der Entwicklungspfad des 
nachhaltigen Konsums als Politikfeld sowie die dabei zugrunde liegenden Interessen der 
Europäischen Union erläutert werden. 
 Die qualitative Inhaltsanalyse der Grundlagendokumente ist zentral für die 
Generierung des Konzepts des nachhaltigen Konsums in der EU. Bei den 
Grundlagendokumenten handelt es sich um die zentralen Strategien und 
Rechtsvorschriften der EU, die in Verbindung mit nachhaltigem Konsum stehen und 
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▪ Erneuerte EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung  
▪ Aktionsplan für Nachhaltigkeit in Produktion und Verbrauch und für eine 
nachhaltige Industriepolitik 
▪ Mitteilung der Europäischen Kommission für ein umweltorientiertes 
öffentliches Beschaffungswesen  
▪ Ökodesign-Richtlinie  
▪ Verordnung über das EU-Umweltzeichen  
▪ Energiekennzeichnungsrichtlinie.  
 
Im Rahmen der Inhaltsanalyse wird eine induktive Kategorienbildung vorgenommen 
(vgl. Mayring 2005: 10ff., Jensen 2005: 261ff.). Das heißt, die Kategorien zur 
Erstellung des Konzepts werden anhand des Textmaterials entwickelt, um mögliche 
Abweichungen der Realisierung des Konzepts vom wissenschaftlichen Anspruch in 
Folge stärker zu kontrastieren. 
 
1.3 Gliederung der Arbeit 
Zur Klärung der Frage nach der Politik des nachhaltigen Konsums in der EU, widmet 
sich die Arbeit zunächst der Auseinandersetzung mit dem theoretischen Konzept. Das 
zentrale Anliegen ist hierbei, die sozialwissenschaftlich relevanten Charakteristika des 
Konzepts herauszuarbeiten und damit eine Grundlage für die Einordnung der EU-
Politik zu schaffen. Der Überblick über zentrale Merkmale und Ausrichtungen des 
Konzepts ermöglichen eine Einstufung seiner Umsetzung in der EU-Politik. Aufgrund 
der bereits erwähnten breiten Auseinandersetzung mit dem Konzept in 
unterschiedlichen Disziplinen und vielfältigen wissenschaftlichen Diskussionen, 
beziehe ich mich im Rahmen dieser Arbeit vor allem auf jene Charakteristika, die sich 
im wissenschaftlichen Mainstream etabliert haben. 
 Das darauffolgende Kapitel beschäftigt sich mit der Entstehung des nachhaltigen 
Konsums als Politikfeld mit besonderem Fokus auf die Positionierung der EU. Zunächst 
sollen dabei die Interessen der EU bei der Entwicklung des Politikfeldes erläutert 
werden. Daran anknüpfend widmet sich das Kapitel der allgemeinen Etablierung des 
Politikbereiches, die zunächst auf internationaler Ebene einsetzte, mit besonderer 
Berücksichtigung der EU sowie der spezifischen Etablierung auf europäischer Ebene. 
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 In der Analyse der offiziellen EU-Politik erfolgt die Auseinandersetzung mit den 
aktuellen Dokumenten zum nachhaltigen Konsum. In einem ersten Schritt werden 
Dokumente inhaltlich und formal erfasst. Im zweiten Schritt werden die 
Analyseergebnisse in Form des EU-Konzeptes des nachhaltigen Konsums präsentiert. 
 Abschließend wird die EU-Politik der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 
dem Konzept gegenübergestellt. Dadurch kann die Praxis der EU besser eingestuft und 
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2. Auseinandersetzung mit dem Konzept des nachhaltigen 
Konsums 
Die kritischen Auswirkungen westlicher Konsumtrends auf Umwelt und Gesellschaft 
wurden bereits in den 1940er Jahren thematisiert. Waite und Cassady verwiesen etwa in 
„The Consumer and the Economic Order” (1949) auf gravierende Wohlstands- und 
Ressourcenverluste, die auf fehlgeleitete Konsummuster zurückgeführt werden können: 
 
“There is an economy of consumption as important from the standpoint of 
human welfare as the economy of production. A large portion of waste of our 
economic order arises, even after goods have been produced, from poorly 
arranged consumption, which not only results in a loss of satisfaction and 
enjoyment on the part of those who consume poorly but also may result in a 
misuse of productive resources as well.”(Waite/Cassady 1949: 1) 
 
Die Beobachtung ist eine Kritik am Konsum-Konzept der klassischen Ökonomie. Diese 
definiert Konsum als individuellen Akt, der isoliert von anderen wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Prozessen sowie frei von sozialen, politischen oder kulturellen 
Einflüssen stattfindet. Als Treiber des Konsums fungiert die „Unersättlichkeit“ der 
KonsumentInnen, die immer neue Produkte und Dienstleistungen erwerben um ihrem 
Bedürfnis nach Wohlstand nachzukommen (vgl. Jackson/Michaelis 2003: 5). 
Die Fehlentwicklungen des Konsums können auf die Verbreitung 
wohlfahrtsökonomischer und rechtsstaatlicher Strukturen zurückgeführt werden, in 
denen die Ansprüche auf Güter, Leistungen und Zugangschancen für die Allgemeinheit 
abgeleitet worden sind. Daraus resultierten Entwicklungen wie etwa der Massenkonsum 
sowie die Annahme, dass gesellschaftlicher Wohlstand gleichbedeutend mit materiellem 
Wohlstand sei (vgl. Kraemer 2002: 55; Siebenhüner 2001a: 55). 
Seit den 1990er Jahren kam es vor allem in der Umweltökonomie zu immer 
kritischeren Auseinandersetzungen mit den negativen Auswirkungen des 
Massenkonsums, wobei – im Gegensatz zu Waite und Cassady (1949) – der 
ökologische Ressourcenverbrauch und die damit einhergehende Degradierung der 
Umwelt im Vordergrund stehen (vgl. Jha/Murthy 2006: 20f.). 
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Mit der Kritik veränderte sich auch das Konsumverständnis. Der Verbrauch von 
Gütern und Dienstleistungen wird als sozialer Akt begriffen, der aktiv stattfindet und in 
enger Verknüpfung zu anderen Individuen steht (Vgl. Kraemer 2002: 55). Konsum ist 
die Kommunikation von Lebensstilen und definiert Beziehungen (vgl. Kollmann 2002: 
92; Hansen/Schrader 1997: 444), die in einem spezifischen politischen, kulturellen, 
rechtlichen und sozialen Setting verortet sind (vgl. Grunwald 2002: 436). Dieses 
Konsumverständnis bietet auch einen Erklärungsansatz, weshalb zwischen dem 
steigenden Umweltbewusstsein in vielen westlichen Gesellschaften und den 
tatsächlichen Konsummustern nach wie vor eine große Kluft herrscht (vgl. Renn 2000: 
33; Kollmann 2002: 92f.). 
Im 1972 erschienen Bericht des Club of Rome mit dem Titel „Limits to Growth“ 
wurde auf die verheerenden Folgen westlich-industrieller Produktion für die biologische 
Vielfalt, Rohstoffbestände und Wasserressourcen hingewiesen, die sich nicht nur lokal, 
sondern global auswirken. Die ökologischen Ressourcen wurden dabei als fester 
Bestand konzipiert, die ersatzlos ausgeschöpft werden (vgl. Spangenberg 1995: 321). 
Dieser Sichtweise wurde entgegengehalten, dass die Grenzen von Ökosystemen und 
Ressourcen nur schwer bestimmbar sind, da sie nicht in linearer Beziehung zu 
Produktion und Einkommen stehen. Ökologische Grenzen werden sehr wohl anerkannt, 
allerdings sind die Kapazitäten von unterschiedlichen Faktoren abhängig und daher 
schwer zu bestimmen (vgl. Jha/Murthy 2006: 31; Wuppertal Institut 2005: 33f.). 
Die wachsende Problemwahrnehmung und Debatten rund um die vielfältigen 
gesellschaftlichen Risiken, die im Zusammenhang mit dem Ressourcenverbrauch 
stehen, veranlassten die Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (WCED) einen 
Bericht unter der Leitung der damaligen Ministerpräsidentin von Norwegen – Gro 
Harlem Brundtland – zu erstellen. 1987 wurde „Our Common Future“ – auch bekannt 
als Brundtland-Report – veröffentlicht und prägte den Begriff „Nachhaltigkeit“ 
beziehungsweise „nachhaltige Entwicklung“. Der Bericht enthält ein 
anthropozentrisches Nachhaltigkeitsverständnis und bildet den Ausgangspunkt 
wissenschaftlicher und politischer Interpretationen des Konzepts. 
Das Nachhaltigkeits-Konzept der Brundtland-Kommission trug einerseits dem 
Zusammenhang von sozialen und ökologischen Risiken Rechnung. Andererseits wurde 
auch die global-räumliche Vernetzung anerkannt. Damit sowohl die Ökosysteme 
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erhalten bleiben als auch die soziale Entwicklung vorangetrieben werden kann, forderte 
die Kommission Entwicklungsansätze nach den Gesichtspunkten der „Nachhaltigkeit“, 
wobei der Bericht jeglicher Vorgaben entbehrt (vgl. Siebenhüner 2001a: 63ff.; 
Piorkowsky 2002: 51; Estes 1993: 2). 
Das Nachhaltigkeits-Konzept stellt damit weniger eine Handlungsanleitung dar, als 
vielmehr ein „normatives gesellschaftliches Leitbild […], das in vielen Bereichen als 
politisches Ziel verfolgt wird und ethisch oder gerechtigkeitstheoretisch motiviert ist.“ 
(Grunwald 2002: 433) 
Dies gilt nicht nur für die nachhaltige Entwicklung im Allgemeinen, sondern auch für 
das Konzept des nachhaltigen Konsums. Der integrative Charakter manifestiert sich 
etwa im Versuch allen Dimensionen des Konzepts in gleicher Weise Rechnung zu 
tragen. Um welche Elemente es sich dabei handelt, soll in den folgenden Kapiteln 
erläutert werden. 
Die Eigentümlichkeit des nachhaltigen Konsums – in Unterscheidung zur 
nachhaltigen Entwicklung – ergibt sich durch den Prozess des Konsums, der sich aus 
den Schritten Kauf, Gebrauch (und Entsorgung) zusammensetzt (vgl. Hansen/Schrader 
2001: 27), aber auch im weiteren Sinne den Produktionsprozess miteinbeziehen kann. 
In einem weiteren Versuch der Abgrenzung definieren Hertwich und Katzmayr 
(2004) nachhaltigen Konsum anhand distributiver Zielsetzungen:  
 
“From our perspective, sustainable consumption refers to measures to achieve 
a more equitable distribution of consumption around the world and reduce the 
overall environmental impact. “ (Hertwich/Katzmayr 2004: 2) 
 
Die unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen bei der Abgrenzung des Begriffs 
unterstreichen die Mehrdimensionalität und den diskursiven Charakter (vgl. 
Hinton/Redclift 2009: 7) des Konzepts. Die verschiedenen und Kontext-abhängigen 
Begriffsdeutungen erweisen sich als besonders reizvoll im politischen Zusammenhang, 
drohen allerdings zu einem „fuzzy concept“ (Weller 2008: 49) degradiert zu werden.  
Um dem Konzept mehr Trennschärfe zu verleihen beziehungsweise den Ansatz für 
die Politik fruchtbarer zu gestalten, nahmen sich unterschiedliche wissenschaftliche 
Disziplinen dem Konzept an, wobei im Folgenden der Fokus auf den, für die 
Sozialwissenschaft relevanten, Charakteristika liegt.  
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2.1 Dimensionen der Nachhaltigkeit – Die Triple-Bottom-Line  
Die Säulen – oder Dimensionen – der Nachhaltigkeit bilden den Ausgangspunkt für die 
Definition des Konzepts. Der Nachhaltigkeitsbegriff geht ursprünglich auf die 
Forstwirtschaft zurück und fand in den 1980er Jahren zunächst als Modell zur Erhaltung 
ökologischer Ressourcen eine breitere Anwendung. Anfänglich ging es dabei um die 
Erhaltung der Ökosysteme als Vorbedingung für menschliche Entwicklung. Gemäß 
dieser Auffassung fungierte die ökologische Dimension des Nachhaltigkeitsbegriffs als 
Fundament – als „Bottom-Line“.  
Trotz des Schwerpunktes auf die Erhaltung der Ökosysteme, wurde dieser Ansatz 
kritisiert: Die Gefährdung von ökologischen Ressourcen wurde nämlich vielfach mit der 
Ausbeutung durch die Menschen argumentiert. Somit gelangten nur jene Ressourcen in 
den Fokus, die durch die gesellschaftliche Nutzung direkt in Gefahr waren. Andere, 
indirekt betroffene, Ökosysteme wurden hingegen vernachlässigt (vgl. Baker 2006: 
18ff.). 
Dies hängt nicht zuletzt mit der sozial konstruierten Wahrnehmung ökologischer 
Gefahren zusammen (vgl. Dolan 2002: 173). Beck (1996) definierte diese etwa 
folgendermaßen: 
 
„Die Quellen der Gefahren sind nicht länger Nichtwissen, sondern Wissen, nicht 
fehlende, sondern perfektionierte Naturbeherrschung, nicht das dem menschlichen 
Zugriff Entzogene, sondern eben das System der Entscheidungen und Sachzwänge, das 
mit der Industrieepoche etabliert wurde.“ (Beck 1996: 300) 
 
Im Brundtland-Report der WCED wurden der ökologischen Dimension erstmals eine 
soziale und eine ökonomische Dimension beigefügt. Der anthropozentrische Ansatz 
blieb nach wie vor erhalten, doch ermöglicht die Differenzierung der 
Nachhaltigkeitsmerkmale eine gesonderte und spezialisierte Auseinandersetzung mit 
den Gefahrenpotenzialen der einzelnen Bereiche, wie etwa die Zerstörung der 
Ökosysteme und Erschöpfung nicht-erneuerbarer Ressourcen, gleiche Zugangs- und 
Entwicklungschancen für alle Gesellschaften weltweit oder eine stabile ökonomische 
Entwicklung. Auch wenn die einzelnen Dimensionen sich in ihren Zielsetzungen 
erheblich voneinander unterscheiden, werden sie als gleichrangig gewertet und ihr 
gegenseitiger Einfluss aufeinander anerkannt. Alle drei Säulen bilden die Grundlage 
  






nachhaltiger Entwicklung und stellen die Triple-Bottom-Line (TBL) dar (siehe 











Abbildung 1: Triple-Bottom-Line (Quelle: eigene Grafik nach Siebenhüner 2001a: 78) 
 
Eine Gemeinsamkeit, die allen drei Dimensionen innewohnt, ist die Zielsetzung der 
intergenerativen Gerechtigkeit. Das heißt, dass die Verwirklichung der 
Nachhaltigkeitsziele auch im Hinblick auf die Erhaltung von Ressourcen und 
Lebenschancen für künftige Generationen stattfinden soll. Auch diese Vorstellung 
entspricht der Nachhaltigkeits-Definition des Brundtland-Reports, in dem es heißt:  
 
“Sustainable development is development that meets the needs of the present 
without compromising the ability of future generations to meet their own 
needs.” (WCED 1987: o.S.) 
 
Bei näherer Betrachtung des Begriffs der intergenerativen Gerechtigkeit tauchen 
allerdings einige Unschärfen auf, die auch im WCED-Bericht nicht näher thematisiert 
werden. Siebenhüner (2001a) kritisiert etwa die fehlenden Angaben zum „Zeithorizont 
[…] auf den sich die Lebensspanne der zukünftigen Generationen bezieht“ 
(Siebenhüner 2001a: 72) oder die mangelnde Anerkennung sozial und kulturell 
konstruierter Bedürfnisse, die sich mit der Zeit verändern (vgl. ebd.: 72ff.). 
In Anbetracht dieser Kritik erscheint das Vorhaben der intergenerativen 
Gerechtigkeit vage. Allerdings verweist der Begriff auf den normativen Charakter der 
Triple-Bottom-Line und unterstreicht die Forderung nach einem integrativen Ansatz zur 
Gewährleistung Generationen-übergreifender Gerechtigkeit im Hinblick auf die 
Ökologische Ziele 
(Erhaltung der Naturfunktionen) 
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Erfüllung ökologischer, sozialer und ökonomischer Zielsetzungen (vgl. Hinterberger 
2002: 114). Der Mangel an begrifflicher Präzision im Brundtland-Report macht 
deutlich, dass das spezifische politische und gesellschaftliche 
Nachhaltigkeitsverständnis zentral für die praktische Interpretation und Umsetzung ist. 
Dass der integrative Ansatz der Triple-Bottom-Line dennoch Sinn hat manifestiert sich 
in der Betrachtungsweise ökologischer, sozialer und ökonomischer Problemfelder. 
Obwohl sich die Zielsetzungen mitunter nicht oder nur schwer miteinander vereinbaren 
lassen, können Gefahrenpotenziale etwa im sozialen Bereich, ökologische oder 
ökonomische Risiken verschärfen oder gar neue entstehen lassen (vgl. Beck 1996: 59; 
Hobson 2002: 105). 
Des Weiteren tauchen in der Nachhaltigkeits-Literatur andere Dimensionen auf, die 
der Triple-Bottom-Line hinzugefügt werden können, wie etwa die technologische, 
kulturelle, räumliche, politische oder institutionelle Dimension. Je nach Disziplin und 
Forschungsinteresse müssen diese Kategorien ebenfalls mitgedacht werden, um 
bestimmte Wechselwirkungen verstehen zu können (vgl.: Estes 1993: 8; 
Hey/Schleicher-Tappeser 1998: 14; Lorek/Spangenberg 2001: 23; Piorkowsky 2001: 
52). 
Nichtsdestoweniger hat sich die Triple-Bottom-Line im wissenschaftlichen Mainstream 
durchgesetzt und bildet die Basis des Nachhaltigkeitskonzepts. 
Wenngleich in der Nachhaltigkeitsdebatte weitgehend Einigkeit über die Triple-
Bottom-Line herrscht, stellt die Operationalisierung der Dimensionen eine große 
Herausforderung dar. 
Aufgrund der ursprünglichen Herkunft des Nachhaltigkeitsbegriffes aus der 
Ökologie, scheint dieser Bereich am professionellsten ausgearbeitet zu sein. Dies lässt 
sich auf zwei Eigenschaften zurückführen: Erstens wurde das Nachhaltigkeitsthema 
traditionell von Akteuren aus den naturwissenschaftlichen Disziplinen besetzt, was zu 
einer frühen Professionalisierung des Ökologie-Themas führte. Zweitens entwickelten 
die Naturwissenschaften Benchmarks, die zu „objektiv“ überprüfbaren Ergebnissen 
führen. In der sozialen und ökonomischen Sphäre wird die Operationalisierung als 
subjektiver erachtet (vgl. Hansen/Schrader 2001: 23). 
Aber auch die qualitative Auseinandersetzung mit der sozialen und der 
ökonomischen Dimension unterscheiden sich in der wissenschaftlichen Realität: In der 
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Literatur finden sich vielfach Ausführungen über Wechselwirkungen zwischen 
ökologischer Degradierung und sozialen Risiken (siehe Beck 1996). Die 
Wechselwirkungen der ökonomischen Dimension sowie deren Operationalisierung im 
Sinne einer Umsetzung von Kriterien der Nachhaltigkeit werden im Vergleich zur 
sozialen Dimension selten vorgenommen. 
Beinahe noch schwieriger gestaltet sich die Konkretisierung der Dimensionen auf 
das Anwendungsfeld des nachhaltigen Konsums. Obwohl die Definitionen der 
ökologischen, sozialen und ökonomischen Sphären vielfach Ähnlichkeit mit jener für 
die nachhaltige Entwicklung im Allgemeinen aufweisen, gibt es doch einige 
Konkretisierungen für den Konsum. Andererseits wirft der nachhaltige Konsum auch 
neue Fragen auf. So können etwa Zielsetzungen der ökonomischen Dimension wie etwa 
die Befriedigung materieller Bedürfnisse die Ziele der sozialen und ökologischen 
Dimension völlig unterminieren (vgl. Hansen/Schrader 2001: 24). 
Im Folgenden sollen die einzelnen Dimensionen der Triple-Bottom-Line im Hinblick 
auf die Anforderungen des nachhaltigen Konsums dargestellt werden. 
 
2.1.1 Die Ökologische Dimension 
In der ökologischen Dimension der Triple-Bottom-Line hat der Schutz und Erhalt der 
Ökosysteme als Grundlage menschlichen Lebens Priorität. Dazu gehört auch ein 
verantwortungsvoller Umgang mit Rohstoffen im Sinne intergenerativer Gerechtigkeit. 
Das bedeutet, dass „alle künftigen Generationen über die Ressourcen verfügen können, 
die zur Bedürfnisbefriedigung notwendig sind“ (Meyer 2008: 89). 
Die Schwierigkeiten bei der Operationalisierung der ökologischen Sphäre werden 
bereits beim Versuch einer exakten Definition ersichtlich. Zum einen sind Bedürfnisse 
nicht statisch und damit auch schwer voraussagbar (vgl. Siebenhüner 2001a: 72ff.). 
Dadurch können sich Probleme bei der Konzeption von Quantität und Qualität 
natürlicher Rohstoffe ergeben.  
Zum anderen unterscheiden sich die Zielsetzungen in Bezug auf die Beurteilung des 
ökologischen Status quo. Während manche ForscherInnen bei der Definition der 
ökologischen Dimension eine konservative Haltung einnehmen, wie beispielsweise die 
langfristige Bewahrung von Öko-Systemen oder Rohstoffbeständen (vgl. Hinterberger 
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et al. 2002: 114), findet sich auch Literatur, die sich explizit für eine Optimierung der 
Umwelt ausspricht (vgl. Piorkowsky 2001: 53). 
Für beide Sichtweisen gilt allerdings, dass eine Reduzierung des Rohstoffverbrauchs zur 
Zielerreichung unvermeidbar ist. 
Dieser Aspekt ist auch zentral für die ökologische Dimension des nachhaltigen 
Konsums im Speziellen. Generelles Ziel ist die Reduzierung des Stoffeinsatzes – vor 
allem nicht-erneuerbarerer Ressourcen sowie eine verstärkte, aber ebenso maßvolle, 
Nutzung erneuerbarer Ressourcen. Damit soll nicht nur die Qualität und Quantität der 
Rohstoffe für künftige Generationen gewährleistet werden, sondern auch Risiken des 
Stoffeinsatzes vermieden oder zumindest gesenkt werden (vgl. Weller 2008: 46). Ein 
weiterer wichtiger Aspekt der ökologischen Dimension sind die beiden „Levels“ der 
physischen und sozial konstruierten Ökologie (vgl. Cohen/Murphy 2001: 8).  
Die physische Ökologie kann durch objektiv messbare Auswirkungen von 
menschlichem Handeln auf natürliche Ressourcen und Öko-Systeme bestimmt werden. 
Die sozial konstruierte Ökologie spielt insofern eine Rolle, als sie maßgeblich 
Problemwahrnehmung und –bewusstsein bestimmt und damit auch, welche 
Auswirkungen gemessen werden (vgl. ebd.). Die Bedeutung sozial konstruierter Natur 
für den nachhaltigen Konsum liegt in der gesellschaftlichen Kommunikation über 
Konsum sowie in seiner politischen Umsetzung, denn die gesellschaftliche und 
politische Konstruktion ökologischer Risiken formen die Etablierung nachhaltiger 
Konsummuster.  
Die Risiken im Rahmen der ökologischen Dimension wirken schließlich auch auf den 
sozialen Bereich ein. Das Wuppertal Institut (2008) wies darauf hin, dass „intakte 
Ökosysteme die Verwundbarkeit der Armen mindern“ (Wuppertal Institut 2008: 140).  
 
2.1.2 Die Ökonomische Dimension 
Die allgemeinen Zieldefinitionen der Nachhaltigkeitsliteratur im ökonomischen Bereich 
beziehen sich meist auf dauerhaftes Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung und 
Wettbewerbsfähigkeit. Letzteres gilt vor allem als Motor innovativer Technologien im 
Bereich der Öko-Effizienz. Die langfristige Perspektive weist darauf hin, dass die 
ökonomische Dimension ebenfalls auf eine intergenerative Gerechtigkeit ausgerichtet 
ist.  
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Im Rahmen der Wirtschaft geht es zwar – ähnlich wie in der ökologischen 
Dimension – um materielle Ressourcen. In diesem Fall handelt es sich aber um ihre 
verarbeitete Form – um die Verteilung von Gütern, die den Bedürfnissen gegenwärtiger 
und künftiger Gesellschaften Rechnung tragen sollen (vgl. Piorkowsky 2001: 53; 
Hinterberger et al. 2002: 114; Meyer 2008: 90). 
Die Allokation von Gütern ist auch wichtiger Bestandteil des nachhaltigen Konsums. 
Eine stabil wachsende Wirtschaft sowie Vollbeschäftigung begünstigen den Zugang zu 
Konsumchancen und innovative Technologien sowie entsprechende Leitbilder können 
die Sozial- und Umweltverträglichkeit von Gütern und ihrer Fertigung verbessern.  
Obwohl die allgemeinen Zielsetzungen der ökonomischen Dimension gute 
Rahmenbedingungen für nachhaltige Konsummuster schaffen können, sind diese keine 
logische Konsequenz daraus. Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung und 
Wettbewerbsfähigkeit sind nicht nur Ziele im Zuge der Nachhaltigkeitsdebatte, sondern 
stehen im Zentrum traditioneller Wirtschaftspolitik und können den Zielen der 
ökologischen und sozialen Dimension zuwiderlaufen. Besonders Wirtschaftswachstum 
und Wettbewerbsfähigkeit können unter Verweis auf globale Wirtschaftsstrukturen dazu 
führen, dass Umwelt- und Sozialstandards einer „race to the bottom“ (Dauvergne 2008: 
15) unterworfen werden (vgl. ebd.). 
Daher bedarf es einer Konkretisierung ökonomischer Zielsetzungen, die jedoch im 
Vergleich zu ökologischen Zielen, weitaus weniger ausgeprägt sind (vgl. Weller 2008: 
46). 
In diesem Zusammenhang stehen auch Überlegungen über die Eigenschaften eines 
qualitativen – anstelle eines quantitativen – Wachstums. 
 
2.1.3 Die Soziale Dimension 
Der sozialen Dimension werden Zielsetzungen hinsichtlich der gesellschaftlichen 
Teilhabe und Chancengleichheit zugeordnet. Diese erstrecken sich vom Recht auf 
Arbeit, bis hin zur Bildung oder Lebensqualität durch Befriedigung materieller und 
immaterieller Bedürfnisse sowie Risikominimierung. Im weiteren Sinne zählen auch 
Institutionen zur Durchsetzung eines „sozialen Ausgleichs“ (Meyer 2008: 91) zur 
sozialen Dimension (vgl. Sagoff 1988: 101; Piorkowsky 2001: 53; Hinterberger et al. 
2002: 114). 
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Anders als die beiden vorangegangenen Dimensionen ist die soziale Säule nicht nur auf 
die intergenerative Gerechtigkeit ausgerichtet, sondern auch auf die intragenerative 
Gerechtigkeit. Diese Eigenschaft wurde bereits im Brundtland-Bericht (vgl. Meyer 
2008: 89) festgehalten und ist ein essentielles Merkmal der sozialen Sphäre. Die 
gerechte Verteilung materieller und immaterieller Ressourcen innerhalb der 
Gegenwartsgesellschaften bezieht sich im Brundtland-Report stärker auf die Nord-Süd-
Beziehung. Dies kann auf den Entstehungszusammenhang des Berichts zurückgeführt 
werden, der sich auf eine globale Dimension bezieht und die soziale Dimension 
vorrangig in einem entwicklungspolitischen Kontext versteht. Allerdings sind auch die 
Gesellschaften der entwickelten Regionen des Nordens mit Verteilungsungleichheiten 
konfrontiert.  
Je nach Perspektive können nach Huber 1995 (in Siebenhüner 2001a: 71) auch 
unterschiedliche Ansätze intragenerativer Verteilungsgerechtigkeit unterschieden 
werden:  
a) Besitzstandsgerechtigkeit 
b) Leistungsgerechtigkeit (Liberales Modell) 
c) Bedürfnisgerechtigkeit (Sozialistisches Modell) 
 
Die VertreterInnen der Besitzstandsgerechtigkeit (a) sowie auch der 
Leistungsgerechtigkeit (b) finden sich vor allem in den entwickelten Ländern und in den 
Eliten der Entwicklungsländer wieder. Die ersten beiden Modelle intragenerativer 
Gerechtigkeit basieren auf der Überzeugung, dass durch Erbschaft oder Leistung 
erworbene Besitzstände beibehalten werden dürfen.  
Das Modell der Bedürfnisgerechtigkeit (c) besagt hingegen, dass Ressourcen und 
Zugangschancen auf jedes Individuum gleich verteilt sein müssen. Dieses Modell findet 
sich in den meisten Definitionen der sozialen Dimension beziehungsweise im Rahmen 
des Nachhaltigkeits-Leitbildes generell (vgl. Siebenhüner 2001a: 71). 
Für den nachhaltigen Konsum bedeutet die soziale Dimension den fairen Zugang zu 
Gütern für alle Individuen innerhalb einer Gesellschaft sowie für künftige 
Gesellschaften. Während die ökonomische Dimension vor allem eine ausreichende 
Menge an Gütern bereitstellen soll, bezieht sich die soziale Dimension auf die Qualität 
der Verteilung. Um diese zu gewährleisten sind Sozialstandards nötig. Diese betreffen 
  
 16  
sowohl die Absicherung der individuellen Existenz als auch Sozialstandards in der 
Produktion um die Sozialverträglichkeit von Konsumgütern abzusichern (vgl. 
Waite/Cassady 1949: 1f.; Berthold/Hilpert 1999: 128ff.). 
 
2.2 Strategien der Nachhaltigkeit  
Um die Dimensionen der Triple-Bottom-Line umzusetzen gibt es unterschiedliche Wege 
oder Strategien, die sich gegenseitig ergänzen. Bei diesen Strategien handelt es sich um 
Effizienz, Konsistenz und Suffizienz.  
Bei der Effizienz-Strategie geht es um die Verbesserung der 
Ressourcenproduktivität, Konsistenz bezieht sich auf umweltverträgliche Technologien 
und Stoffkreisläufe und die Suffizienz verweist auf die quantitative 
Nachfrageverringerung. Alle drei Strategien verfolgen verschiedene qualitative und 
quantitative Zielsetzungen und setzen damit verschiedenartige Schwerpunkte im 
Rahmen der TBL (siehe Abbildung 2) (vgl. Siebenhüner 2001a: 78; Linz 2004: 7; 












Abbildung 2: Strategien der Nachhaltigkeit (Quelle: Siebenhüner 2001a: 78) 
 
Die positiven Effekte der einzelnen Strategien entfalten und verstärken sich vor 
allem durch ihr gemeinsames Wirken. Dies kann auf den Umstand zurückgeführt 
werden, dass sie sich sowohl auf die Veränderung von Denkansätzen (Suffizienz) als 
auch auf die Verbesserung des Material- und Energieeinsatzes (Effizienz) auswirken 
(vgl. Sanne 2002: 275; Linz 2004: 8; Lebel/Lorek 2008: 260). 
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Wie Effizienz, Konsistenz und Suffizienz im Einzelnen wirken und welche Gefahren 
bei einer einseitigen Schwerpunktsetzung auftauchen können, soll im Folgenden 
erläutert werden. 
 
2.2.1 Die Effizienz-Strategie 
Das Prinzip der Effizienz etablierte sich lange vor der Nachhaltigkeitsdebatte im Zuge 
der Industrialisierung. Effizienzgewinne waren und sind noch heute ein wichtiger 
Bestandteil stabilen Wirtschaftswachstums. Darüber hinaus verbreitete sich die Logik 
der Effizienz erfolgreich in nahezu allen Formen sozialer Organisationen. Das 
Vertrauen in eine effiziente Vorgehensweise bezieht sich nicht nur auf den Glauben an 
stetige Wohlfahrtsgewinne, sondern auch auf die Kompetenz der Risikominimierung 
(vgl. Beck 1996: 301f.; Princen 2003: 41f.). Daher ist es nicht ungewöhnlich, dass die 
Effizienzstrategie bereits früh im Rahmen nachhaltiger Entwicklung thematisiert und 
umgesetzt wurde und im Vergleich zu den anderen beiden Strategien eine 
vorherrschende Position einnimmt (vgl. Alcott 2008: 770). 
Im Hinblick auf den nachhaltigen Konsum ergibt sich die Bedeutung der Effizienz 
aus der Tatsache, dass die Stoff- und Energieflüsse von Produkten und Dienstleistungen 
der Industrieländer sowie der Konsumeliten der Entwicklungs- und Schwellenländer bei 
weitem das ökologisch zulässige Maß überschreiten. Damit dieser Entwicklung 
entgegengewirkt werden kann, müssen die sogenannten Durchflussmengen und 
Durchflussgeschwindigkeiten verringert werden. Das heißt, dass der Materialeinsatz 
reduziert werden soll und darüber hinaus die Produkte über eine lange Lebensdauer 
verfügen sollten, ohne das Wohlstandsniveau zu senken. Dieser Anspruch richtet sich in 
erster Linie an die Produzenten beziehungsweise an das Produktdesign. Hier zeichnet 
sich deutlich der ökonomisch-technische Charakter der Effizienz-Strategie ab. Gefragt 
sind vor allem Produkte mit langer Lebensdauer, Recyclebarkeit und die verstärkte 
Etablierung von Produktdienstleistungen. Das Leitprinzip der Effizienz lautet: „Aus 
weniger mach mehr“. Dieses Motto bezeichnet auch die Attraktivität der Strategie für 
die Wirtschaft. Der Erhalt der Ressourcen sichert den Fortbestand der Produktion. Des 
Weiteren bedeutet der geringere Ressourceneinsatz eine günstigere Produktion (Vgl. 
Spangenberg 1995: 332; Siebenhüner 2001a: 88f.; Sachs 2002: 52; Linz 2004: 8). 
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Obwohl sich die Effizienz-Strategie zunächst mit der Produktionsseite befasst, spielt 
der Konsum beziehungsweise spielen die KonsumentInnen eine nicht unwesentliche 
Rolle. In Bezug auf die Effizienz kommt nämlich den Konsumpräferenzen Bedeutung 
zu. Der Kauf und Gebrauch öko-effizienter Produkte und Dienstleistungen kann 
nämlich nachhaltige Konsummuster im Sinne der Effizienz-Strategie herausbilden (vgl. 
Sagoff 1988: 27; Fuchs/Lorek 2005: 262). 
Allerdings kann ein ausschließlicher Einsatz der Effizienz-Strategie auch zu 
negativen Entwicklungen führen. Diese sind unter der Bezeichnung „Rebound-Effekte“ 
oder „Bumerangeffekte“ bekannt. Dieses Phänomen wurde bereits im 19. Jahrhundert 
vom britischen Ökonomen William Stanley Jevons analysiert und als „Jevons’ 
Paradoxon“ bezeichnet. Jevons ging von einer positiven Preiselastizität aus und 
beobachtete, dass eine effizientere Produktion von Gebrauchsgütern zu einem Sinken 
der Preise führt. Die Preissenkung führt wiederum zu einem gesteigerten Verbrauch und 
damit zu einem Anstieg des Gesamtvolumens des Konsums (vgl. Alcott 2007: 773f.). 
Ebenso verhält es sich mit dem Rebound-Effekt. Auf der Mikroebene der Produktion 
können durch technologische Innovationen Energie und Material eingespart werden. 
Dadurch werden weniger Ressourcen und Energie benötigt um dieselbe Wertschöpfung 
zu erreichen. Diese Einsparungen können in Form von Preisreduktionen an die 
KonsumentInnen weitergegeben werden. Auf Produktionsebene führen die 
Einsparungen zur Leistungsexpansion. Auf Konsumentenebene führen die niedrigeren 
Preise zu einem Konsumanstieg und schließlich zu einer Beschleunigung der negativen 
Effekte des Ressourcenverbrauchs (vgl. Greening et al. 2000: 289ff.; Renn 2002: 33; 
Sachs 2002: 52; Schreuer 2006: 4; Clark 2007: 493; Schmidt-Bleek 2007: 144). Dieses 
Phänomen beschreibt Hertwich etwa auch als „behavioral response to technical 
improvement“ (Hertwich 2005: 4680). 
 
2.2.2 Die Konsistenz-Strategie 
Die Konsistenz-Strategie lässt sich zwar nicht in Bezug auf nachhaltige Konsummuster 
erklären, soll allerdings im Sinne der Vollständigkeit kurz definiert werden.  
Ebenso wie die Effizienz, richtet sich die Konsistenz an die Produzenten und bezieht 
sich auf die Beschaffenheit von Material und Materialströmen. Konsistenz soll Natur 
und Technik miteinander in Einklang bringen, indem die Industrie nach dem Vorbild 
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von Ökosystemen funktioniert. Damit soll eine vollkommen neue Generation 
industrieller Prozesse entwickelt und umgesetzt werden. Ziel der Konsistenz-Strategie 
ist die industriellen Stoffwechselprozesse so zu gestalten, dass sie jene der Natur nicht 
schädigen. Das heißt, dass sich Abfallprodukte nicht langfristig in der Biosphäre, 
Lithosphäre, Hydrosphäre oder Atmosphäre ablagern dürfen. Abfallstoffe, die an die 
Ökosysteme abgegeben werde, müssen biologisch abbaubar sein. Andernfalls müssen 
die Abfallstoffe innerhalb einer Kreislaufwirtschaft belassen werden (vgl. Huber 1999: 
213; Siebenhüner 2001a: 89; Linz 2004: 8f.; Wuppertal Institut 2005: 166). 
 
2.2.3 Die Suffizienz-Strategie 
Anders als die Effizienz-Strategie ist Suffizienz im gesellschaftlichen Kontext weniger 
positiv konnotiert. Sparsamkeit oder reduzierter Konsum waren ab der Ära der 
Industrialisierung ein Phänomen als Folge von Kriegen oder Krisen (vgl. Hobson 2002: 
99). Der Begriff der Suffizienz wird daher oft mit „Not- und Mangelerscheinungen“ 
(Andersen 1997: 764) assoziiert. 
Im Zuge der Diskussion über die negativen Auswirkungen der Konsummuster der 
Industrieländer wurde der Versuch unternommen, Suffizienz in ein anderes Licht zu 
rücken. Die Suffizienz-Strategie ist stark normativ geprägt und beschäftigt sich mit den 
Begriffen der Genügsamkeit oder Bescheidenheit. Ein suffizienter Lebensstil bedeutet 
Ressourcen in einer Art und Weise zu beanspruchen, die sowohl für das Individuum als 
auch für die Gesellschaft zuträglich ist. Dies ruft auch die Frage auf den Plan wieviel 
denn eigentlich genug ist. Auch wenn sich die Beantwortung dieser Frage schwierig 
gestaltet, verweist sie auf einen veränderten Blickwinkel hinsichtlich nicht-suffizienter 
Konsummuster. Während Konsum in der Industrialisierung ein Symbol für Status war 
oder eine identitätsstiftende Wirkung hatte und noch heute hat, wird der Besitz 
materieller Werte als Zeichen für Glück und Wohlstand in Frage gestellt. Was in der 
Antike als „rechtes Maß“ bezeichnet wurde, wird heute unter dem Begriff 
Lebensqualität diskutiert (vgl. Linz 2004: 10f.). Obwohl der Verzicht auf Konsum einen 
negativen Anklang hat, gibt es auch deutliche Anzeichen dafür, dass eine Reduzierung 
immaterieller Werte zugunsten materieller Werte keinen Gewinn für Lebensqualität 
bedeutet (vgl. Linz 2002: 12f.). Im Zuge der Suffizienz-Strategie sollen Ressourcen 
schonend konsumiert werden ohne dabei die Lebensqualität zu verschlechtern. Vor 
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diesem Hintergrund rücken sowohl materielle als auch immaterielle Bedürfnisse (siehe 
Tabelle 1) sowie ihr Verhältnis in den Vordergrund der Betrachtung. Ziel der Öko-
Suffizienz ist es, Einsparungen von Ressourcen und Energie als ökologischen und 












Tabelle 1: Bedürfniskategorien nach Siebenhüner (Quelle: Siebenhüner 2001a: 48) 
 
 
Allerdings bezieht sich die Suffizienz-Strategie nicht nur auf individuelles 
Konsumverhalten, sondern auch auf eine Neubewertung von Produktivität. Suffizienz 
steht für eine „substantielle Ressourcenproduktivität“ (Sachs 2002: 49), die nach dem 
Nutzen beziehungsweise nach der Qualität von Produktivität fragt (vgl. Siebenhüner 
2001a: 90ff.; Sachs 2002: 49ff.; Princen 2003: 36; Linz 2004: 10ff.; Wuppertal Institut 
2005: 167; Cortina 2006: 101; Meyer 2008: 109). 
 Zusätzlichen Schwung erhielt die Suffizienz-Forschung durch zahlreiche 
Untersuchungen, die sich mit der Frage nach dem Zusammenhang von Zufriedenheit 
und Wohlstand auseinandersetzen. Etwa hinsichtlich der Verteilung von Einkommen 
spielt die relative Einkommensverteilung eine wesentlich größere Rolle als das absolute 
Einkommen. Außerdem konnte auch ab einem bestimmten Konsumlevel eine 
Abflachung der Zufriedenheitskurve festgestellt werden. Diese Feststellungen 
vermitteln Impulse für die Operationalisierung „„postmaterieller“ Gesellschaften“ 
(Beier 1993: 13) (vgl. Durning 1992: 38ff.; Beier 1993: 13; Prinz/Pawelzik 2006: 37; 
WBCSD 2008: 13). 
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 Die Etablierung dieser postmateriellen Gesellschaften benötigt allerdings auch die 
Unterstützung politischer Akteure. Die Festsetzung politischer Vorgaben hinsichtlich 
suffizienter Lebensstile erscheint zunächst als schwer durchsetzbar. Dies liegt unter 
anderem daran, dass die Umsetzung eines genügsamen Lebensstils vielmehr der 
individuellen Entscheidung obliegt, als politischen Leitlinien. Wenn man allerdings 
davon ausgeht, dass auch nicht-suffiziente Konsummuster politisch getragen werden 
und spezifischen Wertvorstellungen unterliegen, kann die scheinbare Diskrepanz 
zwischen individuellem Lebensstil und Schaffung allgemeiner Rahmenbedingungen 
auch im Sinne der Suffizienz-Strategie gelöst werden (vgl. Durning 1992: 107ff.; 
Winterfeld 2002: 34ff.; Linz 2004: 26f.). Winterfeld nennt für eine Suffizienz 
unterstützende Politik etwa folgende Voraussetzungen: Erstens müssen politische 
Entscheidungsträger anerkennen, dass die Gesellschaft zu suffizientem Handeln fähig 
ist und von der Vorstellung des Nutzen maximierenden Homo Oeconomicus’ abgehen. 
Zweitens, müssten gesamtwirtschaftliche Zielsetzungen demokratisch verhandelt 
werden, die sowohl Anreize als auch Grenzen enthalten. Schließlich ist die Politik 
gefordert einen suffizienten Lebensstil durch die Schaffung und Erhaltung immaterieller 
Werte oder deren Voraussetzungen, wie etwa Sicherheit, Stabilität oder Zeit, zu 
ermöglichen (vgl. Winterfeld 2002: 35f.). 
 Hinsichtlich der Schwerpunktsetzung auf die Suffizienz-Strategie kann allerdings ein 
ähnlich negativer Effekt auftreten wie der Bumerangeffekt im Rahmen der Effizienz-
Strategie. Dieser Effekt wird als „Suffizienz-Rebound“ bezeichnet. Das Phänomen ist 
zwar sowohl in der Literatur als auch in der Realität weit weniger verbreitet als sein 
Pendant in der Effizienz-Strategie. Nichtsdestoweniger soll der Suffizienz-Rebound 
unterstreichen, dass ein Mix der Strategien für deren Erfolg essentiell ist.  
 Der Suffizienz-Rebound zeigt seine Wirkung vor allem in einem globalen Kontext. 
Er entsteht, wenn durch die Reduzierung des Konsums die Nachfrage und damit auch 
die Preise sinken. Sofern dies eintritt, steigt der Konsum unter anderen 
Nachfragegruppen und die Verbrauchsmuster verhalten sich ähnlich wie im Effizienz-
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2.3 Gewichtung der Nachhaltigkeitsstrategien: Starke versus schwache 
Nachhaltigkeit 
Bei der Frage nach starker oder schwacher Nachhaltigkeit (strong sustainability/weak 
sustainability) geht es um die Gewichtung der Dimensionen der Triple-Bottom-Line im 
Rahmen der Etablierung des Nachhaltigkeitsleitbildes sowie die Anwendung der 
Nachhaltigkeitsstrategien. Das wesentliche Unterscheidungsmerkmal ergibt sich im 
Ausmaß der Veränderung in den Lebensgewohnheiten. Während starke Nachhaltigkeit 
grundlegende Veränderungen im Konsumverhalten oder in der Infrastruktur einfordert, 
setzt schwache Nachhaltigkeit hauptsächlich auf einen effizienteren Stoffeinsatz durch 
technologische Innovationen (vgl. Fuchs/Lorek 2005: 262ff.). 
 Im Folgenden werden die Ansätze der schwachen und starken Nachhaltigkeit sowie 
deren Operationalisierung erörtert. 
 
2.3.1 Schwache Nachhaltigkeit oder der weak sustainability approach 
Der Ansatz der schwachen Nachhaltigkeit setzt den Schwerpunkt auf die ökonomische 
Dimension. Stabiles Wirtschaftswachstum bildet die Grundlage für Armutsbekämpfung, 
materielle Versorgung und Innovationen im Bereich der Öko-Effizienz. Mehrheitlich 
wird angenommen, dass mit dem Fokus auf die ökonomische Dimension größere 
Problemlösungskapazitäten für alle Nachhaltigkeitsdimensionen einhergehen (vgl. 
Siebenhüner 2001a: 78ff.). 
Das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem wird dabei nicht grundlegend in Frage 
gestellt, sondern soll Modifizierungen in Richtung Öko-Effizienz unterzogen werden. 
Untermauert wird dies durch die Vorstellung, dass kleine Schritte in Richtung 
Nachhaltigkeit zu einem „positive spillover“ (Thørgesen/Crompton 2009: 143) und 
damit zu immer größeren und ehrgeizigeren Zielen führen.  
Im Rahmen des nachhaltigen Konsums kommt eine Betrachtungsweise zur 
Anwendung, die Konsum und Produktion zu einem holistischen Konzept (vgl. Hertwich 
2005: 4673; Clark 2006: 493) zusammenfasst und auf die Wechselwirkungen beider 
Systeme hindeutet. Sowohl in der Nachhaltigkeits-Literatur als auch in politischen 
Dokumenten firmiert das Konzept unter dem englischen Begriff „Sustainable 
Consumption and Production“ (SCP). Oft wird auch die Abfallwirtschaft als drittes 
System miteinbezogen. Nachhaltigen Konsum und nachhaltige Produktion als 
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gemeinsames Konzept zu begreifen soll helfen, ökonomische, soziale und ökologische 
Risiken in allen „Lebensphasen“ von Produkten zu erfassen und sie möglichst effizient 
zu minimieren (vgl. Fletcher 2001: 214f.; Maxwell/Sheate 2006: 223ff.). 
Ein Modell, das sich vom SCP-Gedanken ableitet, nennt sich Life-Cycle-Approach 
(LCA). Hierbei werden Produktion, Konsum und Abfallmanagement als 
zusammenhängendes System definiert (siehe Abbildung 3), in dem Ressourcen 












Abbildung 3: The product life cycle (Quelle: Fletcher et al. 2001: 214) 
 
 
Im Zentrum der Betrachtungen steht der Materialfluss beziehungsweise seine 
Transformation von Stoffen in den einzelnen Phasen. Damit soll der Verbrauch von 
Stoffen und Energie eines Produkts in seinem gesamten Lebenszyklus gemessen 
werden. Die ganzheitliche Analyse eröffnet eine neue Problemwahrnehmung und somit 
auch neue Problemlösungsstrategien hinsichtlich der Minimierung des Materialflusses 
oder der Wiederaufbereitung von Ressourcen (vgl. Adelt et al. 1991: 14; Fletcher 2001: 
214; Lebel/Lorek 2008: 242ff.; Hinton/Goodman 2009: 14). 
Allerdings bezieht sich die LCA-Literatur in erster Linie auf die Optimierung von 
öko-effizienten Produktdesigns und richtet sich damit vor allem an die Produzenten. 
Der Fokus auf den effizienten Material- und Energieeinsatz verweist des Weiteren auf 
die Zielsetzungen des schwachen Nachhaltigkeitsansatzes. Im Rahmen des LCA wird 
vor allem die Möglichkeit Material- und Energieeinsparungen innerhalb des 
Produktzyklus, allerdings nicht der Produktzyklus an sich, thematisiert. Der LCA findet 
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auch in der Politik seine Entsprechung in Form des Modells der Ökologischen 
Modernisierung.  
Obwohl die technologischen Veränderungen der Wirtschaft und Wissenschaft 
entstammen, haben politische Strukturen einen wesentlichen Einfluss, da sie erst die 
Verbindung dieser Innovationen mit ökologischen und sozialen Anliegen herstellen und 
damit ihre Bedeutung unterstreichen (vgl. Murphy 2001: 46ff.). 
Darüber hinaus setzt die Politik die notwendigen Rahmenbedingungen zur Förderung 
und Verbreitung technologischer Innovationen mithilfe marktwirtschaftlicher 
Instrumente beziehungsweise Instrumenten der „neuen“ Umweltpolitik, sogenannter 
„NEPIs“ –„new environmental policy instruments“ (Jordan et al. 2009: 283). NEPIs 
zielen vor allem auf die Forcierung technologischer und wirtschaftlicher Innovationen 
aus Gründen der Kosteneffektivität und des Wettbewerbs ab und bestehen neben 
marktwirtschaftlichen Instrumenten aus freiwilligen Vereinbarungen sowie 
Informationskampagnen und –einrichtungen. Die Adressaten der NEPIs sind in der 
Regel Unternehmen. 
Für die Etablierung der Ökologischen Modernisierung müssen nach Baker 2007 vier 
Vorraussetzungen erfüllt sein (vgl. Baker 2007: 299): 
1. Anerkennung der Verknüpfung von Umweltschutz und Wirtschaftswachstum 
2. Integration der Umweltpolitik in anderen Politikfeldern (z.B. 
Wirtschaftspolitik) 
3. Etablierung von New Environmental Policy Instruments (NEPIs) 
4. Etablierung der Ökologischen Modernisierung in Gesellschaftsfeldern, die 
Innovation und Entwicklung verbreiten können (z.B. Industrie) 
 
Der Einsatz von NEPIs zur Etablierung der Ökologischen Modernisierung trägt der 
Vorstellung der schwachen Nachhaltigkeit Rechnung, indem die wirtschaftliche 
Entwicklung durch öko-effiziente Technologien gefördert wird. Dadurch soll die 
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2.3.2 Starke Nachhaltigkeit oder strong sustainability approach 
Der Ansatz der starken Nachhaltigkeit oder strong sustainability approach geht von der 
ökologischen Dimension als Basis allen Lebens aus. Die natürlichen Ressourcen bilden 
dabei die Grundlage für das ökonomische sowie soziale Leben und müssen unbedingt 
bewahrt werden. Grundlegend für diesen Ansatz ist das Argument, dass die Natur 
Funktionen erfüllt, die weder von der ökonomischen, sozialen oder einer anderen 
Dimension ersetzt, noch monetär bemessen werden können (vgl. Siebenhüner 2001a: 
82ff.). 
 Ziel der starken Nachhaltigkeitsstrategie ist, den ökologischen, sozialen und 
ökonomischen Kapitalstock zu erhalten beziehungsweise unter der Voraussetzung zu 
erhöhen, dass die Verbesserung einer Nachhaltigkeitsdimension nicht zur 
Verschlechterung einer anderen führt. 
Die Auseinandersetzung mit der ökonomischen und sozialen Dimension resultiert aus 
der Kritik an der ineffizienten Allokation der gegenwärtigen Wirtschafts- und 
Konsummuster, die schließlich zu einer massiven Naturzerstörung und 
Verteilungsungerechtigkeit führen.  
 In seiner strengen Ausformung verbietet der strong sustainability approach die 
Nutzung nicht erneuerbarer Ressourcen. Dies stellt nicht nur die bisherige Nutzung von 
Bodenschätzen in Frage, sondern betrifft auch Aspekte wie etwa das Verbot jeglicher 
anthropogenen Schadstoffbelastung in der Luft, im Boden sowie in Gewässern. Diese 
strikten Forderungen erschweren die tatsächliche Durchführung und würden drastische 
Anpassungsleistungen einfordern, die kurz- und mittelfristig nicht zu erfüllen wären. 
 Eine modifizierte oder gemäßigte Form der starken Nachhaltigkeit räumt die 
Möglichkeit ein, dass die Gesellschaft eine gewisse „Eindringtiefe des 
Wirtschaftsgeschehen in die Natur“ (Meyer-Albich 2001: 299) bestimmen kann. Zu 
beachten ist, dass diese Grenzen sozial konstituiert und nicht ökonomisch bestimmt 
werden. 
 Eine Möglichkeit einer realen Anwendung der starken Nachhaltigkeit bieten 
Erhaltungs- oder Nutzungsregeln, die ein „Verschlechterungsverbot“ beziehungsweise 
einen „Verbesserungsauftrag“ (Döring 2004: 7) beinhalten. Innerhalb dieser Regeln 
befindet sich der Spielraum insbesondere für die Politik und ihre konkreten 
Zielsetzungen. Diese Zielsetzungen sollten sektorbezogen alle Dimensionen der 
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Nachhaltigkeit integrieren. Im Rahmen eines „bereichsorientierten Säulenmodells“ 
(ebd.: 8) werden die unterschiedlichen Abhängigkeiten der einzelnen Dimensionen in 
den jeweiligen Politikfeldern identifiziert. Daraus lassen sich schließlich Ziele und 
Instrumente ableiten, die eine nachhaltige Entwicklung unter Berücksichtigung der 
Triple-Bottom-Line gewährleisten sollen (vgl. Meyer-Abich 2001: 297ff.; Döring 2004: 
4ff.; Kleine 2009: 121f.). 
Für den nachhaltigen Konsum würde das bedeuten, Regeln für Wirtschaft und 
Gesellschaft in Bezug auf den Verbrauch und die angebotenen Produkte und 
Dienstleistungen zu vereinbaren, die der ökologischen, sozialen und ökonomischen 
Dimension Rechnung tragen beziehungsweise mittel- und langfristig signifikante 
Verbesserungen in allen drei Säulen mit sich bringen. 
 
2.4. Die Bedeutung von Konsumentenbildern im nachhaltigen Konsum 
Sowohl im Rahmen der Operationalisierung des nachhaltigen Konsums im 
wissenschaftlichen Bereich als auch in der Umsetzung des Konzepts in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft, spielen die Vorstellungen über KonsumentInnen eine 
große Rolle. Vorstellungen über das Konsumverhalten ermöglichen Entwürfe zu 
konkreten Handlungsanleitungen oder Forderungen nach spezifischen 
Rahmenbedingungen, die Konsum steuern.  
In den Sozialwissenschaften wird diesem Aspekt durch die Konzeption von 
Menschenbildern Rechnung getragen. Menschenbilder stellen vereinfachte und 
abstrakte Konzepte von Individuen dar, die unterschiedliche Dimensionen und 
Eigenschaften umfassen. Sie haben nicht nur eine beschreibende oder erklärende 
Funktion inne, sondern stellen auch einen normativen Anspruch. Dieser bezieht sich auf 
seine Norm bildende Eigenschaft als „Orientierungsmaß“ (Siebenhüner 2001a: 16) für 
die Gesellschaft. Anhand eines Menschenbildes sollen Einstellungen und 
Verhaltensmuster plausibel und konsistent zusammengefasst werden. In Folge können 
die Konzepte schließlich auf bestimmte Problemstellungen oder Sachverhalte 
angewendet werden und Instrumente zur Umsetzung von Zielen oder aber politische 
und gesellschaftliche Forderungen abgeleitet werden (vgl. Siebenhüner 2000: 1; 
Siebenhüner 2001a: 99f.; Siebenhüner 2001b: 343f.; Becker 2006: 21f.). 
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Dies gilt auch speziell für das Politikfeld des nachhaltigen Konsums. Das 
Konsumverhalten in der Gesellschaft hat großen Einfluss auf die Umsetzung des 
Konzepts. Welche Anforderungen beispielsweise an Politik und KonsumentInnen 
gestellt werden, hängt maßgeblich davon ab, welche Einflüsse auf oder 
Vorraussetzungen für Konsumentscheidungen wahrgenommen werden (vgl. 
Siebenhüner 2001b: 346; Berglund/Matti 2006: 551). 
Je nach dem zugrunde liegenden Menschenbild kann sich die Verwirklichung des 
Konzepts des nachhaltigen Konsums auf einzelne Veränderungen im 
Verbraucherverhalten beziehen oder auf die Änderung des gesamten Lebensstils. 
Ebenso können Fragen nach dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage, gesetzlichen 
Rahmenbedingungen, Einflussfaktoren, Wertvorstellungen oder 
Konsumentensouveränität im Hinblick auf spezifische Menschenbilder unterschiedlich 
beantwortet werden (vgl. Grunwald 2002: 437; Sanne 2002: 285; Jackson/Michaelis 
2003: 7; Fuchs/Lorek 2005: 278; Lebel/Lorek 2008: 244; Hinton/Goodman 2009: 278). 
Im Folgenden werden nun drei Menschenbilder erörtert, denen in der 
Nachhaltigkeits-Literatur besondere Beachtung zukommt: Der Homo Oeconomicus, der 
Homo Politicus oder Consumer Citizen und der Homo Sustinens. 
 
2.4.1 Der Homo Oeconomicus 
Das Konzept des Homo Oeconomicus entstammt nicht den Sozialwissenschaften, 
sondern hat seinen Ursprung in den Wirtschaftswissenschaften. Nichtsdestoweniger 
findet das Konzept vom Homo Oeconomicus auch außerhalb 
wirtschaftswissenschaftlicher Disziplinen Anwendung. 
Entscheidungen – insbesondere Konsumentscheidungen – trifft der Homo 
Oeconomicus individuell und unabhängig von anderen Akteuren. Die Entscheidungen 
werden rational nach dem Prinzip der Nutzenmaximierung getroffen. Das bedeutet, dass 
individuelle Präferenzen systematisch gereiht werden und nach Abwägung aller 
Handlungsalternativen wird jene Möglichkeit gewählt, die dem Individuum den größten 
Wohlstand beziehungsweise Nutzen bringt. Eine Einschränkung der möglichen 
Handlungsalternativen ist das Budget des Individuums. Damit die 
Handlungsalternativen identifiziert und bewertet werden können, benötigt der Homo 
Oeconomicus Informationen über den Markt. In Folge ergeben die aggregierten Nutzen 
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maximierenden Aktivitäten jeder Individuen am Markt das „Wohlfahrtsoptimum“ (vgl. 
Becker 2006: 18; Faber et al. 1997: 458; Green 1979: 23; Paavola 2001: 81ff.; 
Siebenhüner 2000: 2; Hansen/Schrader 1997: 448; Siebenhüner 2001a: 111ff.). 
In Bezug auf den nachhaltigen Konsum werden die negativen Auswirkungen 
exzessiver Ressourcennutzung als ungenaue oder ungenügende Definition von 
Besitzrechten definiert.  
Ein weiteres Problem ergibt sich aufgrund des Mangels an langfristigen Interessen. Dies 
stellt besonders für die Verwirklichung intergenerativer Gerechtigkeit eine 
Herausforderung dar. Die Verwirklichung langfristiger Interessen setzt nämlich eine 
Orientierung an einem allgemeinen Nutzen voraus. Da empirische Befunde zeigen, dass 
langfristige Interessen in der Politik sehr wohl umgesetzt werden, liegt die Vermutung 
nahe, dass andere Entscheidungsfaktoren ebenfalls eine Rolle spielen (vgl. Faber et al. 
1997: 461ff.). 
 In der Literatur findet sich diesbezüglich eine konzeptionelle Erweiterung 
beziehungsweise Trennung von Individuen als KonsumentInnen und BürgerInnen. In 
dieser Betrachtungsweise verfügt ein Individuum über mehrere Präferenz-Sets, die je 
nach Bedarf beziehungsweise nach Situation egoistisch oder altruistisch ausgerichtet 
sind. Das heißt, obwohl Konsumentscheidungen nach dem Eigennutz-Prinzip 
ausgerichtet sind, können Individuen politische Entscheidungen treffen, die dem 
Allgemeinwohl entsprechen (vgl. Sagoff 1988: 8ff).  
Diese Erweiterung trennt jedoch lediglich die Pfade der Entscheidungsfindung in 
Bezug auf politische Wahlen und Kaufentscheidungen. Am Gemeinwohl orientierte 
Kaufentscheidungen sind in diesem Modell nicht vorgesehen. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit dem Menschenbild des Homo 
Oeconomicus’ ist die Konsumentensouveränität, welche die normative Instanz des 
Konzepts bildet. Da das Konzept von einem perfekten Markt mit vollkommener 
Konkurrenz ausgeht, sind die KonsumentInnen die zentralen EntscheidungsträgerInnen, 
die Angebot und Nachfrage bestimmen. Produzenten müssen sich den 
Konsumentscheidungen anpassen, um am Markt bestehen zu können. Mit der 
Ausweitung des Angebots durch beispielsweise private Anbieter für öffentliche 
Dienstleistungen (z.B.: Sozialleistungen) erhöht sich sogar die „Macht“ der 
KonsumentInnen (vgl. Lerch 2000: 174; Lerch 2006: 74; Müller/Mackert 2003: 7). 
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  Im Hinblick auf das Konzept vom Homo Oeconomicus ergeben sich für die Politik 
des nachhaltigen Konsums drei zentrale Handlungsfelder: Preisbildung, Information 
und Förderung von Technologie und Innovation. 
 Um nachhaltige Konsumalternativen zu identifizieren und abzuschätzen, müssen die 
KonsumentInnen über die nötige Information verfügen. Dies kann seitens der Politik 
zum einen über Preissteuerungen in Form von (Öko-)Steuern oder auch durch 
Gütesiegel, Produktstandards etc. erfolgen. Durch die Wissensvermittlung an die 
BürgerInnen können Entscheidungen im Sinne der Nachhaltigkeit getroffen werden. 
Diese Entscheidungen sollen sich vor dem Hintergrund der Konsumentensouveränität 
entsprechend auf das Angebot auswirken (vgl. Brand 2008: 72; Hansen/Schrader 1997: 
452f.). Allerdings kann im Rahmen des Homo Oeconomicus-Konzepts nachhaltiger 
Konsum durch Produktinformationen nur dann forciert werden, sofern dieser als Nutzen 
maximierende Konsumalternative beurteilt wird. Dies hängt jedoch von den 
individuellen, atomisierten Präferenzen ab. Vor diesem Hintergrund gestaltet sich eine 
Steuerung des Verbrauchs in Richtung sozial- und umweltverträglichen Kaufverhaltens 
seitens der Politik schwierig. 
 Eine zentrale Steuerung kann wesentlich effektiver durch den Preis erwirkt werden. 
Da das Budget ein bestimmender Faktor für die Anzahl der Wahlmöglichkeiten 
darstellt, kommt der Preisbildung eine erhebliche Bedeutung zu. In Bezug auf 
nachhaltigen Konsum können etwa ökologische und soziale Kosten internalisiert 
werden und vermitteln den VerbraucherInnen so Informationen über den 
gesellschaftlichen Wert von Produkten. Preise können dann auch insofern eine Rolle 
spielen, als die Nutzung öffentliche Güter mit Kosten verbunden wird, um so deren 
Erhalt zu sichern (vgl. Dauvergne 2008: 13f.; Meyer 2006: 64; Valor 2008: 317). 
 Zuletzt bietet die Forschungsförderung im Bereich Technologie eine Möglichkeit für 
die Politik in die Entscheidungen des Homo Oeconomicus einzugreifen. Dies betrifft die 
Erweiterung günstiger (nachhaltiger) Konsumalternativen im Bereich der Öko-Effizienz 
(vgl. Kletzan et al. 2002: 138). 
In der folgenden Tabelle werden die Charakteristika sowie die empfohlenen 
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Homo Oeconomicus 
Eigenschaften Politische Instrumente 
 Eigennutz orientiert 
 Rational 
 Souverän 
 Preis:  
▪ Internalisierung externer Effekte 
▪ Kommodifizierung öffentlicher Güter 
 Information 
 Förderung von Technologie und Innovation 
 
Tabelle 2: Homo Oeconomicus: Eigenschaften & Instrumente (Quelle: eigene) 
 
 
Die Kritik am Homo Oeconomicus ist vielfältig. Im Allgemeinen wird dem Konzept 
vorgeworfen, dass es empirisch nur schwer haltbar ist. Vor allem wenn es auf alle 
Lebensbereiche angewendet wird. Problematisch ist etwa die Annahme individueller, 
unabhängiger Bedürfnisse, die frei von jeglichem sozialen Einfluss sind. Tatsächlich 
sind KonsumentInnen einer Vielzahl sozialer, politischer etc. Einflüsse ausgesetzt. Des 
Weiteren bezieht sich die Kritik auf die Voraussetzung stabiler Bedürfnisse, die sich 
aber in Wirklichkeit verändern können – nicht zuletzt aufgrund der unterschiedlichen 
Einflüsse auf das Individuum.  
 Ein weiterer wichtiger Kritikpunkt bezieht sich auf die Konsumentensouveränität. 
Zum einen wird diese vom Budget begrenzt. Somit hängt der Einfluss der 
KonsumentInnen von deren Kaufkraft ab. Hinsichtlich der Steuerung nachhaltiger 
Konsummuster ergibt sich das Problem atomisierter Konsumpräferenzen. Darüber 
hinaus wird das Ausmaß der Souveränität auch im Hinblick auf gesellschaftliche 
Einflüsse angezweifelt, da die Vorstellung, dass KonsumentInnen ihre 
Kaufentscheidungen völlig unabhängig treffen, empirisch widerlegt werden kann. Aber 
selbst wenn trotz einem bestimmten Maß an kollektivem Einfluss die individuelle 
Nutzenmaximierung als zentraler Faktor des Konsums angenommen wird, muss dies 
nicht zwangsläufig zu sozial- und umweltverträglichem Verbrauch führen. 
 Der Homo Oeconomicus als Vorlage für den nachhaltigen Konsum gestaltet sich 
außerdem schwierig, da langfristige Interessen allenfalls verwirklicht werden, wenn 
Individuen auf politischer Ebene im Sinne des Gemeinwohls agieren. Damit wären 
intergenerative Zielsetzungen des nachhaltigen Konsums nicht im Rahmen des Homo 
Oeconomicus-Menschenbildes zu bearbeiten. Schließlich wird als weiterer Kritikpunkt 
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der Fokus auf materielle Werte genannt, wodurch Fragen der Suffizienz zum Teil 
ausgeblendet werden (vgl. Siebenhüner 2000: 3f.; Lerch 2006: 75f; Lerch 2000: 174ff.; 
IES et al. 2008: 8; Hansen/Schrader 1997: 450; Becker 2006: 18f.; Zabel 2005: 721f.; 
Siebenhüner 2001b: 348). 
 
2.4.2 Der Homo Politicus oder Consumer Citizen 
Bereits in der Auseinandersetzung mit dem Konzept des Homo Oeconomicus wurde 
festgehalten, dass langfristige Interessen nur durch eine Orientierung am Gemeinwohl 
verfolgt werden können. Dieser Vorstellung entspricht der Homo Politicus. Das 
Interesse am kollektiven Wohlstand steht im Zentrum und wird als Grundlage des 
privaten Wohlstands angesehen. Im Vordergrund des Konzepts steht die Interaktion und 
Diskussion mit anderen Individuen zum Austausch von Interessen und Informationen 
(vgl. Faber et al. 1997: 468; Siebenhüner 2001b: 350f.). Da das Konzept in erster Linie 
Individuen in ihrer Funktion als politische Aktivisten erklären soll, wurde das Prinzip 
des Homo Politicus in Bezug auf den (nachhaltigen) Konsum erst zum Consumer 
Citizen weiterentwickelt. 
 Der Consumer Citizen verkörpert den Typus des klugen, informierten und 
verantwortlichen Verbrauchers. Mittels umfangreicher Informationen über Güter und 
Dienstleitungen sowie ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft nimmt der Consumer 
Citizen eine aktive Rolle ein und zeigt sich für diese Konsequenzen mitverantwortlich. 
Anders als der Homo Oeconomicus ist der Consumer Citizen nicht individuellen 
Präferenzen unterworfen, sondern wird als bewusster Aktivist am Markt betrachtet. 
Wirtschaftliche, ökologische oder soziale Zielsetzungen werden mittels 
Kaufentscheidung beziehungsweise via sogenannter „Dollar-votes“ (Lerch 2006: 85) 
respektive „Euro-votes“ verwirklicht. Allerdings entsprechen die 
Konsumentscheidungen des Consumer Citizen nicht per se nachhaltigen Maßstäben. 
Erst wenn die Realisierung des Gemeinwohls im Rahmen öffentlicher Diskurse und 
Zielsetzungen etwa in der Etablierung nachhaltige Konsummuster gesehen wird, erfolgt 
der Konsum auch nach entsprechenden Gesichtspunkten (vgl. Brand 2008: 72f.; Dolan 
2002: 176; Cortina 2006: 99; Hobson 2002: 100ff.; IES et al. 2008: 9; Klintman 2009: 
44ff.; Seyfang 2005: 290; Lorenz 2006: 91; Lerch 2006: 85; Valor 2008: 321f.). 
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 Die Politik, die auf dem Consumer Citizen basiert, orientiert sich an Formen von 
Governance. Im Zentrum stehen diskursive Instrumente zwischen KonsumentInnen, 
Markt, Zivilgesellschaft und Politik beziehungsweise Regierungen wie zum Beispiel 
Dialoge oder Leitbildkommunikation (vgl. Brand 2008: 73). Kommunikation dient 
allerdings nicht nur zur Vermittlung von Leitbildern, sondern soll auch, ähnlich wie im 
Falle des Konzepts vom Homo Oeconomicus, Informationen bereitstellen, die 
(nachhaltige) Konsumentscheidungen ermöglichen.  
Steuersysteme oder Subventionen, die der Sozial- und Umweltverträglichkeit von 
Produkten und Dienstleistungen Rechnung tragen, werden zwar auch als flankierende 
Maßnahmen genannt. Sie haben allerdings einen sekundären Stellenwert (vgl. Lorenz 
2006: 111; Brand 2008: 73). Die Tabelle gibt einen Überblick über die zentralen 
Charakteristika und Politikinstrumente hinsichtlich des Consumer Citizen. 
 
Consumer Citizen 
Eigenschaften Politische Instrumente 
Primär Sekundär 








Tabelle 3: Consumer Citizen: Eigenschaften & Instrumente (Quelle: eigene) 
 
 Die Kritik, die mit dem Bild des Consumer Citizen einhergeht, bezieht sich auf den 
Kaufakt als „Wahlentscheidung“, die nicht nach demokratischen Maßstäben erfolgt, da 
diese der individuellen Kaufkraft unterworfen ist. Neben der Leistbarkeit können aber 
auch Gründe wie die Verfügbarkeit von Produkten oder der Aufwand für deren 
Beschaffung Hindernisse für die Verwirklichung der Interessen sein.  
 Speziell im Hinblick auf langfristige Interessen des nachhaltigen Konsums ergibt 
sich eine konzeptionelle Schwäche. Die Interessen künftiger Gesellschaften werden von 
der Gegenwartsgesellschaft im Rahmen diskursiver Prozesse vorweggenommen und 
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2.4.3 Der Homo Sustinens 
Ein weiterer Typus, der ebenfalls am allgemeinen Interesse orientiert ist, aber explizit 
auf die Kriterien der Nachhaltigkeit ausgerichtet ist, wird als Homo Sustinens 
bezeichnet. Das Konzept des Homo Sustinens wurde von Bernd Siebenhüner entwickelt. 
Der Name leitet sich aus dem Lateinischen „sustinere“ ab und bedeutet bewahren oder 
erhalten.  
 Der Homo Sustinens ist aufgrund seiner Anlehnung am Konzept der Nachhaltigkeit 
vorrangig ein normatives Konzept, das den Menschen als kommunikatives und 
lernfähiges Individuum versteht. In diesem Zusammenhang wird nach den 
Voraussetzungen und Motiven gesucht, die das Erlernen nachhaltiger Verhaltensmuster 
begünstigt beziehungsweise nachvollziehbar macht. Das Konzept ist allerdings nicht 
nur normativ geprägt, sondern setzt sich auch aus einer Reihe empirisch-deskriptiver 
Verhaltensmuster zusammen. So kann etwa Umweltbewusstsein als verinnerlichte 
Wertvorstellung im Rahmen sozialer Bedürfnisse beobachtet werden.  
 Anders als beim Homo Oeconomicus oder Homo Politicus steht die Identifikation 
von Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen im Hintergrund. Vielmehr werden 
Entwicklungsprozesse eruiert, die die Fähigkeit zum nachhaltigen Verhalten fördern 
und an dessen Ziel der Homo Sustinens steht, der sich seiner „natürlich-biologischen 
Wurzeln, seiner Subjektivität und seiner kulturellen Einbindung bewusst ist“ 
(Siebenhüner 2001a: 293) (vgl. Siebenhüner 2000: 5ff.; Siebenhüner 2001a: 292ff.; 
Adelt et al. 1991: 160f.). 
 In Bezug auf die Verwirklichung des Homo Sustinens ist die Politik in vielerlei 
Hinsicht gefordert. Neben der Ausrichtung der Wirtschaft nach nachhaltigen 
Maßstäben, fordert Siebenhüner vor allem den Einsatz sogenannter „weicher 
Politikinstrumente“ (Siebenhüner 2001a: 355). Im Vordergrund stehen somit 
kommunikative und informative Mittel, die konkrete „handlungstheoretische 
Grundlagen“ (ebd.) vermitteln sollen und deren Ziel die kollektive, kulturelle 
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Homo Sustinens 




Politikinstrumente  Gemeinwohl-orientiert 
 Natur-bewusst 




 Mindeststandards  
 
Tabelle 4: Homo Sustinens: Eigenschaften & Instrumente (Quelle: eigene) 
 
Die Umsetzung des Konzepts ist langfristig ausgerichtet und erfordert eine radikale 
Veränderung gängiger politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Praktiken. 
Bezüglich der Entwicklung in Richtung des Homo Sustinens-Menschenbildes ergeben 
sich einige Schwierigkeiten im Hinblick auf eine konkrete Definition der politischen 
Zielsetzungen und des Entwicklungspfades für die Gesellschaft. Da der Homo Sustinens 
eine Zielvorstellung ist, muss zunächst der Ausgangspunkt ermittelt werden, das heißt, 
wo sich die Gesellschaft und ihre Verhaltens- beziehungsweise Konsummuster unter 
Berücksichtigung des Homo Sustinens-Konzepts aktuell befinden. Inwiefern sich eine 
etwaige Umsetzung schließlich als effektiv erweist, kann darüber hinaus erst nach einer 
sehr langen Zeitspanne evaluiert werden, da es sich um einen evolutionären Prozess 
handelt. 
 
3. Die Etablierung des nachhaltigen Konsums als politisches 
Feld und die Rolle der Europäischen Union 
Dieses Kapitel widmet sich der Entstehung des nachhaltigen Konsums als Politikfeld 
und der Frage nach den Motiven der Europäischen Union (EU) in diesem Bereich 
gestaltend tätig zu werden.  
 Die Thematik der nachhaltigen Entwicklung im Allgemeinen – und des nachhaltigen 
Konsums im Besonderen – entstand ursprünglich auf internationaler Ebene im Rahmen 
der Umweltpolitik und der Entwicklungszusammenarbeit. 1992 wurde die United 
Nations Conference on Environment and Development (UNCED) in Rio de Janeiro 
veranstaltet, wo das Thema der Nachhaltigen Entwicklung und die Bedeutung des 
Nachhaltigen Konsums erstmals auf internationaler Ebene explizit diskutiert und 
definiert wurde.  
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 Zehn Jahre später, am World Summit for Sustainable Development (WSSD), wurden 
weitere Schritte entwickelt. In beiden Gipfeln zur Nachhaltigen Entwicklung spielte die 
EU eine wesentliche Rolle. Welche Erwartungen die EU an ihr Engagement geknüpft 
hat, wie sie sich in den Gipfeln positioniert hat und wie das Thema nachhaltiger 
Konsum Eingang in die europäische Politik fand, soll im Folgenden dargestellt werden. 
 
3.1 Die Motivation der EU hinsichtlich ihres Engagements bei der Etablierung des 
nachhaltigen Konsums 
Bevor die Entwicklung des nachhaltigen Konsums als politisches Handlungsfeld 
thematisiert werden kann, muss zunächst geklärt werden, welche Faktoren die EU dazu 
motiviert haben, sich dieser Thematik anzunehmen. In der Literatur findet sich eine 
Vielzahl an Beweggründen, weshalb die Auseinandersetzung mit nachhaltiger 
Entwicklung beziehungsweise nachhaltigem Konsum auf europäischer Ebene von 
Bedeutung ist. Diese können drei Kategorien zugeordnet werden: institutionelle 
Interessen, marktwirtschaftliche Interessen und internationale Interessen. 
 
3.1.1 Institutionelle Interessen der EU im Rahmen des nachhaltigen Konsums 
Das institutionelle Interesse am nachhaltigen Konsum bezieht sich auf die Stärkung der 
EU nach innen. Die europäischen Institutionen haben ein Eigeninteresse an der 
Ausweitung der europäischen Integration und damit an der Ausweitung der 
Politikfelder, die auf EU-Ebene behandelt werden. Aus diesem Grund müssen die 
Organe der EU ihre Problemlösungskompetenz unter Beweis stellen. Die zunehmende 
Wahrnehmung von Umweltproblemen und das Bewusstsein ihrer 
grenzüberschreitenden Wirkungen, führten dazu, dass umweltpolitische Kompetenzen 
sukzessiv auf die europäische Ebene verlagert worden sind. 
 Seit Beginn der 1990er Jahre ergänzte die EU ihre regulativen Instrumente im 
Rahmen der Umweltpolitik mit weniger verbindlichen Maßnahmen und Anreizen. 
Gleichzeitig wurde die Umweltthematik in andere Politikfelder integriert und ebnete so 
den Weg in Richtung nachhaltige Entwicklung. Im Vertrag von Amsterdam (1997) 
wurde nachhaltige Entwicklung bereits als zentrales Handlungsfeld der europäischen 
Politik genannt (vgl. Baker 2006: 136; Golub 1998: 25; IES et al. 2008: 10; 
Hey/Schleicher-Tappeser 1998: 86). 
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 Damit positioniert sich die EU als Instanz, die sich Umweltschutz in Verbindung mit 
wirtschaftlichem Wohlstand als Ziel setzt. Vermittelt wird ein Konzept, das eine Win-
Win-Situation für Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt herstellt. In diesem 
Zusammenhang wird der Aspekt der Legitimation der EU relevant. Um Zustimmung für 
den Prozess der europäischen Integration zu erhalten, müssen die europäischen 
Institutionen ihre Problemlösungskompetenz beweisen. Sofern die EU die 
Themenführerschaft auf dem Gebiet der Nachhaltigkeit für sich beanspruchen kann, 
wird Legitimation seitens der Bevölkerung sowie seitens der Regierungen generiert. Ob 
die Legitimation auf Dauer bewahrt werden kann, hängt zu einem Großteil davon ab, ob 
die Performance auf europäischer Ebene als Erfolg beurteilt wird (vgl. Cerutti 2008: 
10f.; Fioramonti/Lucarelli 2008: 193; Lenschow/Sprungk 2010: 134ff., Murphy 2001: 
51). 
 Die Erweiterung der EU-Kompetenzen auf Umwelt- und Nachhaltigkeitsthemen soll 
allerdings nicht nur die Integration vertiefen oder Legitimation herstellen, sondern auch 
Identität stiften. Im Gegensatz zu Nationalstaaten, verfügt die EU über keinen eigenen 
kulturellen beziehungsweise historischen Mythos, der Solidarität fördert und Identität 
vermittelt. Vielmehr wurde die EU zunächst von europäischen Eliten geprägt. Erst 
später bemühten sich die EU-Institutionen um eine breitere Unterstützungsbasis, 
wodurch der Mangel an einem identitätsstiftenden Element deutlicher wahrgenommen 
wurde. In diesem Sinne wurde das Bild eines „grünen Europas“ geschaffen (vgl. 
Lenschow/Sprungk 2010: 134ff.). Das „grüne Europa“ unterscheidet sich normativ von 
anderen politischen Einheiten und steht für die Bewahrung der Umwelt sowie für 
Risikovermeidung für Wirtschaft und Gesellschaft (vgl. ebd.). 
 
3.1.2 Marktwirtschaftliche Interessen der EU im Rahmen des nachhaltigen Konsums 
Die marktwirtschaftlichen Interessen beziehen sich nicht nur auf den EU-Binnenmarkt 
selbst, sondern auch auf die Performance der EU am Weltmarkt. Im Vordergrund des 
Engagements der EU bezüglich der Nachhaltigkeits-Thematik standen zum einen 
Überlegungen über technologische Innovationen und zum anderen die Verhinderung 
ökologischer Marktbarrieren. 
 Letzteres wurde bereits in den 1980er Jahren thematisiert. Die Kompetenz der EU in 
Umweltthemen wurde erstmals 1986 in der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) 
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festgehalten. Das Ziel war, Regelungen im Umweltbereich auf europäischer Ebene 
abzustimmen und zu harmonisieren, damit am EU-Binnenmarkt keine ökologischen 
Handelsbarrieren entstehen. Darüber hinaus befürchteten die Europäische Kommission 
sowie Interessensvertretungen aus Handel und Industrie, dass eine Überregulierung im 
Rahmen der Umweltpolitik massive Einschränkungen für die Wettbewerbsfähigkeit mit 
sich bringen würde. Um diese Entwicklung zu umgehen, wurde die Umweltpolitik 
Schritt für Schritt auf die europäische Ebene verlagert. Darüber hinaus sollten anstelle 
der herkömmlichen Command-and-Control-Umweltpolitik, neue Politikinstrumente in 
Verbindung mit nachhaltiger Entwicklung etabliert werden (vgl. Baker 2006: 136; 
Golub 1998: 2ff.; Collier 1997: 3). 
 Das Nachhaltigkeits-Konzept und sein integrativer Charakter führte nicht nur zu 
Überlegungen, welchen Beitrag die Wirtschaft leisten kann, die ökologische 
Degradierung zu verhindern. Vielmehr wurde die Ökologie als Motor für 
wirtschaftlichen Fortschritt konzipiert. Technologische Innovationen, die Ressourcen 
und Energie schonend arbeiten, gelten als Wettbewerbsfortschritt am Weltmarkt und 
positionieren die EU als grüne Marktmacht und weltweites Vorbild. 
 
3.1.3 Internationale Interessen der EU im Rahmen des nachhaltigen Konsums 
Die Vorbildwirkung ist der EU auch ein wichtiges Anliegen im Rahmen der 
internationalen Beziehungen. Im Zuge der Römischen Verträge (1957) erhielt die EU 
Völkerrechtssubjektivität. Die Qualität dieses formalen Beschlusses ist jedoch nur mit 
der faktischen Anerkennung durch die Drittstaaten gegeben (vgl. Breier 2006: 100; 
Vogler 1999: 24ff.). Aus diesem Grund ist das Auftreten der EU als politische Einheit 
sowie ihre Profilierung in internationalen Verhandlungen ein wichtiger Faktor zur 
Entfaltung ihres formalen Potenzials. 
 Das Engagement in den Vereinten Nationen (VN) wurde zunächst durch den 
Umstand begünstigt, dass sich die EU selbst mit nachhaltiger Entwicklung identifiziert 
und sich somit im Einklang mit den Zielen und Projekten der Vereinten Nationen 
versteht (vgl. Vogler/Stephan 2007: 390). Außerdem verfolgt die EU, ebenso wie die 
VN, einen multilateralen Ansatz, der auf Kooperation und Koordination setzt. Mit dem 
Vormarsch der EU in der internationalen (Umwelt-) Politik wurde auch ein 
Machtvakuum geschlossen, das die USA durch ihren sukzessiven Rückzug aus der 
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internationalen Politik hinterlassen hat (vgl. Andresen 2007: 459; Vogler/Stephan 2007: 
390ff.; Wuppertal Institut 2005: 236). 
 Diese Lücke füllte die EU mit einer proaktiven Herangehensweise an die Umwelt- 
und Nachhaltigkeitspolitik und ging damit als normative Macht hervor, deren 
Themenführerschaft auf internationaler Ebene anerkannt wird.  
Kritik an der Rolle der EU im Rahmen der Nachhaltigkeitspolitik bezieht sich auf 
ihre Glaubwürdigkeit. Zwar erweist sich die EU als treibende Kraft in der 
Ausgestaltung nachhaltiger Entwicklung und nachhaltigen Konsums. Damit sie aber 
diese Position dauerhaft halten kann, müssen die international verhandelten 
Absichtserklärungen auch umgesetzt werden (vgl. Vogler/Stephan 2007: 397ff.). Dies 
gilt besonders für den nachhaltigen Konsum, der an den Grundlagen der westlichen 
Konzeption des Wirtschaftswachstums – „more consumption = more wellbeing“ 
(D’Andrea 2008: 86-87) – rüttelt. 
 
3.2 Die UNCED in Rio de Janeiro und die Agenda 21 
Bereits in den 1960er und 1970er Jahren startete in den westlichen Industrieländern ein 
kritischer Diskurs über vorherrschende Konsummuster sowie die daraus resultierende 
„Überflussgesellschaft“ (Weller 2008: 45) und mündete in der Forderung nach 
umweltverträglichem Konsumverhalten. Allerdings wurden weniger die Konsummuster 
als vielmehr die Umweltverträglichkeit von Produkten und Dienstleistungen in Frage 
gestellt. Produzenten galten daher lange Zeit als die Träger ökologischen Konsums. In 
den 1990er Jahren wurde Konsum nicht nur im Rahmen des Nachhaltigkeitsleitbildes 
thematisiert, sondern auch die Rolle der KonsumentInnen ins Zentrum der 
Betrachtungen gerückt. 
Die Renaissance des Konsums als Politikfeld ergab sich aus der Wahrnehmung, dass 
wachsender Konsum einen erheblichen ökologischen und entwicklungspolitischen 
Impact aufweist. Gleichzeitig stellt die Eindämmung seiner negativen Auswirkungen 
auch eine große Herausforderung für Wirtschaft und Politik dar. Vor diesem 
Hintergrund gelang Konsum beziehungsweise das Konzept des nachhaltigen Konsums 
ins Zentrum (internationaler) Umwelt- und Entwicklungspolitik (vgl. Weller 2008: 45; 
Jackson/Michaelis 2003: 4; Dauvergne 2008: 209; Cohen/Murphy 2001: 5f.; Cohen 
2001: 21). 
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Eingeleitet wurde dieser Wandel im Jahr 1992 auf der United Nations Conference on 
Environment and Development (UNCED) in Rio de Janeiro (Brasilien). Die UNCED – 
auch unter der Bezeichnung Earth Summit bekannt – war mit insgesamt 19.000 
TeilnehmerInnen und RegierungsvertreterInnen aus 179 Staaten die größte 
internationale Konferenz ihrer Zeit und markierte eine politische Ära der nachhaltigen 
Entwicklung (vgl. Baker 2006: 55; Collier 1997: 2). 
 Die TeilnehmerInnen am Earth Summit setzten sich mit unterschiedlichen Aspekten 
nachhaltiger Entwicklung auseinander, wobei den Konsummustern der Industrieländer 
besonderes Interesse zukam. Die Verhandlungen bezogen sich in erster Linie auf drei 
Kritikpunkte. Erstens würden die Produktions- und Konsummuster der Industrieländer 
das weltweite politische und soziale Ungleichgewicht erhalten und verstärken. Zweitens 
belasten Entwicklungen wie etwa der Überkonsum massiv die Ökosysteme. Drittens 
wurde die positive Wirkung westlicher Konsummuster für die Gesellschaftsentwicklung 
in Frage gestellt, da sie zum einen die physischen Bedürfnisse übersteigen, und zum 
anderen das Bedürfnis nach Glück oder Zufriedenheit nicht in einem höheren Maß 
befriedigen können (vgl. Jackson/Michaelis 2003: 18ff.). 
 Verhandelt wurde vor allem über die Fragen der sozialen Ungleichheit und 
ökologischen Gefahren, die durch das Konsumverhalten postindustrieller Regionen wie 
etwa Europa, Nordamerika und Ostasien verursacht werden und den Erhalt von 
Ressourcen für künftige Generationen gefährden. Einigkeit bestand darin, dass die Ziele 
nachhaltiger Entwicklung nur mithilfe eines Durchbruchs im Bereich des nachhaltigen 
Konsums erzielt werden könnten (vgl. Takase 2005: 404; Robins 1999: 8; Lorz 2009: 
279). 
 Im Zuge der Verhandlungen am Earth Summit zeichnete sich bald ab, dass die 
großen politischen Herausforderungen des nachhaltigen Konsums wie die 
Veränderungen des Konsumverhaltens in den Hintergrund rückten. Stattdessen 
konzentrierten sich die TeilnehmerInnen auf politisch und sozial leichter 
durchzuführende sowie ökonomisch leichter steuerbare Maßnahmen wie zum Beispiel 
die Reduzierung von Abfall, die Etablierung des Life-Cycle-Ansatzes im 
Produktionsprozess oder die Produktion „grüner“ beziehungsweise öko-effizienter 
Produkte (vgl. Takase 2005: 404; Seyfang 2005: 293). 
  
 40  
 Einigung auf der UNCED in Rio bestand hinsichtlich der Verbindung von sozialer 
und ökonomischer Entwicklung, des Erhalts natürlicher Ressourcen und der stärkeren 
Einbindung der Öffentlichkeit bei der Umsetzung nachhaltiger Entwicklung. 
Die Ergebnisse des Gipfels wurden in der Rio-Deklaration zusammengefasst. Der 
sozialen Dimension wurde durch die Zielsetzung Rechnung getragen, dass nachhaltige 
Entwicklung dem sozialen Wohlstand dienen soll. Die ökonomische Dimension findet 
im Bekenntnis zur offenen Weltwirtschaft Eingang. Zuletzt wird die ökologische 
Dimension in Form des Vorsorgeprinzips berücksichtigt. Das Vorsorgeprinzip soll 
gewährleisten, dass nicht umweltverträgliche Maßnahmen und Praktiken vermieden 
werden (vgl. Meyer 2008: 78; Barnes/Barnes 1999: 292). Die Aufforderung zum 
nachhaltigen Konsum wird im 8. Grundsatz der Deklaration mit folgenden Worten 
festgehalten: 
 
 „To achieve sustainable development and a higher quality of life for all people, 
States should reduce and eliminate unsustainable patterns of production and 
consumption and promote appropriate demographic policies.” (UNCED 1992a:3) 
 
 Neben der Rio-Deklaration wurde auch die Agenda 21 von allen 
RegierungsvertreterInnen unterzeichnet. Die Agenda stellt einen Aktionsplan dar, der 
sich sowohl an die internationale als auch nationale, regionale und lokale Ebene richtet. 
Im Abschnitt 1 mit dem Titel „Social & Economic Dimensions“ widmet sich die 
Agenda im vierten Kapitel dem Thema „Changing Consumption Patterns“ (UNCED 
1992b: Abschnitt 1, Kap. 4), wobei weniger die Konsumpraxis der Industrieländer 
angetastet wird, sondern der Schwerpunkt auf öko-effizienter Technologie liegt. Zur 
Überwachung und Evaluierung der Implementierungsfortschritte der Agenda 21 wurde 
die United Nations Commission on Sustainable Development (UNCSD) ins Leben 
gerufen. Ihre Aufgabe ist es unter anderem, das Thema nachhaltiger Konsum in den 
jährlichen Arbeitssitzungen voranzutreiben (vgl. Hobson 2002: 99; Seyfang 2003: 224; 
Hinton/Goodman 2009: 6, Manoochehri 2002: 48).  
 Ein großer Verdienst der Agenda 21 ist die Anerkennung der verantwortlichen Rolle 
der KonsumentInnen sowie die Etablierung des Themas Konsum in umwelt- und 
entwicklungspolitische Überlegungen (vgl. Murphy/Cohen 2001: 3ff.). 
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Die UNCED in Rio war allerdings nicht nur in Bezug auf seine Größe oder der 
internationalen Einigung auf ein Leitbild für eine nachhaltige Entwicklung einzigartig, 
sondern stellte auch einen Meilenstein für die internationalen Beziehungen der 
Europäischen Union dar. Bereits 1990 bekräftigte der Europäische Rat in Form einer 
politischen Deklaration die Einheit der EU auf internationaler Ebene zur Durchsetzung 
europäischer Interessen. Die EU als politische und wirtschaftliche Macht sollte ihr 
außenpolitisches Profil schärfen. Die Gelegenheit hierfür ergab sich bereits zwei Jahre 
später am Earth Summit (Vgl. Adelle/Jordan 2009: 115). 
Kurz vor der UNCED wurde der EU seitens der Vereinten Nationen im April 1992 ein 
spezieller „full participant status“ gewährt, welcher der EU, repräsentiert von der 
Europäischen Kommission oder der Troika der Ratspräsidentschaft, beispielsweise 
dieselben Mitspracherechte einräumte wie den übrigen Regierungsoberhäuptern (vgl. 
Vogler 2003: 67f.; Lightfood/Burchell 2005: 82). Dieser spezielle Teilnehmerstatus der 
EU unterschied sich allerdings vom herkömmlichen „full participant status“ insofern, 
als das Recht auf Abstimmung sowie auf das Einbringen von Verfahrensanträgen 
ausgenommen waren (vgl. Vogler 2003: 67f.). Welches Organ die EU konkret bei den 
Verhandlungen repräsentierte wurde spontan entschieden. 
 Begünstigt wurde die Rolle der EU aufgrund der verhandelten Themen Umwelt und 
Entwicklung, die zu den Kernkompetenzen der Gemeinschaftspolitik beziehungsweise 
der Europäischen Kommission gehören und darüber hinaus dem Image des grünen 
Europas entgegenkommen (Vgl. Vogler 1999: 33; Vogler/Stephan 2007: 396, 
Lenschow/Sprungk 2010).  
Am Gipfel selbst erwies sich die EU als pro-aktive Akteurin in Sachen 
Umweltschutz und Multilateralismus (vgl. Andresen 2007: 460). Während die USA und 
China nur wenige Zugeständnisse hinsichtlich einer internationalen Umweltpolitik 
machen wollten, präsentierte sich die EU gemeinsam mit Norwegen als Vorbild in 
umweltpolitischen Angelegenheiten. Nicht nur im Hinblick auf allgemeine 
Zielsetzungen nachhaltiger Entwicklung konnte sich die EU als normative Macht 
etablieren, sondern auch bei der Entwicklung von Indikatoren zur Messung von 
Fortschritten bei der Umsetzung nachhaltiger Entwicklungsziele – darunter auch des 
nachhaltigen Konsums (vgl. Andresen 2007: 460f.; Fioramonti/Lucarelli 2008: 203; 
Baker 2006: 57). 
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 Die Rolle der EU auf der UNCED wurde jedoch nicht nur positiv bewertet. Die 
komplexe Entscheidungsfindungsstruktur der EU-Governance schwächte die 
Vorreiterrolle hinsichtlich der tatsächlichen Umsetzung der verhandelten Zielsetzungen.  
Darüber hinaus betrat die EU in Rio ein vergleichsweise neues Terrain: Während die 
Position der europäischen Wirtschaft- und Handelspolitik bereits klar definiert war, 
musste die EU ihre Stellung in den internationalen Beziehungen einerseits und ihre 
konkreten Ziele im Rahmen der Umwelt- und Entwicklungspolitik andererseits erst 
erarbeiten, was den Eindruck erweckte, dass die umweltpolitischen Standpunkte der EU 
zum Teil „ad hoc and inconsistent“ (McCormick 2001: 268) formuliert wurden (vgl. 
Andresen 2007: 459; McCormick 2001: 267f.)  
Verstärkt wurde dieser Eindruck durch die fallweise Repräsentation der EU durch ihre 
unterschiedliche Repräsentation in den Sitzungen. Aufgrund geteilter Kompetenzen 
zwischen EU und Mitgliedsstaaten auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung wurde 
die Verhandlungsführung entweder von der Europäischen Kommission oder der Troika 
der Ratspräsidentschaft übernommen. Wer nun im konkreten Fall die EU repräsentieren 
sollte entschied sich zum Teil sehr kurzfristig (vgl. Lightfood/Burchell 2005: 81f.). 
 Nichtsdestoweniger konnte sich die EU letztendlich als internationale Akteurin und 
Vorreiterin in Sachen Nachhaltigkeit etablieren und fand in der Agenda 21 sogar 
explizit in einer Fußnote Erwähnung:  
 
„When the term "Governments" is used, it will be deemed to include the European 
Economic Community within its areas of competence.”(UNCED 1992: Preamble, 
o.S.)  
 
 Durch die Anerkennung der EU als vollwertige staatliche Instanz in der Agenda 21 
wurde ihr Status als internationale Verhandlungsmacht zusätzlich zu den 
Mitgliedsstaaten gefestigt und gleichzeitig die Kompetenzen innerhalb der EU 
bezüglich der Nachhaltigkeitsagenden, die in der Agenda 21 festgehalten worden sind, 
gestärkt. Damit wurde schließlich auch dem Umstand Rechnung getragen, dass ein 
Großteil der Politik im Zusammenhang mit nachhaltiger Entwicklung der gemeinsamen 
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3.3 Der World Summit on Sustainable Development und der Marrakesch-Prozess 
Zehn Jahre nach der UNCED in Rio de Janeiro geriet das Thema Konsum erneut in den 
Fokus. Anlass dafür war der World Summit on Sustainable Development (WSSD) in 
Johannesburg (Republik Südafrika) im Jahr 2002. Im Vorfeld des Gipfels identifizierte 
das UN Generalsekretariat die Bekämpfung nicht nachhaltiger Konsummuster als eine 
der drei Top-Prioritäten in den nächsten Jahrzehnten (vgl. Fuchs/Lorek 2005: 273f.). 
 Im Hinblick auf die Anzahl der TeilnehmerInnen konnte der WSSD in Johannesburg 
die UNCED übertreffen. Über 100 Regierungsoberhäupter und mehr als 22.000 
VertreterInnen aus Regierungsorganisationen, Wirtschaft und Zivilgesellschaft nahmen 
am Gipfel teil. Ziel des WSSD war zum einen die Wiederbelebung des Konzepts der 
nachhaltigen Entwicklung im Rahmen eines Rückblicks auf die Tätigkeiten seit der 
Konferenz in Rio. Zum anderen sollten Maßnahmen entwickelt und verhandelt werden, 
die zur Implementierung der Ziele in der Rio-Deklaration und der Agenda 21 eingesetzt 
werden sollten (vgl. Wapner 2003: 1f.; Baker 2006: 64; Seyfang 2003: 224). 
 Die Bedeutung des WSSD als „Mega-Konferenz“ lag unter anderem darin, 
Strategien und Instrumente zu entwickeln, die den mittel- und langfristigen Pfad zur 
Entwicklung der Gesellschaften weltweit vorgeben sollte. Allerdings befürchteten 
Entwicklungsländer und NGOs, dass zentrale Themen wie etwa die Konsummuster des 
Nordens oder internationaler Handel nicht ausreichend behandelt werden würden (vgl. 
Seyfang 2003: 224f.). 
 Die Arbeitsdefinition von nachhaltigem Konsum und nachhaltiger Produktion, die 
den TeilnehmerInnen am WSSD zugrunde lag, wurde 1994 von der UNCSD in Oslo 
entwickelt und lautet: 
“The use of goods and services that respond to basic needs and bring a better quality 
of life, while minimizing the use of natural resources, toxic materials and emissions of 
waste and pollutants over the life cycle, so as not to jeopardize the needs of future 
generations.” (UNCSD 1994, in: WBCSD 2008: 7) 
 
 Vor diesem Hintergrund wurden die offenen Fragen über die Umsetzung der Agenda 
21 diskutiert. Dabei ging es etwa um die finanzielle und technische Unterstützung 
hinsichtlich des Capacity-Building für Entwicklungsländer zur Beschleunigung 
nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster, Steigerung der Öko-Effizienz und 
Abfallvermeidung, Kennzeichnung ökologischer Produkte oder den Technologietransfer 
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von Industrie- zu Entwicklungsländern zur Gewinnung erneuerbarer Energie (vgl. 
Greger/Damm 2002: 7). 
Tatsächlich herrschte weitgehend Einigkeit darüber, dass nicht nachhaltige 
Konsummuster reduziert und langfristig komplett abgeschafft werden sollten. Die 
Vorschläge bezogen sich überwiegend auf die Einführung von Maßnahmen, Initiativen 
und Politikinstrumente, die dem Lebenszyklusansatz sowie öko-effizienter Technologie 
Rechnung tragen. Das damit verbundene Ziel war die Dematerialisierung der 
Wirtschaftsleistung. KonsumentInnen sollten zusätzlich über die Vorteile Ressourcen 
schonender Produkte und Dienstleistungen beziehungsweise über die Auswirkungen 
nicht nachhaltiger Konsumstile aufgeklärt werden. Die zentralen Ergebnisse des WSSD 
im Rahmen der Entwicklung von Maßnahmen für nachhaltigen Konsum sind damit 
Öko-Effizienz und Awareness-raising (vgl. Maxwell/Sheate 2006: 225; 
Hinton/Goodman 2009: 6f.; Hertwich 2005: 4673). 
Die Ergebnisse des WSSD wurden zunächst im Plan of Implementation angeführt. 
Für jedes der sieben Kapitel wurden Empfehlungen für Maßnahmen verfasst (vgl. von 
Frantzius 2004: 467). Unter Kapitel III („Changing unsustainable patterns of 
consumption and production“) wurden beispielsweise die Vorhaben in Bezug auf 
Förderung des Lebenszyklusansatzes oder öko-effizienter Produktionsweisen 
folgendermaßen festgehalten: 
 
„Encourage and promote the development of a 10-year framework of programmes in 
support of regional and national initiatives to accelerate the shift towards sustainable 
consumption and production to promote social and economic development within the 
carrying capacity of ecosystems by addressing and, where appropriate, delinking 
economic growth and environmental degradation through improving efficiency and 
sustainability in the use of resources and production processes, and reducing resource 
degradation, pollution and waste […]” (WSSD 2002: Kap.III, Absatz 14) 
 
„Identify specific activities, tools, policies, measures and monitoring and assessment 
mechanisms, including, where appropriate, life-cycle analysis and national indicators 
for measuring progress […]” (WSSD 2002: Kap.III, Absatz 14(a)) 
 
 Kritik an den Ergebnissen des WSSD bezog sich auf den Mangel an Fortschritt im 
Hinblick auf die Ergebnisse des Earth Summit. Defizite wurden vor allem bei der 
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Verhandlung konkreter Strategien zur Umsetzung nachhaltiger Entwicklungs- und 
Konsummuster identifiziert (vgl. von Frantzius 2004: 472; Seyfang 2003: 227f.; 
Hinton/Goodman 2009: 6f.; Fuchs/Lorek 2005: 274f.). 
 Nichtsdestoweniger wurde im Juni 2003 unter organisatorischer Führung des United 
Nations Department of Economic and Social Affairs (UNDESA) und des United 
Nations Environment Programme (UNEP) ein internationales Expertentreffen in 
Marrakesch (Marokko) mit etwa 120 regierungsnahen ExpertInnen aus 60 Ländern 
veranstaltet, um das am WSSD angekündigte Zehn-Jahres-Rahmenprogramm für 
nachhaltigen Konsum und nachhaltige Produktion zu entwickeln. Inhaltlich widmet sich 
das Programm regionalen Strategien und Implementierungsmechanismen zur Förderung 
von SCP mit den Schwerpunkten auf Regulierungen, wirtschaftlichen Anreizen und 
Kommunikation zur Etablierung nachhaltiger Lebensstile. Das Rahmenprogramm, das 
auch unter dem Begriff Marrakesch-Prozess bekannt ist, setzt sich aber nicht nur mit der 
Implementierung von Maßnahmen auseinander, sondern auch mit Prozessen des 
Monitoring, der Evaluierung von Fortschritten und Informationsaustausch von Best-
Practice-Beispielen (vgl. Takase 2005: 405; Clark 2007: 494; WBCSD 2008: 7). 
 Die Rolle der EU war dabei nicht unwesentlich. Im Bemühen um ein einheitliches 
Auftreten am WSSD entwickelten die EU-Mitglieder eine gemeinsame Strategie 
aufbauend auf der 2001 verabschiedeten EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung. In 
der Strategie bekennen sich die EU-Mitgliedsstaaten zur Triple-Bottom-Line. Neben 
dem Fokus auf umweltpolitische Agenden trägt die Strategie auch sozialen und 
ethischen Aspekten der Entwicklung sowie der Förderung eines stabilen 
Wirtschaftswachstums Rechnung. Die erarbeiteten Zielsetzungen der EU bezogen sich 
vordergründig auf die Etablierung eines Zehn-Jahres-Programms zur Förderung 
nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster, das schließlich in Form des Marrakesch-
Prozesses umgesetzt worden ist, sowie auf den freiwilligen Abbau nicht nachhaltiger 
Konsum- und Produktionsweisen seitens der Industriestaaten. Andere Vorhaben der EU 
bezogen sich auf die Förderung eines freien Zugangs auf den Weltmärkten, die 
Forcierung der Erzeugung und des Vertriebs von Bio-Produkten oder die Reformierung 
von Subventionen für umweltschädliche Produktionsweisen (vgl. Greger/Damm 2002: 
13f.; Baker 2007: 305; Adelle/Jordan 2009: 111). 
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 Die EU erhielt – ebenso wie in Rio – auch in Johannesburg einen speziellen „full 
participant status“, den sie im Rahmen einer führenden Position in den Verhandlungen 
ausschöpfen wollte. Diesmal sollte die Europäische Kommission die Agenden der 
Handels- und Agrarpolitik verhandeln, während die Troika der Ratspräsidentschaft die 
gemeinsamen Positionen im Bereich der geteilten Kompetenzen vertreten wollte. 
Schließlich übergab die Ratspräsidentschaft jedoch die Verhandlungsführung komplett 
an die Europäische Kommission (vgl. Lightfood/Burchell 2005: 82). Der WSSD und 
sein Output stellten einen Test für die EU und ihr Engagement in Sachen nachhaltige 
Entwicklung dar. Die Etablierung der EU als normative Macht entsprach nicht nur dem 
Wunsch der EU selbst, ihr Dasein und ihre Verhandlungsposition auf internationaler 
Ebene zu legitimieren. Auch Nichtregierungsorganisationen (NGOs) aus dem Umwelt- 
und Entwicklungsbereich setzten Hoffnungen in die Führung und das Engagement der 
EU. Allerdings bemerkten nicht nur KritikerInnen der EU am WSSD, sondern auch die 
damalige EU-Kommissarin der Generaldirektion (GD) Umwelt, Margot Walström, dass 
die Glaubwürdigkeit der Forderungen durch ihre tatsächliche Umsetzung untermauert 
werden muss, um die EU als normative Macht zu etablieren (vgl. Adelle/Jordan 2009: 
111ff.; Lightfood/Burchell 2004: 337ff.). 
 Im Rahmen des WSSD musste sich die EU gegen China und die G77 behaupten, die 
wenig Vertrauen in die EU-Vorhaben hatten. Gleichzeitig versuchte die EU die USA zu 
größeren finanziellen Zugeständnissen an die internationale Gemeinschaft zu drängen. 
Zu den Erfolgen der EU zählt das Agenda Setting, wie etwa die Schwerpunktsetzung auf 
Wasser und Sanitäranlagen oder Gesundheit. Außerdem konnte die EU nach langen 
Verhandlungen durchsetzen, die Produktion und die Nutzung von giftigen Chemikalien 
bis zum Jahr 2020 zu reduzieren (vgl. Lightfood/Burchell 2004: 341). Des Weiteren 
zählt die Einigung auf die Erarbeitung eines Zehn-Jahres-SCP-Rahmenprogramms zu 
den wichtigsten Erfolgen der EU sowie die Einigung auf den Einsatz 
marktwirtschaftlicher Instrumente zur Förderung umweltverträglicher Produkte. 
Forderungen wie etwa finanzielle Unterstützung zur Förderung des Capacity-Building 
oder verbindliche Zeitpläne zur Evaluierung der Fortschritte konnten hingegen nicht 
durchgesetzt werden (vgl. Lightfood/Burchell 2004: 341; Andresen 2007: 466; 
Vogler/Stephan 2007: 399f.). 
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3.4 Die Etablierung des nachhaltigen Konsums als Politikfeld in der Europäischen 
Union 
Der nachhaltige Konsum wurde erstmals auf der UNCED in Rio de Janeiro als 
wichtiges Politikfeld im Rahmen nachhaltiger Entwicklung identifiziert und rückte am 
WSSD stärker in den Fokus internationaler Verhandlungen. Sowohl die 
Mitgliedsstaaten als auch die Institutionen der EU waren bemüht die Union als 
normative Macht in Sachen Nachhaltigkeit und starke internationale Akteurin zu 
etablieren. Darüber hinaus sollte eine Vorreiter-Rolle auf internationaler Ebene, sowohl 
die Legitimation der europäischen Institutionen gegenüber den Mitgliedsstaaten als 
auch die wirtschaftspolitische Verhandlungsposition stärken. 
Um diese Rolle allerdings glaubwürdig aufrecht zu erhalten, lag es im Interesse der EU, 
die Forderungen auf internationaler Ebene EU-weit durchzusetzen. Wie sich der 
nachhaltige Konsum in der EU als Politikfeld herausbildete soll im Folgenden skizziert 
werden. 
 
3.4.1 Die Command-and-Control-Politik der EU in der 1980er Jahren 
Die Beziehung zwischen Umwelt und Wirtschaft wurde in der EU in den 1980er Jahren 
hergestellt. Im Zuge des Dritten Umweltaktionsprogramms (UAP) der EU, das im 
Zeitraum 1982-1986 durchgeführt worden ist, wurden Instrumente der Umweltpolitik 
als Motor für technologische Innovationen anerkannt. Vor diesem Hintergrund 
konzipierte die Europäische Kommission Umweltschutz als Möglichkeit 
Wettbewerbsvorteile am Weltmarkt umzusetzen. 
Am Ende dieser UAP-Periode wurde die Einheitliche Europäische Akte (1986) 
verabschiedet, die umweltpolitische Kompetenzen auf die europäische Ebene verlagerte. 
Dies geschah nicht nur, um das wirtschaftliche Potenzial des Umweltschutzes auf EU-
Ebene zu steuern, sondern auch um mögliche Handelsbarrieren durch unterschiedliche 
Umweltstandards am EU-Binnenmarkt zu verhindern (vgl. Baker 2006: 136f.). 
Dabei war EU-Umweltpolitik der 1980er Jahre von sogenannten Command-and-
Control-Mechanismen geprägt. Die Command-and-Control-Politik setzt rechtliche 
Regulierungen und Standards, die klare Ziele definieren. Für Wirtschaft und 
Gesellschaft fielen im Rahmen der Zielerreichung Kosten an, die einigermaßen 
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vorhersagbar waren und damit eine gewisse Planungssicherheit mit sich brachten (vgl. 
Barnes/Barnes 1999: 130; Musu 2008: 7ff.). 
Allerdings wurde dieser Politikansatz vermehrt kritisiert. Vor allem der statische 
Charakter von Regulierungen wurde als Hindernis für den sachgerechten Umgang mit 
komplexen umweltpolitischen Gegebenheiten bewertet. Darüber hinaus wurden kaum 
Anreize für Unternehmen geboten, vereinbarte Zielsetzungen zu übertreffen. Damit die 
EU umweltpolitische Ziele mit einer breiten Zustimmung verfolgen konnte, wurde der 
Command-and-Control-Ansatz Schritt für Schritt abgebaut. Stattdessen sollten die 
Kosten für die Umsetzung des Umweltschutzes gesenkt werden, indem flexible 
Mechanismen wie etwa die Einführung von Gütesiegel oder freiwillige Maßnahmen 
verstärkt eingesetzt worden sind. Gleichzeitig verfolgte die EU einen integrativen 
Ansatz der Umweltpolitik. Das heißt, dass Umweltverträglichkeit zur 
Querschnittsmaterie für unterschiedliche Politiksektoren wie zum Beispiel Wirtschafts- 
oder Energiepolitik wurde (vgl. Barnes/Barnes 1999: 130; Golub 1998: 25; Musu 2008: 
7ff.). 
Dieser Wandel wurde schließlich mit dem Fünften UAP (1993-2000) sowie dem 
Vertrag von Maastricht (1992) eingeleitet und legte den Grundstein für die Etablierung 
nachhaltiger Entwicklung und des nachhaltigen Konsums als Politikfelder der EU (vgl. 
Baker 2006: 136). 
 
3.4.2 Die integrierte Umweltpolitik der 1990er Jahre 
Mit dem Vertrag von Maastricht (1992) wurde die Möglichkeit einer qualifizierten 
Mehrheitsentscheidung im Rat der Europäischen Union eingeführt. Dieser 
Mechanismus sollte den Vorreitern in Sachen Umweltpolitik unter den Mitgliedsstaaten 
eine günstigere Position bei der Durchsetzung umweltpolitischer Zielsetzungen 
verschaffen und die Glaubwürdigkeit der EU vor dem Hintergrund der UNCED 1992 
stärken (vgl. Andersen/Liefferink 1997: 1). 
 Die GD Umwelt der Europäischen Kommission verfolgte in den 1990ern einen 
Ansatz zur Integration der Umweltpolitik in andere Politikfelder. Vor diesem 
Hintergrund sollten umweltpolitische Belange etwa auch in die Wirtschafts- oder 
Energiepolitik einfließen. Dies war ein erster Schritt in Richtung nachhaltige 
Entwicklung. 
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 Zur selben Zeit zeichnete sich auch in der europäischen Wirtschaftspolitik ein 
Wandel ab. Das Voranschreiten der Wirtschaftsintegration zeigte deutlich, dass die 
Etablierung eines funktionsfähigen Binnenmarkts nur unter Berücksichtigung weiterer 
Politikfelder möglich ist. Aus diesem Grund wurden verstärkt Aspekte der 
Regionalpolitik, Entwicklungshilfe, Konsumentenpolitik oder der sozialen 
Angelegenheiten in die europäische Wirtschaftsintegration miteinbezogen (vgl. 
Adelle/Jordan 2009: 113; McCormick 2001: 17f.). 
 Dieser neue Ansatz fand auch Eingang im Fünften UAP mit dem Titel „Für eine 
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung“. Das Programm startete drei Monate vor 
dem Beginn der UNCED und wurde im Zuge des Gipfels ausformuliert. Aus diesem 
Grund entsprechen die Prinzipien des Fünften UAP jenen der Rio-Deklaration sowie der 
Agenda 21. Das übergeordnete Ziel des Programms ist die Förderung einer nachhaltigen 
Wirtschaft und Gesellschaft. Im Gegensatz zur Agenda 21 konzentriert sich das 
Programm jedoch auf die ökologische Sphäre, während soziale Aspekte nicht 
berücksichtigt werden. Im UAP wurde die sektorale Politikintegration als Bedingung 
nachhaltiger Entwicklung bekräftigt. Des Weiteren widmet sich das Programm auch der 
Veränderung nicht nachhaltiger Konsumgewohnheiten, wobei ungenügende 
Information sowie die Preisbildung als zentrale Probleme hervorgehoben werden (vgl. 
Wilkinson 1997: 158, Baker 2000: 151, Cohen 2001: 25f., Murphy 2001: 40f.). 
Um KonsumentInnen ausreichend über ökologische Produkte zu informieren und 
Anreize für Unternehmen zu schaffen, umweltverträgliche Produkte und 
Dienstleistungen anzubieten, wurde 1992 die „EU-Blume“ ins Leben gerufen. Die 
Blume ist ein EU-weites Öko-Label und wird jenen Produkten verliehen, die spezifische 
Kriterien in Bezug auf Umweltverträglichkeit und Leistung entlang des gesamten 
Produktlebenszyklus’ Rechnung tragen (vgl. Europäische Kommission 2004: 24f.). 
 Kritik hinsichtlich der Preisbildung beziehungsweise der mangelnden 
Internalisierung externer Kosten wurde wesentlich später, im Jahr 2001, im Rahmen der 
Integrated Product Policy oder Integrierten Produktpolitik (IPP) aufgegriffen. Die 
Europäische Kommission unterstrich die Bedeutung des Life-Cycle-Ansatzes zur 
Reduzierung des ökologischen Impacts. In diesem Zusammenhang wurden auch 
Preismechanismen diskutiert. Unter dem Schlagwort „polluter pays principle“ plädierte 
die Europäische Kommission für die Internalisierung externer Kosten und die damit 
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verbundene Förderung umweltverträglicher Produktionsweisen und Produkte. Dabei 
sollten Produzenten, die einen IPP-Ansatz verfolgen, etwa mithilfe von Öko-Steuern 
entlastet werden (vgl. Europäische Kommission 2001: 10f., Europäische Kommission 
2004: 11f.). 
 Sowohl die IPP als auch Öko-Labels stellen Anreize für die Unternehmen dar. Die 
KonsumentInnen leisten ihren Beitrag am nachhaltigen Konsum in Form von 
Konsumpräferenzen. Die Produktinformationen durch Labels sollen KonsumentInnen 
dazu auffordern ihre Zahlungsbereitschaft zugunsten umweltverträglicher Produkte zu 
steuern (vgl. Musu 2008: 14f.). 
 Allerdings erwies sich die Umsetzung der Vorhaben im Rahmen des Fünften UAP 
einerseits und der Agenda 21 andererseits, als wenig erfolgreich. Schwierigkeiten 
tauchten vor allem bei der Integration von umweltpolitischen Interessen in der 
Wirtschaftspolitik auf, wo diese über die Aspekte des IPP hinausgingen. Außerdem 
fehlte die Verbindung zwischen Handel und Entwicklungspolitik sowie die stärkere 
Einbindung von NGOs, die seitens der Agenda 21 eingefordert worden ist. Dies war vor 
allem wichtig, um auf internationaler Ebene eine glaubwürdige Rolle als Vorreiter der 
nachhaltigen Entwicklung zu vertreten. In diesem Sinne erwies sich auch die 
Umsetzung des UAP in den Mitgliedsstaaten als problematisch, wodurch die 
Kommission dazu aufgerufen war, innovative Anreize zu schaffen um die Ziele des 
UAP und der Agenda 21 auf nationaler Ebene durchzusetzen und ein gestärktes 
Nachhaltigkeits-Profil zu entwickeln (vgl. Baker 2000: 149f., Lightfood/Burchell 2005: 
90, Adelle/Jordan 2009: 113). 
 
3.4.3 Die Europäische Union nach dem WSSD 
Im Vorfeld des WSSD erarbeitete die Europäische Kommission eine Strategie für 
nachhaltige Entwicklung, die 2001 vom Europäischen Rat in Göteborg (Schweden) 
angenommen worden ist. Die Strategie war eine formale Zusammenfassung der 
Nachhaltigkeitsziele der EU, die sich aus sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen 
Zielen wie etwa soziale Sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und Umweltschutz 
zusammensetzten (vgl. Hinterberger et al. 2002: 114, Adelle/Jordan 2009: 111). 
Zusätzlich bekräftigte der Rat der Europäischen Union 2001 seine IPP mittels der 
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„Broad Economic Guidelines“1, die am 15. Juni 2001 verabschiedet worden sind. Dabei 
lag der Schwerpunkt auf der Besteuerung nach ökologischen Gesichtspunkten zur 
Internalisierung externer Kosten mit dem Ziel nicht nachhaltige Produktions- und 
Konsumweisen zu reduzieren (vgl. Jha/Murthy 2006: 162f.). 
Der WSSD selbst gab einen weiteren Impuls für die Umsetzung nachhaltiger 
Entwicklung und vor allem für den nachhaltigen Konsum. Nachdem die EU ihre 
Forderung nach einem Zehn-Jahres-Rahmenprogramm durchsetzen konnte, bekannte 
sich die Europäische Kommission zu einer gezielten SCP-Politik innerhalb des EU-
Raums und der Reduzierung nicht nachhaltiger Konsummuster, um die erarbeiteten 
Best-Practice-Modelle auf internationale Ebene zu übertragen. Darüber hinaus 
finanzierte die EU das Netzwerk-Projekt SCORE!, ein Forschungsprojekt, das 
Initiativen im Rahmen des Marrakesch-Prozesses zur Implementierung von SCP-Politik 
erarbeiten soll. Im Zuge des WSSD-Follow-up-Prozesses der EU wurde SCP als 
Schlüsselpriorität zur Etablierung nachhaltiger Entwicklung und als EU-weite 
Herausforderung hervorgehoben. Das Bekenntnis zur Steigerung der EU-Performance 
im Hinblick auf nachhaltige Entwicklung im Allgemeinen und nachhaltigen Konsum im 
Besonderen soll die führende Rolle der EU auf diesem Gebiet sichern. Vor diesem 
Hintergrund findet die Erarbeitung von Politikinstrumenten zur Förderung von SCP 
Eingang in das sechste UAP2 der EU für den Zeitraum 2002-2010. Betont wird dabei 
die Entkoppelung von Materialeinsatz und Wirtschaftswachstum und richtet sich damit 
wieder vorrangig an Produzenten. Darüber hinaus gibt es keine Konkretisierung der 
geplanten Maßnahmen (vgl. Tukker et al. 2008: 1143f., Eurostat 2009: 121, 
Europäische Kommission 2004: 5f., Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 
Union 2002). 
Die EU-Konsumentenpolitik wurde im Anschluss an den WSSD ebenfalls kaum in 
Bezug auf nachhaltige Verhaltensweisen thematisiert. Die EU Consumer Strategy 2002-
063 verweist auf die Rolle von Konsumenteninformation zur Förderung 
umweltverträglicher Kaufentscheidungen. Darüber hinaus liegt der Schwerpunkt auf 
                                               
1Rat der Europäischen Union (2010): 2001/483/EG Empfehlung des Rates vom 15. Juni 2001 zu den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten und der Gemeinschaft 
 
2 Sechstes Umweltaktionsprogramm: Europäische Kommission (2001): KOM(2001)31 endg.: Umwelt 
2010: Unsere Zukunft liegt in unserer Hand 
3 Europäische Kommission (2002): KOM(2002) 208 endgültig: Verbraucherpolitische Strategie 2002-
2006, Brüssel, 56 Seiten 
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den Themen Gesundheit und Interessensvertretung von KonsumentInnen am Markt 
(vgl. Europäische Kommission 2004: 13f.). 
Mit der überarbeiteten Strategie für nachhaltige Entwicklung fand der nachhaltige 
Konsum schließlich offiziell als Schlüsselherausforderung Eingang in die 
Schwerpunktsetzung der Nachhaltigkeitspolitik. In diesem Zusammenhang wurde auch 
eine konkrete Vorgehensweise angekündigt. Welche Politik des nachhaltigen Konsums 
tatsächlich seitens der EU offiziell verfolgt wird, soll im Rahmen der folgenden Analyse 
herausgearbeitet werden. 
 
4. Analyse der EU-Politik des nachhaltigen Konsums 
Die Ergebnisse der folgenden Analyse über die offizielle Politik der EU auf dem Gebiet 
des nachhaltigen Konsums basieren auf einer qualitativen Inhaltsanalyse ausgewählter 
Dokumente. Wie in der Einleitung bereits erwähnt erfolgt die Analyse anhand der 
induktiven Kategorienbildung, d.h. die Kategorien wurden aus den Inhalten der 
verwendeten Dokumente abgeleitet (vgl. Mayring 2005: 10ff., Jensen 2005: 261ff.).  
Dabei soll herausgearbeitet werden, welche Ziele des nachhaltigen Konsums in den 
offiziellen Dokumenten der EU aufgegriffen werden.  
Damit unterscheidet sich die Methode von der deduktiven Textanalyse, bei der die 
Kategorien von dem theoretischen Rahmen – beziehungsweise dem wissenschaftlichen 
Konzept – entnommen werden. Die deduktive Vorgehensweise ermöglicht eine Analyse 
des Textmaterials im Hinblick auf den, innerhalb des wissenschaftlichen Konzepts 
erarbeiteten, Kategorienrahmen. Allerdings birgt das Verfahren auch die Gefahr, 
Themen, die sich außerhalb des Kategorienrahmens befinden, zu ignorieren. Um 
mögliche alternative Kategorien leichter erfassen zu können und damit die Gefahr, 
alternative Kategorien zu übersehen, zu umgehen, habe ich mich für eine induktive 
Textanalyse entschlossen. 
Des Weiteren ermöglicht die induktive Textanalyse eine Kategorienbildung, die eng 
an den Text angelehnt ist. Das hat den Vorteil, aus den betreffenden Analyseeinheiten, 
die nicht eindeutig einer Kategorie aus dem wissenschaftlichen Konzept zugeordnet 
werden können, selbst Kategorien zu bilden. So kann eine ungenaue Zuordnung der 
Analyseeinheiten vermieden werden. 
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Eine Erhebung der Ziele in Bezug auf die Häufigkeit ihrer Erwähnung sowie der 
Zusammenhang in dem die Ziele die in den Dokumenten angeführt werden, soll zudem 
Aufschluss über die Prioritäten bei der Etablierung des Konzepts geben und vermittelt 
so einen Einblick in die Gewichtung des Konzepts auf EU-Ebene sowie in das zugrunde 
liegende Konsumentenbild.  
Hierbei wurde folgendermaßen vorgegangen: Die einzelnen Dokumente wurden in 
Analyseeinheiten unterteilt, wobei die Unterteilung nach Sinneinheiten vorgenommen 
wurde. Bei jenen Dokumenten die Richtlinien oder eine Verordnung enthalten, 
orientieren sich die Analyseeinheiten an den in den Texten bereits vorhandenen 
Absätzen, da diese den Sinneinheiten in den übrigen Dokumenten entsprechen. Für die 
Analyse ergeben sich daher insgesamt 220 Analyseeinheiten. 
Eine Gewichtung der Analyseeinheiten im Hinblick auf die Verbindlichkeit der 
Dokumente wurde bei der Erhebung der einzelnen Daten nicht vorgenommen. 
Allerdings wird in der anschließenden Interpretation der Daten auf die Quelle Bezug 
genommen. Bei der Interpretation der Daten in Form der Präsentation des Konzepts der 
EU zum nachhaltigen Konsum wird die jeweilige Quelle der Daten zu den einzelnen 
Kategorien erläutert und darauf verwiesen, sofern Kategorien überwiegend oder 
ausschließlich aus verbindlichen beziehungsweise unverbindlichen Dokumenten 
stammen.  
Des Weiteren wurden in die Analyseeinheiten auch die vorangestellten 
Erwägungsgründe der Richtlinien und Verordnung miteinbezogen. Sicherlich kann die 
Berücksichtigung der Erwägungsgründe bei der Textanalyse durchaus auf Kritik stoßen. 
So stellen etwa die Erwägungsgründe in den Rechtstexten der EU bereits Ziele dar, die 
in den nachstehenden Richtlinien und der Verordnung nochmals festgehalten werden 
und damit eine Überbetonung der Ergebnisse aus den rechtlich bindenden Dokumenten 
hervorrufen. Dennoch entschied ich mich im Rahmen der Datenerhebung den gesamten 
Text zu kodieren, da zum einen die Mitteilungen der Kommission ähnlich strukturiert 
sind. Sie enthalten ebenfalls Einleitungen, die jene Ziele einbeziehen, die in den Texten 
in Folge konkretisiert werden, wodurch ein ähnlicher Effekt hervorgerufen wird. Zum 
anderen kann damit auch eine leichte Gewichtung der Kategorien erzielt werden, da die 
Erwägungsgründe explizit auf die Zielsetzungen der EU hinweisen und damit auch auf 
die Prioritäten der EU im Rahmen ihrer Umsetzung des Konzepts verweisen. 
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Nach Erstellung der Analyseeinheiten werden diese kodiert. In diesem 
Verfahrensschritt bilde ich die Kategorien nach den Textinhalten. Bei der Bearbeitung 
des Textmaterials werden die einzelnen Analyseeinheiten in Kategorien eingestuft oder 
mit bereits vorhandenen Kategorien abgeglichen. Basierend auf diesen Kategorien 
werden schließlich Überkategorien abstrahiert (vgl. Mayring 2005: 11f., Jensen 2005: 
265).  
Im Rahmen meiner Arbeit habe ich aus dem Textmaterial insgesamt 25 Kategorien 
gebildet. Die Kategorien wurden zum Teil aufgrund ihrer Ähnlichkeit zu den folgenden 
7 Überkategorien (Überkategorien I) zusammengefasst: Triple-Bottom-Line, Effizienz, 
Lebenszyklusansatz, Konsumentenbild, öffentliche Verwaltung, NEPIs und 
konsumentenbezogene Instrumente. Anschließend wurden die 7 Kategorien wiederum 
zu 2 Überkategorien (Überkategorien II) verdichtet: Ziele und Instrumente. Jene 
Kategorien, die der Überkategorie Ziele zugeschrieben werden, bezeichnen konkrete 
Ziele der Politik des nachhaltigen Konsums in der EU. Die Kategorien im Rahmen der 
Überkategorie Instrumente beschreiben Instrumente der Politik des nachhaltigen 
Konsums, definieren jedoch noch keine konkreten Zielsetzungen. Welche Ziele mit den 
Instrumenten verbunden sind beziehungsweise sein können, kann in der 
Interpretationsphase mithilfe der Auseinadersetzung mit dem wissenschaftlichen 
Konzept ermittelt werden. Tabelle 5 zeigt die Kategorien, die anhand der EU-
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Kategorien der Textanalyse 




Verhältnis: Ökologie & Wirtschaft 
Verhältnis: Soziales & Wirtschaft 




Verhältnis: Wirtschaft & Verwaltung 












Forschung & Entwicklung 













Tabelle 5: Kategorien der induktiven Textanalyse (Quelle: eigene) 
 
Im Folgenden werden nun die einzelnen Dokumente nun näher erörtert. Im 
Anschluss daran werden die Analyseergebnisse präsentiert. 
 
4.1 Die Analysedokumente: Beschreibung und Hintergründe 
Die Auswahl der Dokumente stützt sich zunächst auf die „erneuerte EU-Strategie für 
nachhaltige Entwicklung“ des Rats der Europäischen Union aus dem Jahr 2006, die das 
Thema des nachhaltigen Konsums erstmals in einem offiziellen europäischen Dokument 
als zentrale Herausforderung und damit als explizites Handlungsfeld ausgewiesen hat. 
Die Strategie verweist ihrerseits auf die Ausarbeitung einer gezielten Vorgehensweise 
im Rahmen eines Aktionsplans, der 2008 als „Aktionsplan für Nachhaltigkeit in 
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Produktion und Verbrauch und für eine nachhaltige Industriepolitik“4 (SCP-
Aktionsplan) veröffentlicht wurde. Die Strategie und der SCP-Aktionsplan, sowie jene 
Dokumente5, die im Aktionsplan als Instrumente zur Etablierung des nachhaltigen 
Konsums angeführt worden sind, dienen als Grundlage für die Analyse. Dazu gehören 
noch die folgenden Dokumente: 
▪ Mitteilung der Kommission über das grüne öffentliche Beschaffungswesen 
▪ Ökodesign-Richtlinie 
▪ EU-Umweltzeichen  
▪ Energiekennzeichnungsrichtlinie.  
Darüber hinaus spiegelt die Auswahl die chronologische und systematische Abfolge der 
Veröffentlichung beziehungsweise Überarbeitung der Dokumente wieder (siehe 
Abbildung 4). 
 Die hier angeführten Dokumente umfassen die offizielle EU-Politik auf dem Gebiet 
des nachhaltigen Konsums, da sie sich explizit auf die Etablierung nachhaltiger 
Konsummuster beziehen. Etwaige flankierende Dokumente, die im weitesten Sinne 
unterstützend auf die Politik des nachhaltigen Konsums wirken, aber im Rahmen 
anderer Politikfelder entwickelt worden sind beziehungsweise nicht explizit dem 
















                                               
4 KOM(2008) 397 endgültig 
 
5 Mitteilung der Kommission über ein Umweltorientierten Öffentlichen Beschaffungswesen (KOM(2008) 
400 endgültig), Ökodesign-Richtlinie 2009/125/EG, Verordnung (EG) Nr. 66/2010 über das EU-
Umweltzeichen, Energiekennzeichnungsrichtlinie 2010/30/EU 
  













Abbildung 4: Dokumente zur Analyse der EU-Politik zum nachhaltigen Konsum (Quelle: eigene) 
 
Die Analyse der Dokumente soll weniger den Alltag organisatorischer Tätigkeit auf 
EU-Ebene abbilden, sondern die Repräsentation des nachhaltigen Konsums in der 
offiziellen EU-Politik. Von Bedeutung ist hierbei sowohl die Abfolge als auch die 
Hierarchie der Dokumente, beziehungsweise in welchem Rahmen spezifische 
Problemstellungen und Themen bearbeitet werden (vgl. Atkinson/Coffey 1997: 47ff., 
Nohl 2009: 9). 
 
4.1.1 Die „erneuerte EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung“ 
Im Juni 2001 wurde die EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung in Göteborg vom Rat 
der Europäischen Union angenommen. Diese sollte zum einen den EU-Leitfaden vor 
dem Hintergrund des WSSD bilden. Zum anderen stellte die Strategie eine wichtige 
Ergänzung dar für die, im Jahr 2000 verabschiedete, Lissabon-Strategie, die als 
zentraler wirtschafts- und sozialpolitischer Fahrplan der EU in Richtung 
Wettbewerbsfähigkeit fungierte.  
 Im Februar 2005 wurde seitens der Europäischen Kommission Bilanz gezogen, 
wobei Probleme bei der Vereinbarung wachstumspolitischer Ziele mit jenen der 
nachhaltigen Entwicklung diagnostiziert worden sind. In Folge entwickelte die 
Kommission eine neue Strategie, die im Juni 2006 vom Europäischen Rat unter dem 
Titel „erneuerte EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung“ angenommen worden ist 
(vgl. Europäische Kommission 2010a, Euractiv 2005). 
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 Der Europäische Rat bekannte sich darin zu den folgenden vier Hauptzielen (vgl. Rat 
der Europäischen Union 2006): 
1. Umweltschutz 
2. Soziale Gerechtigkeit 
3. Wirtschaftlicher Wohlstand 
4. Internationale Verantwortung 
Die Hauptziele werden wiederum von sogenannten Leitprinzipien gestützt, die 
allgemeine Grundlagen für die Politikgestaltung darstellen. Die Strategie enthält 
ebenfalls sieben Herausforderungen, die gleichzeitig besondere Politik- 
beziehungsweise Handlungsfelder der nachhaltigen Entwicklung bezeichnen. 
 In diesem Zusammenhang werden der nachhaltige Konsum und die nachhaltige 
Produktion genannt. Jedes Themenfeld umfasst „operative Ziele und Vorgaben“ sowie 
allgemeine Richtungsvorgaben im Hinblick auf mögliche, anzuwendende Maßnahmen 
und Instrumente. Die Vorgaben im Rahmen der Strategie sind normativ und 
unverbindlich. Sie stellen einen nicht verpflichtenden Rahmen bezüglich künftiger 
Vorhaben der Europäischen Union und der Mitgliedsstaaten im SCP-Bereich dar. Eine 
Ausnahme bildet die Ankündigung des SCP-Aktionsplans seitens der Europäischen 
Kommission, dessen Veröffentlichung in der erneuerten Strategie für nachhaltige 
Entwicklung für das Jahr 2007 angekündigt worden ist (vgl. Rat der Europäischen 
Union 2006: 12). 
 Darüber hinaus ist die Strategie ein Leitbild des Europäischen Rates, an die jedoch 
keine konkreten Maßnahmen oder Sanktionierungsmöglichkeiten im Falle der Nicht-
Erfüllung der Zielsetzungen geknüpft sind. 
 
4.1.2 Der Aktionsplan für Nachhaltigkeit in Produktion und Verbrauch und für eine 
nachhaltige Industriepolitik 
Die Europäische Kommission veröffentlichte am 16. Juli 2008 den „Aktionsplan für 
Nachhaltigkeit in Produktion und Verbrauch und für eine nachhaltige Industriepolitik“. 
Federführend in der Vorbereitung des Aktionsplans waren die Generaldirektionen (GD) 
Unternehmen und Industrie, Transport und Energie sowie Umwelt. Der Aktionsplan 
wurde bereits in der überarbeiteten Strategie für Nachhaltige Entwicklung angekündigt 
und sollte die zentralen Handlungsfelder und Maßnahmen zur Etablierung nachhaltiger 
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Produktions- und Konsummuster sowie nachhaltiger Industriepolitik für die EU und 
ihre Mitgliedsstaaten festlegen.  
 Im Vorfeld des Aktionsplans hielt die GD Unternehmen und Industrie eine 
öffentliche Konsultation ab. Über 650 TeilnehmerInnen aus 22 Mitgliedsstaaten, die 
sich aus Stakeholdern und Privatpersonen zusammensetzten, wurden im Zeitraum von 
Juli bis September 2007 zu den Prioritäten in der SCP-Politik befragt.  
Die Themenfelder sowie Maßnahmen wurden von der Europäischen Kommission 
vorgegeben. Die Konsultation sollte vor allem dazu dienen Hürden zu identifizieren und 
Prioritäten zu setzen. Im Hinblick auf nachhaltigen Konsum wurden die 
TeilnehmerInnen zu den Themen „Bessere Produkte“ („better products“) und 
„Intelligenterer Verbrauch“ („smarter consumption“) befragt. Gefordert wurden vor 
allem die Bewusstseinsschaffung für das Sparpotenzial von energiesparenden 
Produkten, höhere Minimumstandards, ein Steuersystem, das dem ökologischen Impact 
von Produkten Rechnung trägt, die Förderung des grünen Beschaffungswesens sowie 
den Ausbau von Labelling-Instrumenten. Um diese Maßnahmen umzusetzen sprachen 
sich 65,7% der Befragten für verpflichtende Maßnahmen aus, während 25% freiwillige 
Instrumente bevorzugten (vgl. Europäische Kommission 2007). 
Wie bereits in der Konsultation erwähnt, befasst sich der SCP-Aktionsplan im 
Rahmen des nachhaltigen Konsums ebenfalls mit der Forcierung intelligenter 
Konsummuster und besserer Produkte. Das Hauptaugenmerk gilt den folgenden vier 
Maßnahmen: Mindestanforderungen und Benchmarks für die Umweltauswirkungen von 
Produkten, Produktkennzeichnungen, öffentliches Beschaffungswesen sowie 
Awareness-raising bei den KonsumentInnen für grüne Produkte. 
In diesem Sinne schlägt die Europäische Kommission die Erweiterung der 
Rahmenbedingungen der Ökodesign-Richtlinie für energiebetriebene Produkte (EuP) 
vor. Dabei soll die Richtlinie auf alle energieverbrauchsrelevante Produkte (ErP) – also 
jene Produkte die „eine Auswirkung auf den Energieverbrauch während der 
Verwendung“ (Europäische Kommission 2008a: 5) haben – angewendet werden. 
Zwei zentrale Mechanismen bei der Produktkennzeichnung stellen einerseits die 
Energiekennzeichnungsrichtlinie, und andererseits das EU-Umweltzeichen dar. 
Während die Energiekennzeichnungsrichtlinie auf alle Produkte angewendet werden 
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muss, die von der Ökodesign-Richtlinie erfasst werden, erfolgt das Produkt-Labelling 
im Rahmen des Umweltzeichens nach dem Prinzip der Freiwilligkeit.  
Ein weiterer Vorschlag betrifft marktbasierte Anreize zur Förderung grüner 
Produkte. Dabei bezieht sich die Europäische Kommission auf die nationalen 
Anreizsysteme, die in Bezug auf den EU-Binnenmarkt angeglichen werden sollten, um 
Marktverzerrungen zu verhindern. 
Damit die Produktleistungen besser verglichen beziehungsweise der 
Innovationsfortschritt besser gemessen werden kann, wird im Aktionsplan die 
Etablierung EU-weiter Standards auf der Grundlage internationaler Normen gefordert 
(vgl. ebd.: 6). 
Mit dem Verweis auf das enorme Potenzial des öffentlichen Beschaffungswesens, 
das 16% des BIP der EU ausmacht, schlägt die Kommission vor, Kriterien der 
Umweltverträglichkeit stärker in die öffentliche Beschaffung miteinzubeziehen. Das 
grüne öffentliche Beschaffungswesen (GPP) basiert auf Freiwilligkeit. Im Zuge der 
Erarbeitung von Leitlinien und nationalen Aktionsplänen soll allerdings der Anreiz 
geschaffen werden, GPP-Zielsetzungen umzusetzen (vgl. ebd.: 7). 
 Schließlich sollen Einzelhandel und VerbraucherInnen miteinbezogen werden, um 
auf lokaler Ebene Handlungsfelder und Maßnahmen zur Veränderung von 
Konsummustern zu erarbeiten. Die EU soll laut Aktionsplan unterstützend eingreifen. 
Die Unterstützung bezieht sich vor allem auf Verbraucherbildung durch 
Informationsinstrumente (vgl. ebd.: 5). 
Mit Ausnahme des Wunsches nach einem Steuersystem, das dem ökologischen 
Impact von Produkten Rechnung trägt, finden sich die Prioritäten der Konsultation im 
Aktionsplan wieder. Eine Abweichung kann jedoch in Bezug auf die Anwendung von 
verpflichtender und freiwilliger Maßnahmen festgestellt werden, da der Aktionsplan das 
Verhältnis der Instrumente zugunsten der Freiwilligkeit ausrichtet. 
 
4.1.3 Mitteilung der Europäischen Kommission für ein umweltorientiertes 
öffentliches Beschaffungswesen 
Unter der Federführung der GD Umwelt der Europäischen Kommission wurde ebenfalls 
am 16. Juli 2008 die Mitteilung der Kommission über umweltorientiertes öffentliches 
Beschaffungswesen (GPP) veröffentlicht. Unter Verweis auf die Bedeutung des 
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öffentlichen Beschaffungswesens als wichtiger Impuls für Angebot und Nachfrage am 
EU-Binnenmarkt erarbeitete die Europäische Kommission einen Aktionsplan zur 
Umsetzung der grünen öffentlichen Beschaffung. 
 Die Mitteilung der Kommission stellt ein freiwilliges Instrument dar. Somit 
entscheiden öffentliche Einrichtungen in den Mitgliedsstaaten selbst inwieweit die GPP-
Empfehlungen der Europäischen Kommission angewendet werden.  
 Im Rahmen der Mitteilung verweist die Kommission auf das große Potenzial des 
GPP im Hinblick auf die Veränderung nicht umweltverträglicher Produktions- und 
Konsummuster. Als Grund wird hierfür angegeben, dass öffentliche Einrichtungen im 
EU-Raum rund 16% des BIP der EU jährlich für die Beschaffung von Produkten und 
Dienstleistungen ausgeben.  
 Die Europäische Kommission will die Mitgliedsstaaten mit dieser Mitteilung 
unterstützen, indem EU-weite Kriterien und Benchmarks im Rahmen der 
Umweltverträglichkeit und Energieeffizienz von Gütern aufgestellt werden. Darüber 
hinaus sollen die Mitgliedsstaaten, die Europäische Kommission sowie 
Interessensvertretungen aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft gemeinsame Kriterien 
aufstellen, die unter Berücksichtigung des Lebenszyklusansatzes Mindestanforderungen 
für das öffentliche Beschaffungswesen erstellen. 
 Als Vorbild für die konkreten Zielsetzungen dienen einzelne Vorreiter unter den 
Mitgliedsstaaten, die in der Mitteilung exemplarisch aufgezählt werden wie etwa die 
Niederlande, deren Regierung sich vorgenommen hat, bis 2010 den GPP-Anteil auf 
100% zu steigern oder die österreichische Bundesregierung, die sich für einzelne 
Produktgruppen unterschiedliche Ziele gesetzt hat (vgl. Europäische Kommission 
2008b: 9) Die verschiedenen Ansätze unterstreichen den freiwilligen Charakter des 
GPP. 
 Ein weiterer Ansatz zur Förderung des grünen Beschaffungswesens spricht die 
Europäische Kommission in Bezug auf öffentliche Ausschreibungen an. Dabei sollen 
auch Ausschreibungskriterien den GPP-Leitlinien entsprechen und somit Unternehmen 
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4.1.4 Die Ökodesign-Richtlinie 
Die Rahmenrichtlinie für energieverbrauchsrelevante Produkte (ErP-Richtlinie) – oder 
kurz – Ökodesign-Richtlinie (Richtlinie 2009/125/EG) wurde am 21. Oktober 2009 vom 
Europäischen Parlament sowie dem Rat der Europäischen Union verabschiedet. Die 
Richtlinie stellt eine Erweiterung der Richtlinie für energiebetrieben Produkte (EuP-
Richtlinie) dar und schließt nunmehr auch jene Güter ein, die generell während ihres 
Gebrauchs erhebliche Auswirkungen auf den Energieverbrauch haben, wie zum 
Beispiel Fenster oder Wasserhähne. 
 Die Überarbeitung der Ökodesign-Richtlinie wurde im SCP-Aktionsplan 
angekündigt und gilt als relevanter Schritt in Richtung nachhaltiger Konsum. Des 
Weiteren sollten die einheitlichen Produktanforderungen Verzerrungen am Binnenmarkt 
verhindern sowie die generellen Umweltauswirkungen von Produkten reduzieren. 
 Eingeschlossen sind Geräte, die ein jährliches Verkaufsvolumen in der EU von 
mindestens 200.000 Stück aufweisen. Außerdem müssen sie über ein erhebliches 
Potenzial für Verbesserung der Umweltauswirkungen zu vertretbaren Kosten aufweisen 
(vgl. Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend/Austrian Energy Agency 
o.J.). Die Umweltauswirkungen der Produkte selbst werden im Beschluss Nr. 
160/2002/EG über das sechste Umweltaktionsprogramm der EU angeführt und 
betreffen die folgenden Bereiche (vgl. Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 
Union 2002): 
a) Reduzierung der Treibhausgase 
b) Schutz der Ökosysteme 
c) Verbesserung der Lebensqualität und Schutz der Gesundheit von Menschen 
d) Ressourceneffizienz und Abfallwirtschaft 
Produkte im Bereich Mobilität sind hingegen aus der Richtlinie ausgeschlossen. 
 Die Richtlinie enthält Anforderungen an die Unternehmen beziehungsweise an ihre 
Produkte. Darüber hinaus behandelt die Richtlinie die Zulassung von 
energieverbrauchsrelevanten Produkten am Binnenmarkt sowie deren Kennzeichnung 


















Abbildung 5: CE-Kennzeichnung (Quelle: Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 
2009a: 27) 
 
Die Durchführungsmaßnahmen der Ökodesign-Richtlinie lehnen sich an die 
strategischen Zielsetzungen des Umweltaktionsprogramms an und umfassen sechs 
Kriterien (vgl. Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009a: Art. 15, 
Abs. 5): 
1. Keine nachteiligen Auswirkungen auf die Produktnutzung für KonsumentInnen 
2. Keine Beeinträchtigung von Gesundheit, Sicherheit und Umwelt 
3. Keine nachteilige Auswirkung auf die Preisbildung 
4. Keine Nachteile für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
5. Keine Monopolstellung eines Herstellers durch eine verpflichtende Nutzung der 
Technik eines bestimmten Herstellers 
6. Keine übermäßige administrative Belastung 
Die Ökodesign-Richtlinie bildet ein verpflichtendes Instrument der Europäischen 
Union und gilt für alle Produkte, die im Rahmen der Richtlinie erfasst sind. Darüber 
hinaus gibt es einzelne Fallstudien zu den jeweiligen Produkten, die eine Fertigung im 
Sinne des Ökodesigns erörtern und Hilfestellung für Produzenten bieten. 
 
4.1.5 Das EU-Umweltzeichen 
Das EU-Umweltzeichen (Ecolabel, siehe Abbildung 6) wurde zunächst 1992 eingeführt 
und sollte Produkte ausweisen, die hohen ökologischen und leistungsbezogenen 
Normen über den gesamten Lebenszyklus entsprechen. Mithilfe des Umweltzeichens 
sollten Produzenten dazu ermutigt werden die schädlichen Auswirkungen von 
Produkten auf Umwelt, Gesundheit, Klima und natürliche Ressourcen zu reduzieren. 
Die Motivation der Europäischen Kommission war etwa Unternehmen dazu 
aufzufordern, auf freiwilliger Basis gefährliche Stoffe bei der Fertigung von Gütern 
gegen unbedenkliche beziehungsweise weniger gefährliche Stoffe zu ersetzen oder etwa 
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Produkte im Hinblick auf Langlebigkeit zu gestalten. Gleichzeitig dient das 









Abbildung 6: EU-Umweltzeichen (Quelle: Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 
2009b) 
 
 Im Zusammenhang mit dem SCP-Aktionsplan im Juli 2008 wurde die Überarbeitung 
des EU-Umweltzeichens angekündigt. Grund dafür war, das EU-Umweltzeichen stärker 
am Binnenmarkt zu etablieren. Das EU-Umweltzeichen sollte sowohl vermehrt von 
Produzenten genutzt, als auch von KonsumentInnen besser wahrgenommen werden und 
nach Möglichkeit eine EU-weite Alternative zu den verschiedenen nationalen 
Umweltkennzeichnungen darstellen. 
 Am 25. November 2009 verabschiedeten das Europäische Parlament und der Rat der 
Europäischen Union die Verordnung (EG) Nr. 66/2010 über das EU-Umweltzeichen. 
Die Verordnung gilt in allen Mitgliedsstaaten. Das EU-Umweltzeichen selbst basiert auf 
dem Prinzip der Freiwilligkeit. 
Ein wesentlicher Unterschied zum bisherigen EU-Umweltzeichen stellt die 
Vereinfachung des Verfahrens zur Verleihung des Ecolabels dar. Hierfür wurden etwa 
die jährlichen Nutzungsgebühren von maximal 25.000 Euro auf 1.500 Euro gesenkt. 
Ebenso wurde der administrative Aufwand für Produzenten eingeschränkt.  
 Zusätzlich wurde das Ziel vereinbart, dass das EU-Umweltzeichen bis zum Jahr 2015 
40 bis 50 Produktgruppen umfassen soll. Dies soll nicht nur für die KonsumentInnen 
eine hilfreiche Information bieten, sondern auch für öffentliche Einrichtungen, die sich 
im Sinne des ökologischen öffentlichen Beschaffungswesens engagieren möchten. Das 
EU-Umweltzeichen soll öffentliche Stellen bei umweltverträglichen 
Kaufentscheidungen unterstützen, ohne dass eine zusätzliche Expertise nötig ist. 
 Bei der Erarbeitung der Kriterien selbst schreibt die Verordnung die Bezugnahme auf 
Umweltorganisationen und Verbraucherverbänden vor. Für die Ausarbeitung und die 
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Überprüfung der Umsetzung der Kriterien setzt die Europäische Kommission einen 
Ausschuss für das Umweltzeichen der Europäischen Union (AUEU) ein. Der AUEU 
berät die Europäische Kommission bei der Etablierung der Kriterien für das EU-
Umweltzeichen und setzt sich aus den VertreterInnen der zuständigen Stellen der EU-
Mitgliedsstaaten sowie VertreterInnen anderer Interessensgruppen zusammen. Maximal 
neun Monate nach der Beratung durch den AUEU entscheidet die Europäische 
Kommission für jede Produktgruppe entsprechende Kriterien, die zur Verleihung des 
EU-Umweltzeichens erfüllt werden müssen. 
 Ebenso wird in der Verordnung der genaue Ablauf des Verfahrens für Produzenten 
zur Akkreditierung für das Umweltzeichen festgehalten (vgl. Europäisches 
Parlament/Rat der Europäischen Union 2009b: Artikel 9, Artikel 10; Europäische 
Kommission o.J.a). 
 
4.1.6 Die Energiekennzeichnungsrichtlinie 
Ebenso wie das EU-Umweltzeichen, gibt es bereits seit 1992 die 
Energiekennzeichnungsrichtlinie und sollte, ähnlich wie das Ecolabel, Produzenten und 
KonsumentInnen gleichermaßen dazu ermuntern energieeffiziente Produkte auf den 
Markt zu bringen beziehungsweise zu kaufen. Im Gegensatz zum Umweltzeichen stellt 
die Energiekennzeichnung allerdings eine verpflichtende Maßnahme für jene 
Produzenten dar, deren Güter im Zusammenhang mit der Richtlinie erfasst wurden. Bis 
zur Überarbeitung der Richtlinie betraf dies energiebetriebene Produkte im 
Haushaltssektor. 
 Obwohl die Energiekennzeichnung vorrangig als Instrument zur Erreichung der 
Energieziele der Europäischen Union6 betrachtet wird, stellt die Maßnahme nach 
Ansicht der Europäischen Kommission im SCP-Aktionsplan auch ein wichtiges Mittel 
im Rahmen des umweltverträglichen Konsums sowie des ökologischen öffentlichen 
Beschaffungswesens dar und kündigte in diesem Zusammenhang die Überarbeitung der 
Richtlinie an. 
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 Am 19. Mai 2010 wurde die Richtlinie 2010/30/EU über die Etikettierung und 
Produktinformation von energieverbrauchsrelevanten Produkten7 vom Europäischen 
Parlament und dem Rat der Europäischen Union verabschiedet. Ein zentraler Aspekt der 
neuen Richtlinie ist der erweiterte Geltungsbereich. Die 
Energiekennzeichnungsrichtlinie gilt nun sowohl für Haushaltsgeräte, als auch für 
Geräte im gewerblichen und industriellen Bereich. Zusätzlich soll die Bewertung im 
Rahmen der Energiekennzeichnung im öffentlichen Beschaffungswesen eine Rolle 
spielen. Im Sinne der europäischen Energiestrategie soll die überarbeitete Richtlinie 
dabei helfen, die Energieeffizienz bis zum Jahr 2020 um 20 Prozentpunkte zu steigern.  
Des Weiteren zielt die Richtlinie darauf ab, einen Impuls zur Verringerung der CO2- 
Emissionen zu liefern. Aus diesem Grund wurden beziehungsweise werden Geräte 
erfasst, die einen erheblichen unmittelbaren oder mittelbaren negativen Effekt auf den 
Energieverbrauch haben. Geplant ist ferner eine Erweiterung der 
Produktpalette.  
Neben der Erweiterung des Geltungsbereichs wurde auch die 
Kennzeichnung selbst überarbeitet. Die ursprüngliche 
Effizienzskala A bis G wurde im oberen Effizienzbereich 
erweitert. Oberhalb der Effizienzklasse A wurde die 
Differenzierung durch die Klassen A+, A++ sowie A+++ 






Abbildung 7: Energiekennzeichen (Quelle: Europäische Kommission 2010b) 
 
Vor dem Hintergrund umfassender Konsumenteninformation sind die Produzenten 
verpflichtet im Zuge von Werbemaßnahmen bei Aussagen über den Energieverbrauch 
und anfallenden Kosten die Effizienzklasse anzugeben sowie die Energiekennzeichnung 
gut sichtbar am Gerät anzubringen. 
Die Vergabe, Überprüfung der korrekten Umsetzung sowie Sanktionierungen im 
Falle eines Verstoßes gegen die Richtlinie obliegen den Mitgliedsstaaten (vgl. 
                                               
7 Korrekte und vollständige Bezeichnung: Richtlinie 2010/30/EU über die Angabe des Verbrauchs an 
Energie und anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante Produkte mittels einheitlicher 
Etiketten und Produktinformationen 
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Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2010: Art. 3 & Art. 15; 
Europäische Kommission 2010b). 
 
4.2 Das Konzept des nachhaltigen Konsums in der EU: Eine Analyse 
Im Folgenden soll nun erörtert werden, welche Ziele und Instrumente in die offizielle 
Politik des nachhaltigen Konsums der EU Eingang gefunden haben und ob als 
freiwillige oder verpflichtende Politikinstrumente, im Zuge einer Strategie oder als 
Richtlinie beziehungsweise Verordnung – diese veröffentlicht worden sind. Die Ziele 
des Konzepts über nachhaltigen Konsum, wie sie im Rahmen der offiziellen EU-Politik 
vermittelt werden, kann zunächst anhand der Zielsetzungen in den Dokumenten 
ermittelt werden. Die Bedeutung der einzelnen Merkmale kann dabei zum einen anhand 
der Häufigkeit und Zusammenhänge ihrer Erwähnung in den Dokumenten, und zum 
anderen anhand der Verbindlichkeit der Dokumente selbst gemessen werden. Darüber 
hinaus gibt die Anwendung der spezifischen Politikinstrumente zur Etablierung 
nachhaltiger Konsummuster Aufschluss über die Prioritäten und die spezifische 
Ausrichtung der EU-Politik. 
 Abbildung 8 zeigt die zentralen Ziele der Politik des nachhaltigen Konsums der EU 
gemäß der Häufigkeit ihrer Erwähnung in allen Dokumenten. Die Kategorie der Triple-
Bottom-Line umfasst sämtliche Aspekte der Umwelt-, Sozial- und 
Wirtschaftsverträglichkeit sowie deren Wechselwirkungen.  
 
Ziele der Politik des nachhaltigen Konsums 
in der EU








Abbildung 8: Ziele der Politik des nachhaltigen Konsums in der EU (Quelle: eigene) 
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 Die Grafik zeigt, dass dem Prinzip der Effizienz ein wichtiger Stellenwert in der EU-
Politik eingeräumt wird. Einen ebenfalls zentralen Aspekt stellt die Triple-Bottom-Line 
dar. Welche Schwerpunkte die Dokumente für die einzelnen Dimensionen der TBL 
legen und wie ihre Wechselwirkungen konzeptualisiert werden, wird in der Erörterung 
der einzelnen Merkmale noch genauer dargestellt. Die Bedeutung der Effizienz-
Strategie wird zusätzlich durch die Anwendung des Lebenszyklusansatzes unterstrichen. 
Der Fokus auf Effizienz und Lebenszyklusansatz deutet darauf hin, dass die Etablierung 
nachhaltiger Konsummuster in engem Zusammenhang mit dem Produktdesign steht. 
Die öffentliche Verwaltung bildet ein weiteres Ziel des europäischen Konzepts des 
nachhaltigen Konsums und bezeichnet die, aus Sicht der europäischen Institutionen 
wichtigen institutionellen Verbindungen zur Verwirklichung des nachhaltigen 
Konsums. Zuletzt wird in den Dokumenten auch das Prinzip des mündigen 
Verbrauchers genannt, der die Basis nachhaltiger Konsummuster darstellt.  
Eine nähere Spezifizierung des Konsumentenbildes kann anhand der Instrumente, die 
nachhaltige Konsumentscheidungen fördern sollen, erfolgen. Welche Instrumente 
hierfür angedacht sind und welche Priorität ihnen eingeräumt werden, zeigt Abbildung 
9. Jene Instrumente, die orange gefärbt sind, verweisen auf die Instrumente der 
nachhaltigen Verbraucherpolitik. Die graublau gefärbten Balken umfassen 
marktbasierte Instrumente zur Förderung nachhaltiger Produkte, die unter der Gruppe 
der New Environmental Policy Instruments (NEPIs) zusammengefasst werden können, 
wobei die Identifizierung von NEPIs als Instrumente der EU-Politik des nachhaltigen 
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Instrumente der EU-Politik des nachhaltigen Konsums
















Abbildung 9: Instrumente der Politik des nachhaltigen Konsums (Quelle: eigene) 
 
Im Folgenden werden nun die Ziele des europäischen Konzepts des nachhaltigen 
Konsums – Triple-Bottom-Line, Effizienz, Lebenszyklusansatz, Verwaltung, das Prinzip 
des mündigen Verbrauchers sowie der Einsatz von NEPIs – näher erörtert. 
 
4.2.1 Die Etablierung der TBL in der EU-Politik zum nachhaltigen Konsum 
Der Rat der Europäischen Union bekennt sich in seiner überarbeiteten Strategie für 
nachhaltige Entwicklung zu einem Konzept des nachhaltigen Konsums, das „eine 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung innerhalb der Tragfähigkeit der Ökosysteme“ 
(Rat der Europäischen Union 2006: 12) anstrebt. Dies deutet darauf hin, dass sozialer 
und wirtschaftlicher Fortschritt vor dem Hintergrund ökologischer Kapazitäten 
stattfinden soll.  
Die Konkretisierung dieses Konzepts im Rahmen weiterer Dokumente der 
nachhaltigen Konsumpolitik zeigen, dass ein deutlicher Fokus auf der 
Umweltverträglichkeit liegt. Dies ist nicht zuletzt der Verordnung über das EU-
Umweltzeichen geschuldet, die darauf abzielt, den Einsatz gefährlicher Stoffe bei der 
Herstellung und Verarbeitung von Produkten zu reduzieren und strategische Ziele der 
EU im Bereich des Umweltschutzes für Produktion und Verbrauch anzuwenden. 
Diesbezüglich soll die Verordnung dazu beitragen, dass die „wichtigsten 
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Auswirkungen auf die Natur und Artenvielfalt, Energie- und Ressourcenverbrauch, 
Abfallerzeugung, Emissionen in alle Umweltmedien, Verschmutzung durch 
physikalische Wirkungen sowie Anwendung und Freisetzung gefährlicher Stoffe“ 
(Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009b: Art. 6, Abs. 3a) reduziert 
werden. 
Im Hinblick auf die Sozialverträglichkeit gibt es ebenfalls in der Verordnung für das 
EU-Umweltzeichen die Aufforderung, bei der Erarbeitung eines Kriterienkatalogs zur 
Vergabe des Zeichens, „[G]egebenfalls soziale und ethische Aspekte, etwa durch 
Verweis auf diesbezügliche Übereinkünfte und Abkommen […]“ (Europäisches 
Parlament/Rat der Europäischen Union 2009b: Art. 6, Abs. 3e) einzubeziehen. 
Der Zusammenhang zwischen der sozialen und ökologischen Dimension wird in den 
Dokumenten im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie und des Umweltzeichens vor allem 
bezüglich des Produktdesigns hergestellt. Die Ökodesign-Richtlinie fordert etwa die 
Berücksichtigung von Gesundheit, Sicherheit und Umwelt bei der Produktentwicklung 
(vgl. Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009a: Art. 15, Abs. 5b). 
Die Dimension der Wirtschaft findet in den Dokumenten keine gesonderte 
Erwähnung, sondern wird vielmehr im Zusammenhang mit der ökologischen oder 
sozialen Dimension genannt. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die ökonomische 
Dimension in den Hintergrund gerückt wird. Vielmehr werden Wachstum und 
Wettbewerb in einem spezifischen Kontext dargestellt, auf den im Folgenden noch 
näher eingegangen wird. In welchem Verhältnis die einzelnen Dimensionen 
beziehungsweise in welchen Zusammenhängen diese in den untersuchten Dokumenten 
vorkommen, zeigt Abbildung 10. 
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Abbildung 10: Die Triple-Bottom-Line in der EU (Quelle: eigene) 
 
   
Im SCP-Aktionsplan fordert die Europäische Kommission Unternehmen dazu auf, 
„stärker im Bereich der sozialen Verantwortung […] tätig zu werden“ (Europäische 
Kommission 2008a: 10). Damit sind vor allem Unternehmen gefragt, für die 
Verbindung von Wirtschaft und Sozialem beziehungsweise für die Einhaltung sozialer 
Standards zu sorgen. 
 Wesentlich mehr Aufmerksamkeit wird der Wirtschaft im Zusammenhang mit der 
Umwelt gewidmet. Bereits in der überarbeiteten EU-Strategie für nachhaltige 
Entwicklung setzte sich der Europäische Rat das Ziel, Wirtschaftswachstum und 
Umweltschädigungen voneinander zu trennen (vgl. Rat der Europäischen Union 2006: 
12). Konkreter bezeichnete die Europäische Kommission im SCP-Aktionsplan diese 
Entkoppelung für Produzenten „als enorme Chance für das Wachstum ihrer 
Unternehmen, für ihre Wettbewerbsfähigkeit und für die Innovationsförderung“ 
(Europäische Kommission 2008a: 9). Die Aspekte der Innovation und 
Wettbewerbsfähigkeit werden auch in der Ökodesign-Richtlinie sowie im GPP-
Aktionsplan festgehalten. Im Mittelpunkt steht dabei die Etablierung einer EU-weiten 
„umweltgerechte[n] Gestaltung („Ökodesign“) energieverbrauchsrelevanter Produkte“ 
(Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009a: 10, Abs. 2), die dem 
Prinzip der Wettbewerbsfähigkeit entsprechen. Der Blick auf das Verhältnis der 
Dimensionen in Abbildung 10 zeigt deutlich den Fokus auf die ökologische Dimension 
in Verbindung mit wirtschaftlicher Entwicklung. 
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4.2.2 Effizienz in der EU-Politik zum nachhaltigen Konsum 
Das Prinzip der Effizienz spielt in der EU-Politik des nachhaltigen Konsums eine große 
Rolle. Im SCP-Aktionsplan der Europäischen Kommission heißt es etwa: „Im 
Mittelpunkt des Aktionsplans steht ein dynamisches Rahmenkonzept zur Verbesserung 
der Energieeffizienz und Umweltverträglichkeit […]“ (Europäische Kommission 2008a: 
3). Energie- und Ressourcenverbrauch werden als zentrales Problem gängiger 
Konsummuster identifiziert und werden dementsprechend als wichtiges Ziel zur 
Etablierung des nachhaltigen Konsums verstanden. Der GPP-Aktionsplan soll 
beispielsweise das ökologische öffentliche Beschaffungswesen vorantreiben, „um die 
Energie- und Umweltleistung von Produkten zu verbessern und ihre Akzeptanz seitens 
der Verbraucher zu fördern“ (Europäische Kommission 2008b: 4). 
 Als attraktives Ziel erscheint die Verbesserung der Energie- und Ressourceneffizienz 
auch vor dem Hintergrund des großen Potenzials für die Industrie bei der Reduzierung 
des Stoffeinsatzes. Im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie wurde unter anderem 
vermerkt, dass „[B]ei vielen energieverbrauchsrelevanten Produkten […] ein 
erhebliches Verbesserungspotenzial im Hinblick auf die Verringerung der 
Umweltauswirkungen und auf Energieeinsparungen durch bessere Gestaltung“ 
(Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009a: 10, Abs. 4) besteht. 
Gleichzeitig bedeutet das auch finanzielle Ersparnisse für Produzenten und 
VerbraucherInnen (vgl. ebd.). Damit das Potenzial weiter ausgeschöpft werden kann, 
wurde der Geltungsbereich der Energiekennzeichnungs-Richtlinie ausgeweitet und 
betrifft nicht nur energiebetriebene Produkte, sondern auch energieverbrauchsrelevante 
Produkte, die durch ihren Gebrauch Einfluss auf die Energienutzung haben.  
 Wie wichtig Effizienz im Rahmen der europäischen Strategie zur Etablierung 
nachhaltiger Konsummuster ist, zeigt auch ihre Verankerung in den relevanten 
Aktionsplänen sowie den Richtlinien zur Energiekennzeichnung und für Ökodesign 
sowie in der Verordnung über das EU-Umweltzeichen. Die Effizienz-Strategie bildet 
sozusagen eine Konstante entlang aller relevanten Dokumente 
 
4.2.3 Der Lebenszyklusansatz in der EU-Politik zum nachhaltigen Konsum 
Neben der Effizienzstrategie, erfährt auch der Lebenszyklusansatz (LCA) große 
Aufmerksamkeit in den Dokumenten der Europäischen Union. Mithilfe des LCA soll 
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ein „Circulus virtuosus“ (Europäischen Kommission 2008a: 3) gebildet werden, in dem 
Produkte entlang ihres gesamten Lebenszyklus’ dem Gesetz der Umweltverträglichkeit 
entsprechen sollen. 
 Unterstützt wird der LCA zum einen im Rahmen der Kriterien für das grüne 
öffentliche Beschaffungswesen. Zum anderen bezieht sich die Ökodesign-Richtlinie 
explizit auf die umweltverträgliche Gestaltung von energieverbrauchsrelevanten 
Produkten im „gesamten Lebenszyklus einschließlich Auswahl und Einsatz von 
Rohmaterialien, Fertigung, Verpackung, Transport und Vertrieb, Installierung und 
Wartung, Nutzung und Ende“ (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 
2009a: 11, Abs. 13). 
 Während es auf dem Gebiet der energieverbrauchsrelevanten Produkte durch die 
Ökodesign-Richtlinie für eine Reihe von Produkten bereits die Verpflichtung zur 
Anwendung des LCA gibt, soll sie auch auf weitere Produktgruppen ausgeweitet 
werden. Daher gilt der LCA auch für jene Produkte, die sich für das EU-Umweltzeichen 
qualifizieren.  
 Die Bedeutung des LCA ergibt sich im Hinblick auf die Verbesserung des 
„ökologischen Profil[s]“ (ebd.: Art. 2, Abs. 20) von Produkten. Vor allem sollen 
physikalisch messbare Auswirkungen bei der Produktherstellung, -nutzung und -
entsorgung reduziert werden, um die Umweltziele bezüglich Ressourcenschonung, 
Abfallvermeidung und Verringerung von Emissionen zu unterstützen. 
 Ebenso wie die Effizienz-Strategie zielt der LCA auf die Verbesserung der 
ökologischen Performance von Produkten ab und bezieht sich vor allem auf die 
Produzenten. Die Rolle der KonsumentInnen bezieht sich auf die Förderung von 
„grünen“ Produkten durch entsprechende Kaufentscheidungen. 
 
4.2.4 Die Rolle der öffentlichen Verwaltung in der EU-Politik zum nachhaltigen 
Konsum 
Bei der Etablierung nachhaltiger Konsummuster – und vor allem bei der Etablierung 
nachhaltiger Produkte und Dienstleistungen – hat die öffentliche Verwaltung eine 
wichtige Funktion. Im Rahmen der Umsetzung der Richtlinien zur 
Energiekennzeichnung sowie zum Ökodesign und vor allem bei der Qualifizierung für 
das EU-Umweltzeichen kann der bürokratische Aufwand ein Hindernis darstellen. 
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 Damit eine flächendeckende Anwendung gewährleistet werden kann, soll von jenen 
Maßnahmen abgesehen werden, die „den betreffenden Marktteilnehmern, insbesondere 
kleinen und mittleren Unternehmen, unnötig bürokratische und schwerfällige 
Verpflichtungen aufgebürdet würden“ (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 
Union 2010: 3, Abs. 25). Mit dieser Forderung soll die Möglichkeit geschaffen werden, 
alle Unternehmen unabhängig von ihrer Größe, die Richtlinien umzusetzen ohne 
etwaige Benachteiligungen für die Industrie zu schaffen.  
 Im Hinblick auf das EU-Umweltzeichen, das als freiwillige Maßnahme geschaffen 
worden ist, sollen Produzenten ermutigt werden, sich dafür zu qualifizieren. Damit der 
bürokratische Aufwand kein Hemmnis für die Verbreitung des Umweltzeichens 
darstellt, sollen nicht nur die Kosten für die Verwendung des EU-Umweltzeichens 
gesenkt werden. Auch die Beurteilungs- und Prüfverfahren sollten in der neuen Fassung 
der Verordnung gestrafft werden und somit den Verwaltungsaufwand verringen (vgl. 
Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009b: 2, Abs. 10 & 12). 
Die Rolle der Verwaltung bei der Etablierung nachhaltiger Konsummuster in der EU 
beschränkt sich allerdings nicht nur auf die Vereinfachung bürokratischer Strukturen 
oder Verringerung von Kosten für Produzenten. Der Informations- und 
Erfahrungsaustausch zur Optimierung des Vergabesystems und der Marktüberwachung 
gehören ebenfalls zu ihren Aufgaben. Besonders die Verbreitung des EU-
Umweltzeichens und die Erhaltung seines Standards hängen maßgeblich davon ab, dass 
EU-weit einheitliche Vergabeverfahren bestehen, die für alle Produzenten 
gleichermaßen gelten und Vertrauen seitens der KonsumentInnen schaffen. 
 
4.2.5 Der mündige Verbraucher als Role-Model in der EU-Politik zum nachhaltigen 
Konsum 
Damit die Ökologisierung von Produkten und Dienstleistungen erfolgreich etabliert 
werden kann und Instrumente wie etwa das EU-Umweltzeichen sich verbreiten, wird in 
den Dokumenten der EU auf verantwortungsbewusste KonsumentInnen gesetzt. 
Konkret fordert etwa die Europäische Kommission im SCP-Aktionsplan eine 
Sensibilisierung von VerbraucherInnen, um nachhaltige Kaufentscheidungen zu fördern 
(vgl. Europäische Kommission 2008a: 5).  
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 Aus Sicht der Kommission und des Rates hängen die Verbreitung nachhaltiger – und 
insbesondere grüner – Produkte sowie deren Rentabilität maßgeblich von informierten 
Kaufentscheidungen ab (vgl. Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 
2010: 1, Abs. 4). Daher zielen die KonsumentInnen bezogenen Instrumente der EU-
Politik zur Förderung nachhaltiger Konsummuster in erster Linie auf die 
Verbraucherinformation ab (siehe Abbildung 11).  
 
Instrumente der EU-Verbraucherpolitik im Bereich des nachhaltigen 
Konsums







Abbildung 11: Instrumente der EU-Konsumentenpolitik im Bereich des nachhaltigen Konsums 
(Quelle: eigene) 
 
Die Notwendigkeit umfassender Verbraucherinformationen ist nicht nur Teil 
grundsätzlicher strategischer Überlegungen bezüglich der Etablierung nachhaltiger 
Konsummuster, sondern wird auch im Rahmen des EU-Umweltzeichens oder der 
Energiekennzeichnungsrichtlinie konkret umgesetzt. Damit die Nachfrage für 
nachhaltige Produkte und Dienstleistungen gestärkt wird, „sollen durch kohärentere und 
einfachere Rahmenbedingungen für die Kennzeichnung verstärkt Informationen für die 
Verbraucher bereitgestellt werden“ (Europäische Kommission 2008a: 3).  
 Eine EU-weite gleiche Kennzeichnung soll für einen Nachhaltigkeitsstandard sorgen, 
der in sämtlichen Mitgliedsstaaten gleichermaßen gilt und die Vergleichbarkeit von 
Produkten unterstützt. Die Kennzeichnung im Rahmen der 
Energiekennzeichnungsrichtlinie ermöglicht beispielsweise die „genaue, sachdienliche 
und vergleichbare Unterrichtung über den spezifischen Energieverbrauch von 
energieverbrauchsrelevanten Produkten“ (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 
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Union 2010: 2, Abs. 5), um KonsumentInnen dazu anzuhalten, Güter mit geringerem 
Energieverbrauch zu kaufen und damit gleichzeitig ein Signal an die Hersteller zu 
geben. Das gleiche Ziel verfolgt die EU im Zusammenhang mit dem EU-
Umweltzeichen. Mithilfe von Informations- und Aufklärungskampagnen sollen 
KonsumentInnen auf das Umweltzeichen aufmerksam gemacht und als Referenzsystem 
für nachhaltige Konsumentscheidungen etabliert werden. 
 Des Weiteren setzt die europäische VerbraucherInnen bezogene Politik in Sachen 
Nachhaltigkeit auf Kommunikation beziehungsweise den Dialog zwischen den 
Stakeholdern bestehend aus Produzenten, Zivilgesellschaft – insbesondere 
Umweltorganisationen – und Verbraucherschutzorganisationen, um gemeinsam 
Nachhaltigkeitsstandards zu entwickeln und Aufklärungskampagnen zu lancieren. 
 Einen besonderen Stellenwert hat der Stakeholder-Dialog bei der Erarbeitung der 
Kriterien für das Umweltzeichen. Argumentiert wird hier, dass die Akzeptanz für das 
Umweltzeichen unterstützt werden kann, wenn „nichtstaatliche 
Umweltschutzorganisationen und Verbraucherverbände bei der Ausarbeitung und 
Festsetzung der Kriterien für das EU-Umweltzeichen eine wichtige Rolle spielen und 
aktiv daran beteiligt werden“ (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 
2009b: 2, Absatz 8). 
 Der Aspekt der Preisbildung zur Unterstützung nachhaltiger oder ökologischer 
Konsummuster wird grundsätzlich anerkannt. Sowohl die EU-Strategie für nachhaltige 
Entwicklung als auch der SCP-Aktionsplan unterstreichen, dass die Preise für Produkte 
und Dienstleistungen die gesamtgesellschaftlichen Kosten widerspiegeln müssten, um 
VerbraucherInnen beim Kauf nachhaltiger Güter zu unterstützen (vgl. Rat der 
Europäischen Union 2006: 5, Europäische Kommission 2008a: 8). Dieser Vorschlag 
wurde allerdings nur im Rahmen allgemeiner strategischer Überlegungen dokumentiert. 
Weiterführende Maßnahmen beziehungsweise verbindliche Instrumente wurden 
diesbezüglich jedoch nicht entwickelt. 
 Zuletzt fand noch das Instrument der Konsumentenerziehung Eingang in die 
Verbraucher bezogene Konsumpolitik. Der SCP-Aktionsplan sprach sich für die 
Sensibilisierung für nachhaltigen Konsum in der Jugend- und Erwachsenenbildung aus. 
Anhand von Informationskampagnen und „Online-Bildungsmodulen“ sollen 
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Bildungsinstitutionen die Bevölkerung an das Thema heranführen (Vgl. Europäische 
Kommission 2008a: 10). 
Zusammenfassend betrachtet wird in den Dokumenten des nachhaltigen Konsums 
davon ausgegangen, dass Informationen über nachhaltige Produkte und 
Dienstleistungen dem Bedürfnis der VerbraucherInnen umweltbewusst zu konsumieren 
entgegenkommen. 
 
4.2.6 Die Anwendung von NEPIs in der EU-Politik zum nachhaltigen Konsum 
Die new environmental policy instruments – kurz NEPIs – sind Markt basierte 
Politikinstrumente, die auf die Ökologisierung von Märkten abzielen. Dazu gehören 
etwa Ökosteuern, Gütesiegel, freiwillige Maßnahmen seitens der Industrie etc. Die 
NEPIs markieren nicht nur den Übergang von der Command-and-Control-Politik zur 
integrativen Umweltpolitik, sondern begründen auch eine neue Herangehensweise an 
umwelt- und nachhaltigkeitspolitische Zielsetzungen in Form der Ökologischen 
Modernisierung. 
 Auch die EU-Politik auf dem Gebiet des nachhaltigen Konsums bedient sich der 
NEPIs, um die europäische Konsumlandschaft nachhaltiger beziehungsweise 
ökologischer zu gestalten. Zu den wichtigsten Instrumenten dieser Gruppe zählen die 
Förderung ökologischer Produkte am EU-Binnenmarkt, die Erarbeitung von 
Produktstandards und Mindestanforderungen, freiwillige Maßnahmen für die Industrie 
und Ökosteuern. 
 Die Förderung ökologischer Produkte am Binnenmarkt gehört zu den zentralen 
Forderungen der EU-Politik in Sachen nachhaltiger Konsum. Ziel der EU ist es, den 
„weltweiten Marktanteil auf dem Gebiet der Umwelttechnik und der ökologischen 
Innovation auszubauen“ (Rat der Europäischen Union 2006:12). Damit dies gelingen 
kann sollen nicht nur die Ökodesign-Richtlinie oder die 
Energiekennzeichnungsrichtlinie dafür sorgen, dass ein entsprechender Fortschritt 
eingeleitet wird. Auch das grüne öffentliche Beschaffungswesen, das EU-weit ein 
Finanzpotenzial von etwa 16% des EU-weiten BIP hat, soll die Nachfrage für 
nachhaltige Produkte stärken. Laut GPP-Aktionsplan soll die „Festlegung von 
„Leitmärkten“ und Anwendung einer umweltorientierten Beschaffungspolitik zur 
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Förderung von Entwicklung und Marktakzeptanz neuer Produkte und Dienstleistungen 
auf dem Markt“ (Europäische Kommission 2008b: 12) führen (vgl. ebd.). 
 Zusätzlich zum öffentlichen Beschaffungswesen, das sowohl eine signifikante 
Nachfrage entwickeln kann, als auch eine Vorbildfunktion inne hat, können 
Produktstandards zur Ökologisierung der Märkte beitragen. Standards für den Energie- 
und Ressourcenverbrauch tragen zu einer umweltverträglichen Produktlandschaft bei 
und verdrängen jene Güter, die den Kriterien nicht entsprechen. Diese Standards gelten 
zum einen für bestimmte Produktgruppen, die zum Beispiel im Rahmen der Ökodesign-
Richtlinie oder der Energiekennzeichnungsrichtlinie abgedeckt werden. Aber auch das 
EU-Umweltzeichen oder Kriterien für das grüne öffentliche Beschaffungswesen setzen 
Standards, die zwar freiwillig sind, aber bei entsprechender Nachfrage, weite 
Verbreitung finden können. 
 Neben den Standards gibt es auch Mindestanforderungen, die im EU-Binnenmarkt 
erfüllt werden müssen. Diese Mindestanforderungen beziehen sich auf die zentralen 
umweltpolitischen Zielsetzungen der EU. Daher empfiehlt etwa die Europäische 
Kommission vor allem für jene Produkte „mit beträchtlichen Umweltauswirkungen“ 
(Europäische Kommission 2008a: 4) Mindeststandards einzuführen um ein gewisses 
Maß an Umweltbelastungen nicht zu überschreiten. Die tatsächlichen 
Mindestanforderungen sind in den Dokumenten allerdings nicht näher definiert. Sie 
sollen jedoch die Umweltschutzniveaus in den jeweiligen Mitgliedstaaten nicht 
verschlechtern (vgl. Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union 2009a: 12, 
Absatz 25). 
 Um die Ökologisierung des Marktes für die Industrie möglichst kostengünstig zu 
gestalten und Innovationen zu fördern, setzt die EU auch auf freiwillige Maßnahmen, 
die eine Ergänzung zu den Standards und Kriterien bilden sollen. Der zugrunde liegende 
Gedanke ist, dass anstelle von der Politik erzwungene Anpassungsleistungen der 
Unternehmen, die Produzenten selbst Ziele setzen sollen, die ihre Performance in 
Sachen Umweltverträglichkeit verbessern. Die freiwilligen Maßnahmen sollen dazu 
führen, dass Hersteller über den gesetzlichen Rahmen hinaus ökologische Ziele in einer 
Art und Weise verwirklichen, die für die Unternehmen wirtschaftlich verträglich ist. In 
der Ökodesign-Richtlinie heißt es hierzu etwa:  
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„Die Selbstregulierung, einschließlich freiwilliger Vereinbarungen in Form einseitig 
übernommener Verpflichtungen der Wirtschaft, kann dank schneller und 
kostengünstigerer Anwendung raschen Fortschritt ermöglichen und flexible und 
angemessene Anpassungen an die technischen Möglichkeiten und die Sensibilitäten 
des Marktes ermöglichen.“ (Europäisches Parlament/Rat der Europäischen 
Union 2009a: 12, Absatz 19) 
 
Weitere Möglichkeiten ergeben sich auch durch die freiwillige Qualifikation für 
Gütesiegel oder die Teilnahme an Umweltmanagementsystemen wie das Eco-
Management and Audit Scheme (EMAS). Obwohl sich diese Maßnahmen explizit an 
Produzenten richten und sich nicht unbedingt unmittelbar auf den Konsum auswirken 
müssen, finden die Vorschläge für freiwillige Maßnahmen vielfach Eingang in die 
Dokumente der europäischen Politik zum nachhaltigen Konsum. 
 Ein Vorschlag, der nicht auf europäischer Ebene diskutiert wird, aber im Rahmen 
EU-weiter Abstimmung auf den Binnenmarkt vorgeschlagen wurde, sind Ökosteuern. 
Obwohl es keine eindeutigen Empfehlungen hinsichtlich der Einführung von 
Ökosteuern gibt, verlautbarte die Europäische Kommission im SCP-Aktionsplan, dass 
bereits Studien in Auftrag gegeben worden sind, die „die Vor- und Nachteile etwaiger 
steuerlicher Anreizmechanismen auf EU-Ebene“ (Europäische Kommission 2008a: 8) 
eruieren sollen. 
 Neben den bereits genannten Instrumenten gibt es eine Reihe weiterer Maßnahmen 
wie etwa Forschungsfinanzierung auf dem Gebiet der Ökotechnologien, rechtliche und 
operative Leitlinien für das öffentliche Beschaffungswesen und andere 
Vergabebehörden oder die Förderung des internationalen Handels mit Energie- und 
Ressourcen schonenden Gütern und Dienstleistungen, um die nötigen Anreize für 
Industrie und Handel zur Ökologisierung des Marktes zu schaffen (vgl. Europäische 
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5. Welche Politik des nachhaltigen Konsums verfolgt die EU? 
– Ein Vergleich von Anspruch und Wirklichkeit 
Anhand der offiziellen EU-Politik auf dem Gebiet des nachhaltigen Konsums wurde das 
zugrunde liegende Verständnis der Thematik auf europäischer Ebene herausgearbeitet. 
Im folgenden Schritt geht es darum das realpolitische Konzept im wissenschaftlichen 
Mainstream einzuordnen. Im Rahmen eines Vergleichs sollen nun die Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede zur Theorie sowie die spezifische Ausrichtung der EU-Politik 
definiert werden.  
 
5.1 Die Dimensionen des nachhaltigen Konsums in der Anwendung 
Die Theorie des nachhaltigen Konsums basiert auf der Triple-Bottom-Line. Damit steht 
die Ausrichtung von Konsummustern nach umwelt-, wirtschafts- und 
sozialverträglichen Gesichtspunkten im Zentrum des Konzepts. 
 Im Zusammenhang mit dem Verbrauch bezieht sich die ökologische Dimension vor 
allem auf die Reduzierung des Stoffeinsatzes sowie auf die Beziehung zwischen 
Konsum und der Beeinträchtigung von Ökosystemen beziehungsweise deren Erhaltung 
durch entsprechende Konsummuster. Dieser Anspruch findet sich auch im Verständnis 
der Europäischen Union wieder. Die Reduzierung des Energie- und 
Ressourcenverbrauchs sind zentraler Bestandteil der Strategie zur Etablierung 
nachhaltiger Konsummuster. Ziel ist es, das Produktdesign nach Kriterien der 
Umweltverträglichkeit zu gestalten, wobei auch ausdrücklich der Einsatz von 
gefährlichen Stoffen und nicht erneuerbaren Ressourcen vermieden werden soll. Ebenso 
liegt es im Verständnis des europäischen Nachhaltigkeitskonzepts, dass eine 
Verbindung zwischen gegenwärtigen Konsummustern und der Degradierung der 
Umwelt besteht. Unterstrichen wird dies durch das Ziel, explizit genannte 
Umweltauswirkungen wie etwa den Klimawandel, die Bedrohung der Artenvielfalt oder 
Abfallerzeugung mithilfe der Instrumente zur Etablierung des nachhaltigen Konsums zu 
reduzieren.  
 In der Theorie ist die Operationalisierung der ökonomischen Dimension 
insbesondere vor dem Hintergrund des nachhaltigen Konsums nicht eindeutig geklärt. 
Nichtsdestoweniger können ihr die Aspekte der Wettbewerbsfähigkeit und des 
(qualitativen) Wirtschaftswachstums zugeordnet werden. Der Faktor 
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Wettbewerbsfähigkeit korrespondiert eindeutig mit der EU-Politik. 
Wettbewerbsfähigkeit wird als wichtige Eigenschaft bei der Etablierung nachhaltiger 
Konsummuster betrachtet. In diesem Sinne sollen Öko-Innovationen nicht nur innerhalb 
des EU-Binnenmarkts gefördert werden, sondern auch im internationalen Handel einen 
Wettbewerbsvorsprung mit sich bringen. Im Hinblick auf den nachhaltigen Konsum gilt 
schließlich: Je höher die Nachfrage nach umweltverträglichen Produkten, desto mehr 
nachhaltiger Konsum. Darüber hinaus verspricht sich die EU davon ein 
Wirtschaftswachstum, das von der Degradierung der Umwelt abgekoppelt ist. 
Kaufentscheidungen zugunsten öko-innovativer Produkte sollen demnach ein 
umweltverträgliches Wirtschaftswachstum unterstützen. Nichtsdestoweniger wird das 
klassische Wachstumskonzept beibehalten. Quantitative Zielsetzungen stehen nach wie 
vor im Vordergrund und sollen durch die verstärkte Ökologisierung von Produkten und 
Dienstleistungen qualitativ ergänzt werden. Inwiefern dies gelingen kann, hängt 
allerdings vom Einsatz der Nachhaltigkeitsstrategien ab, auf die später noch im 
folgenden Kapitel eingegangen wird. 
 Die soziale Dimension im wissenschaftlichen Konzept über den nachhaltigen 
Konsum verfolgt vor allem zwei Ziele: sozialverträgliche Produkte und 
Dienstleistungen sowie intragenerative Gerechtigkeit in Form von 
Verteilungsgerechtigkeit innerhalb der Gesellschaft. Im Rahmen des europäischen 
Konzeptes wird die soziale Dimension grundsätzlich anerkannt, allerdings ist sie bei 
näherer Betrachtung nur sehr schwach ausgeprägt. Tatsächlich ist das Kriterium der 
Sozialverträglichkeiten für Produkte im Zuge freiwilliger Auflagen für die Industrie zu 
finden (siehe Europäisches Parlament/Rat der Europäischen Union (2009b): Art. 6, Abs. 
3e). Hier wird auf internationale arbeitsrechtliche Abkommen verwiesen. Darüber 
hinaus wird die soziale Dimension vernachlässigt. Im Rahmen bindender Kriterien der 
sozialen Dimension fordert die EU zwar den Erhalt der Sicherheit und Gesundheit, die 
am ehesten den sozialen Faktoren zugeordnet werden können. Diese entsprechen 
allerdings auch nicht den klassischen Charakteristika der sozialen Dimension in der 
Theorie. Im Hinblick auf die Wahrnehmung von Verteilungsgerechtigkeit als Aspekt 
des nachhaltigen Konsums gibt es keinerlei Hinweis. Auch eine Konkretisierung von 
Kriterien für sozialverträgliche Produkte und Dienstleistungen wird ausgespart. 
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 Zusammenfassend ist zu sagen, dass sich die EU-Politik zwar in ihrer allgemeinen 
Strategie zur TBL bekennt. Bei näherer Betrachtung liegt der Fokus jedoch auf der 
ökologischen und ökonomischen Dimension. Die Verbindung der beiden Dimensionen 
soll im Verständnis der Europäischen Union eine Win-Win-Situation herbeiführen, die 
Umweltschutz mit wirtschaftlichem Wohlstand verknüpft. Die Wechselwirkungen 
zwischen der sozialen Dimension und der ökologischen und wirtschaftlichen Dimension 
werden in der praktischen Ausgestaltung des nachhaltigen Konsums im EU-Kontext 
nicht thematisiert. Die Vernachlässigung der sozialen Dimension verweist darauf, dass 
das europäische Konzept des nachhaltigen Konsums vielmehr ein Konzept für 
ökologischen Konsum darstellt.  
 
5.2 Die Realisierung der Strategien des nachhaltigen Konsums 
Im wissenschaftlichen Kontext herrschen drei Strategien in Bezug auf den nachhaltigen 
Konsum vor: Effizienz, Suffizienz und im weiteren Sinne auch die Konsistenz als 
Ergänzung der beiden ersten Strategien. Da sich die Konsistenz nicht direkt auf den 
Konsum bezieht und auch in der EU-Politik zum nachhaltigen Konsum nicht zur 
Anwendung kommt, wird hier von einem Vergleich zwischen Theorie und Praxis 
abgesehen. 
 Sowohl die Wissenschaft als auch Politik und Wirtschaft setzten sich allerdings 
eingehend mit der Effizienz-Strategie auseinander. Daher erfährt sie auch zumeist breite 
Anwendung. Vor dem Hintergrund des wissenschaftlichen Konzepts des nachhaltigen 
Konsums verfolgt die Effizienz-Strategie das Ziel des reduzierten Energie- und 
Materialeinsatzes. Obwohl sich die Strategie zunächst auf Produkte beziehungsweise 
Produzenten bezieht, haben auch VerbraucherInnen hier eine Funktion. Zentral sind 
dabei Konsumpräferenzen, die der Effizienz-Strategie zum Erfolg verhelfen. Im 
Konsumverständnis der EU ist die Effizienz-Strategie ebenfalls sehr präsent. Die 
Energie- und Ressourceneffizienz von Produkten ist das erklärte Ziel der EU. Auch die 
Rolle von Konsumentscheidungen wird in diesem Zusammenhang erläutert. Als 
besonderer Anreiz gilt die finanzielle Ersparnis für Produzenten und KonsumentInnen. 
 Um einem etwaigen Rebound-Effekt vorzubeugen und um die Wirkung der Effizienz 
zu verstärken, wird in der Theorie die Anwendung der Suffizienz-Strategie eingefordert. 
Suffiziente Konsummuster sehen einen quantitativ reduzierten, aber qualitativen 
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Verbrauch vor. Dabei wird auch auf sozialpsychologische Aspekte verwiesen wie etwa 
die Befriedigung immaterieller Bedürfnisse. Auch wenn diese nicht unmittelbar von der 
Politik realisiert werden können, wird von ihr die Etablierung einer „postmateriellen“ 
(Beier 1993: 13) Gesellschaft eingefordert. Dazu gehören etwa gesamtwirtschaftliche 
Zielsetzungen in Richtung qualitativen Wachstums genauso wie die Schaffung von 
Rahmenbedingungen für einen suffizienten Lebensstil wie zum Beispiel Sicherheit, 
Stabilität, Zeit oder sozialer Zusammenhalt. Die EU-Politik zur Schaffung nachhaltiger 
Konsummuster spart die Suffizienz-Strategie in ihrem Konzept komplett aus. Weder in 
den allgemeinen Leitlinien noch in der konkreten Ausgestaltung des Konzepts lässt sich 
ein Hinweis auf Suffizienz oder die Entwicklung hinsichtlich suffizienter Lebensstile 
finden. Das Fehlen der Suffizienz-Strategie im EU-Konzept des nachhaltigen Konsums 
deutet auch darauf hin, dass die Prämissen des Wirtschaftswachstums und der 
entsprechenden Politik nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden.  
Bezug nehmend auf die Dimensionen der Nachhaltigkeit bedeutet dies auch, dass die 
Förderung ökologischer Produkte weniger eine qualitative Ergänzung des Angebots 
darstellt als vielmehr die Schaffung neuer Wachstumsmärkte, die dem herkömmlichen, 
quantitativ ausgerichtetem Wachstum entsprechen, da die Konsummuster als solches 
keiner Veränderung unterzogen werden. Zusätzlich deutet das Fehlen der Suffizienz-
Strategie in der EU-Politik auf das Auftreten eines Rebound-Effekts hin, der durch 
mögliche Einsparungspotenziale im Zuge der Öko-Effizienz vorangetrieben werden 
kann. 
 
5.3 Die Schwache Nachhaltigkeit in der EU 
In der Theorie werden zwei Nachhaltigkeitspfade unterschieden. Die schwache 
Nachhaltigkeit stellt die vorherrschenden Wirtschaftsstrukturen und Konsummuster 
nicht komplett in Frage. Vielmehr soll die Modifizierung der Produktion in Richtung 
Öko-Effizienz den negativen Einfluss der Wirtschaft auf die Umwelt verringern. 
Demgegenüber steht die starke Nachhaltigkeit, die in ihrer gemäßigten Form die 
gleichwertige Anwendung der TBL in jedem einzelnen Gesellschafts- und Politikfeld 
vorsieht und damit eine stetige Verbesserung etwa des Konsums nach den Kriterien der 
Nachhaltigkeit erwirken will. Die Regeln für die wirtschaftliche Eindringtiefe in die 
Umwelt und den sozialen Bereich muss dabei innerhalb der Gesellschaft eruiert werden. 
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 Bezug nehmend auf die von Baker 2007 identifizierten Merkmale der Ökologischen 
Modernisierung als Ausprägung der schwachen Nachhaltigkeit (vgl. Baker 2007: 299), 
kann die EU-Politik des nachhaltigen Konsums eindeutig dieser zugeordnet werden. 
Das erklärte Ziel Wirtschaftswachstum von der Degradierung der Umwelt zu trennen, 
die Etablierung des Lebenszyklusansatzes als innovative Sichtweise auf dem Gebiet des 
Produktdesigns sowie der umfassende Einsatz von NEPIs verweisen eindeutig auf den 
Ansatz der schwachen Nachhaltigkeit. Wie bereits im Rahmen der 
Nachhaltigkeitsdimensionen in der EU-Praxis erläutert, liegt der Fokus auf der 
Verbindung zwischen ökologischer und ökonomischer Dimension. Unterstrichen wird 
dies durch die Anwendung der Effizienzstrategie. Die EU-Politik konzentriert sich 
damit bei der Etablierung nachhaltiger Konsummuster auf die ökologische 
Modifizierung von Produkten und Dienstleistungen in Form des LCA. Die Kriterien für 
den nachhaltigen Konsum beziehen sich auf technische Anforderungen, und nicht auf 
von der Gesellschaft erstellten Regeln über grundsätzliche Wirtschafts- 
beziehungsweise Konsumprozesse. Zwar werden Stakeholder aus Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft für die Erarbeitung produktbezogener Kriterien herangezogen; diese 
befassen sich aber ausschließlich mit Fragen der Wirtschafts- und 
Umweltverträglichkeit von Waren und nicht mit den allgemeinen Grundsätzen des 
nachhaltigen Konsums und dessen Etablierung. 
 
5.4 Das Konsumentenbild in der EU und seine Verortung in der Theorie 
Die offizielle EU-Politik des nachhaltigen Konsums richtet sich an die mündige 
Verbraucherin und an den mündigen Verbraucher. KonsumentInnen sollen 
verantwortungsbewusste Kaufentscheidungen treffen, um damit ein Signal an die 
Hersteller und die Politik zu geben und die Produktion nachhaltiger und insbesondere 
umweltverträglicher Produkte voranzutreiben. Zentrale Instrumente der EU-Politik sind 
die Information und Sensibilisierung von VerbraucherInnen. Das Bild der klugen, 
informierten und verantwortungsbewussten KonsumentInnen, die mithilfe ihres 
Wissens aktiv mit ihren Entscheidungen den nachhaltigen Konsum praktizieren 
entspricht auch dem Konzept des Consumer Citizen.  
 Darüber hinaus setzt die Theorie des Consumer Citizen auf den Diskurs 
unterschiedlicher Gesellschaftsgruppen zum Zweck der gemeinsamen Erarbeitung von 
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Kriterien für den nachhaltigen Konsum, des Informationsaustausches und der 
Leitbildkommunikation. Auch im Rahmen der EU-Politik spielt der Dialog zwischen 
Anspruchsgruppen eine Rolle. Die Leitbildkommunikation ist in der offiziellen Politik 
jedoch untergeordnet. Die Bedeutung des Dialogs entfaltet sich vielmehr im Hinblick 
auf die Definition von Produktstandards und auf den Informationsaustausch. 
 Die Theorie des Consumer Citizen setzt sich auch in Anlehnung an das Homo 
Oeconomicus-Konzept mit dem Aspekt der Preisbildung und Subventionierung 
auseinander. Dabei werden Steuern und Preisbildung als flankierende Maßnahmen 
betrachtet, welche die Umsetzung verantwortungsbewusster Entscheidungen 
unterstützen sollen (vgl. Lorenz 2006: 111; Brand 2008: 73). In der Praxis hat die 
Preisbildung einen ähnlichen Stellenwert. Preise und entsprechende Steuern, die die 
Kostenwahrheit von Produkten widerspiegeln, werden durchaus als Instrumente zur 
Unterstützung nachhaltiger Konsumpraktiken in der erneuerten Strategie für nachhaltige 
Entwicklung und im SCP-Aktionsplan vorgeschlagen, jedoch gibt es keinerlei 
verbindliche Maßnahmen, die der Preisbildung im Hinblick auf nachhaltigen oder 
umweltverträglichen Konsum Rechnung tragen (vgl. Rat der Europäischen Union 2006: 
5; Europäische Kommission 2008a: 8). 
 Das Konsumentenbild, das der EU-Politik des nachhaltigen Konsums zugrunde liegt 
und mit dem Einsatz entsprechender Instrumente untermauert wird, zeigt die eindeutige 
Abkehr vom Bild des Nutzen maximierenden Homo Oeconomicus. Zwar spricht die 
Politik der EU den KonsumentInnen ein gewisses Maß an Souveränität zu. Diese soll 
allerdings zur Verwirklichung nachhaltiger Konsummuster und – nach dem Verständnis 
der EU-Politik zur Verwirklichung von Wirtschaftswachstum und Umweltschutz – 
eingesetzt werden und setzt ein gewisses Maß an Orientierung am Gemeinwohl voraus. 
 Obwohl das verantwortungsbewusste Konsumentenbild der EU ein Maß an 
Gemeinwohl impliziert, geht die Politik nicht von einer kollektiven Verinnerlichung des 
nachhaltigen Konsums in der europäischen Bevölkerung aus. Das heißt, nachhaltiger 
Konsum soll nicht kulturelle Konsumpraktiken grundlegend in Frage stellen. Vielmehr 
geht es um umweltverträgliche Konsumentscheidungen im Rahmen des gängigen 
Konsumverhaltens. Insbesondere das Ziel der Steigerung umweltverträglicher und 
Energie sowie Ressourcen effizienter Produkte am Markt ohne einer gleichzeitigen 
Forderung nach veränderten Kaufgewohnheiten lassen den Schluss zu, dass kein 
  
 86  
grundlegender Wandel der Konsumkultur eingeleitet werden soll, was eine Annäherung 
am Konzept des Homo Sustinens ausschließt.  
 Die Zuordnung des Konsumentenbildes der EU-Politik zum Consumer Citizen 
bedeutet aber nicht nur die bloße Typologisierung der VerbraucherInnen oder der 
Instrumente der EU-Politik des nachhaltigen Konsums, sondern verweist auch auf die 
Mängel des Konzepts. Zentral ist hier die Kritik, dass Kaufentscheidungen als eine Art 
Stimmabgabe oder Wahlentscheidung verstanden werden. Nichtsdestoweniger sind 
diese „Wahlen“ marktwirtschaftlichen Prinzipien unterworfen und das Stimmgewicht 
ist nicht gleich, sondern von Einkommensverteilung und Preis abhängig. Dieser 
Umstand erweist sich als besonders gravierend, da die soziale Dimension – und damit 
die Umsetzung der Verteilungsgerechtigkeit – nicht Teil des EU-Konzepts des 
nachhaltigen Konsums ist. 
 
5.5 Die öffentliche Verwaltung als Teil des Konzepts des nachhaltigen Konsums in 
der EU 
In der Theorie des nachhaltigen Konsums findet sich keine explizite Erwähnung der 
Rolle der öffentlichen Verwaltung zur Etablierung nachhaltiger Konsummuster. Im 
weiteren Sinne verweist die Theorie lediglich auf Institutionen zur Gewährleistung des 
sozialen Ausgleichs (siehe Seite 14). Die Bedeutung im Rahmen der EU-Politik von 
institutionellen Strukturen in Form der Verwaltung verweist hingegen auf die 
Einforderung und Überwachung von Anpassungsleistungen vor allem auf Seite der 
Produzenten. 
 Die öffentliche Verwaltung soll bürokratische Hürden abbauen, um die Verbreitung 
ökologischer Produkte und Dienstleistungen zu fördern und Anreize für die Industrie zu 
schaffen, damit die KonsumentInnen in Folge nachhaltige Kaufentscheidungen treffen 
können. Mit der Verbreitung ökologischer Standards kommt es zur Verbreitung 
Ökologischer Modernisierung und zur flächendeckenden Sensibilisierung der 
VerbraucherInnen.  
 Außerdem nimmt die öffentliche Verwaltung einen wichtigen Platz bei der EU-
weiten Qualitätssicherung ein. Die Vernetzung regionaler, nationaler und europäischer 
Verwaltungsbehörden ermöglicht einen umfassenden Informations- und 
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Erfahrungsaustausch, der auch Vertrauen für Produzenten und KonsumentInnen 
schaffen soll. 
 Mit diesem Anspruch kann die Bedeutung der öffentlichen Verwaltung vor allem der 
Verwirklichung der ökonomischen und ökologischen Dimension des Konzepts des 
nachhaltigen Konsums zugeordnet werden. Im Unterschied zum wissenschaftlichen 
Anspruch an das Konzept gilt die öffentliche Verwaltung als Faktor zur erfolgreichen 
Etablierung nachhaltiger beziehungsweise umweltverträglicher Konsummuster. Die 
öffentliche Verwaltung als Ziel des nachhaltigen Konsums in der EU erweist sich als 
besonders praxisnahes Merkmal, das weniger den nachhaltigen Konsum als solches 
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6. Zusammenfassung und Ausblick 
Wie lässt sich nun die Politik des nachhaltigen Konsums in der EU einstufen? Die 
Analyse der EU-Politik auf dem Gebiet des nachhaltigen Konsums zeigt zunächst, dass 
Parallelen zur politischen Ausgestaltung auf internationaler Ebene bestehen. Sowohl im 
Rahmen der UNCED in Rio de Janeiro 1992 als auch am WSSD in Johannesburg 2002 
einigten sich die TeilnehmerInnen vor allem auf Maßnahmen im Bereich der Öko-
Effizienz. Im Zentrum stand dabei die Entkoppelung von Wirtschaftsleistung und 
Ressourcenverbrauch. Eine konkrete Strategie zur Problembearbeitung hinsichtlich 
sozialer Fragestellungen sowie westlich-industrieller Konsummuster wurde aufgrund 
mangelnder Einigkeit nicht erarbeitet.  
 Gleichzeitig versuchte sich die Europäische Union als internationale Akteurin und 
normative Macht zu etablieren. Zu diesem Zweck zeigte sich die EU besonders 
engagiert in den internationalen Verhandlungen und war sehr bemüht ihre 
Themenführerschaft mithilfe einer vorbildhaften EU-internen Politik zur nachhaltigen 
Entwicklung im Allgemeinen und zum nachhaltigen Konsum im Besonderen zu 
untermauern. 
 Der Fokus auf ökologische und ökonomische Innovationen zur Verbreitung 
nachhaltiger Konsummuster kam der EU auch in Bezug auf ihre marktwirtschaftlichen 
und institutionellen Interessen entgegen. Marktwirtschaftliche Interessen der EU sollen 
etwa durch das Innovationspotenzial des Ökodesigns verwirklicht werden. Energie und 
Ressourcen schonende Produkte und Dienstleistungen sind nicht nur Teil der Strategie 
zum nachhaltigen Konsum, sondern sollen die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
stärken. Die Erarbeitung und Etablierung von Leitbildern und Maßnahmen zur 
Etablierung nachhaltiger Konsummuster auf europäischer Ebene festigt hingegen die 
Glaubwürdigkeit des EU-Engagements in den Vereinten Nationen. Aber auch innerhalb 
der EU kann ein weiterer Schritt in Richtung Integration in Form von 
Kompetenzerweiterung gemacht werden. Insbesondere die Strategie zur Entkoppelung 
von Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch soll auf eine Win-Win-Situation für 
Wirtschaft und Umwelt verweisen und den Institutionen der EU 
Problemlösungskompetenz verschaffen. Dieser Zugang zum Politikfeld des 
nachhaltigen Konsums für die EU erscheint außerdem naheliegend, da bereits seit den 
1980er Jahren auf europäischer Ebene Umwelt- und Wirtschaftspolitik miteinander 
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verknüpft worden sind. Nachdem auch seitens der Vereinten Nationen der Verbindung 
von ökologischen und ökonomischen Faktoren des Konsums Vorrang gegeben worden 
ist, konnte die konkrete Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Politikfelds auf 
europäischer Ebene weitergeführt werden, ohne weitere Politikfelder wie beispielsweise 
Aspekte der Sozialpolitik stärker einzubinden, die – anders als die Umweltpolitik – in 
der EU nicht als integratives Politikfeld konzipiert wurde. 
Ebenso wie auf internationaler Ebene liegt das Hauptaugenmerk der EU auf der 
ökologischen und ökonomischen Dimension. Im Zentrum des EU-Konzepts steht die 
Öko-Effizienz entlang des gesamten Produktlebenszyklus. Die Besonderheit an diesem 
Ansatz ist, dass, im Vergleich zu herkömmlichen Produktionsweisen, der Material- und 
Energieverbrauch entlang des gesamten Lebenszyklus einer Ware gemessen und 
reduziert werden soll. Mittels innovativer Technologien können Effizienzsteigerungen 
bei der Fertigung, Nutzung und Entsorgung von Produkten erwirkt werden. Unterstützt 
wird dieser Ansatz durch die new environmental policy instruments (NEPIs), die sich 
aus wirtschaftspolitischen Instrumenten zusammensetzen. Der Einsatz von NEPIs soll 
dafür sorgen, die Einführung und Verbreitung öko-effizienter Produkte und 
Dienstleistungen am Markt zu erleichtern. Das langfristige Ziel ist hierbei eine 
Ökologisierung des Marktes. Dieses Konzept wird auch als Ökologische 
Modernisierung bezeichnet und bildet den Kern der EU-Politik des nachhaltigen 
Konsums. 
 Die Rolle der KonsumentInnen beziehungsweise deren Konsummuster werden bei 
diesem Konzept nicht grundlegend in Frage gestellt. Die EU-Politik beschäftigt sich 
weniger mit der Frage wie konsumiert wird, als vielmehr was konsumiert wird. Das 
Konsumentenbild, das die offizielle EU-Politik verfolgt geht von mündigen 
VerbraucherInnen aus, die mithilfe klarer und einheitlicher Informationen über 
Produkteigenschaften nachhaltige Konsumentscheidungen treffen. Tatsächlich stehen 
hier jedoch umweltverträgliche Konsumentscheidungen im Vordergrund. Damit die 
Qualität dieser Produktinformationen sowie ihre Verbreitung gewährleistet ist, soll vor 
allem die öffentliche Verwaltung für einheitliche Standards sorgen. Dies soll für die 
KonsumentInnen die Vergleichbarkeit erleichtern und Vertrauen bilden. 
 In diesem Sinne sind die Abweichungen vom wissenschaftlichen Konzept leicht zu 
ermitteln. Zunächst stellt sich die offizielle EU-Politik des nachhaltigen Konsums in der 
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momentanen Ausgestaltung als Politik des öko-effizienten oder „grünen“ Konsums dar. 
Obwohl sich die EU in ihrem allgemeinen Leitbild zur Triple-Bottom-Line bekennt, 
findet diese nicht Eingang in der Etablierung des nachhaltigen Konsums. Es gibt weder 
in den Instrumenten der Politik des nachhaltigen Konsums Hinweise auf die 
tiefgreifende Etablierung der sozialen Dimension, noch wird das gängige, auf Quantität 
ausgerichtete, Konsumverhalten in Frage gestellt. 
 Weiters liegt der Fokus auf der Effizienz von Produkten. Dies wird jedoch nicht 
durch Maßnahmen zur Förderung suffizienten Konsums ergänzt, wodurch die Gefahr 
für das Auftreten negativer Effekte der Effizienz-Strategie, wie etwa der Rebound-
Effekt, gegeben ist. 
Zusammenfassend ist zu sagen, dass die EU-Politik des nachhaltigen Konsums eine 
Politik der Ökologischen Modernisierung ist, die ihrer momentanen Form nicht als 
nachhaltig im Sinne der Etablierung der TBL bezeichnet werden kann.  
Für die tatsächliche Verwirklichung nachhaltiger Konsummuster ist außerdem von 
Bedeutung, einen ausgewogenen Mix aus Effizienz und Suffizienz fördernden 
Maßnahmen zu wählen. Die Anwendung der Suffizienzstrategie rückt vor allem die 
KonsumentInnen und ihre Konsumgewohnheiten in den Vordergrund und soll dafür 
sorgen, die Ressourcenersparnis durch die Effizienzstrategie auch tatsächlich 
umzusetzen. Tatsächlich zeigte die Analyse, dass die Suffizienzstrategie weder 
Bestandteil von Leitbildern noch von konkreten Maßnahmen ist. Damit verfolgt die EU 
ein Konzept der schwachen Nachhaltigkeit. 
Ähnliche Befunde ergeben die Arbeiten von Baker (2006, 2007) und Murphy (2001) 
hinsichtlich der Umsetzung des nachhaltigen Konsums im Zusammenhang mit der 
Strategie der Ökologischen Modernisierung. Des Weiteren befasst sich ebenfalls Collier 
(1997) mit der Anwendung von marktbasierten Instrumenten in der EU und deren 
zweifelhaften Effekten für den nachhaltigen Konsum. Die Arbeiten bescheinigen der 
EU ein – teils symbolisches – Bekenntnis zum nachhaltigen Konsum (vgl. Baker 2007), 
doch wird die EU-Politik hinsichtlich ihrer tatsächlichen Wirkung auf einen wirtschafts-
, umwelt- und sozialverträglichen Konsum angezweifelt (Collier 1997, Baker 2006). In 
der angeführten Literatur wird dies oft mit der Loyalität der EU zum 
Wirtschaftswachstum begründet.  
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 Obwohl die Politik der EU kaum eine Weiterentwicklung seit der UNCED erlebt hat, 
gibt es aktuell Bemühungen seitens der Europäischen Kommission die soziale 
Dimension in den Konsum stärker einfließen zu lassen. So veröffentlichte die 
Kommission Anfang 2011 einen Guide mit dem Titel: „Sozialorientierte Beschaffung. 
Ein Leitfaden für die Berücksichtigung sozialer Belange im öffentlichen 
Beschaffungswesen“ (Europäische Kommission 2011a) sowie ein Grünbuch8, das die 
Modernisierung des europäischen öffentlichen Beschaffungswesens beinhaltet. Beide 
Veröffentlichungen setzen sich mit dem sozialverträglichen öffentlichen 
Beschaffungswesen (SRPP9) auseinander. Während der SRPP-Guide eine allgemeine 
Anleitung für das sozialverträgliche (öffentliche) Beschaffungswesen darstellt und 
ähnlich angewendet werden kann wie die Mitteilung der Kommission für das grüne 
öffentliche Beschaffungswesen, dient das Grünbuch als Vorschlag für neue verbindliche 
Vorschriften für europäische Institutionen. Seit Jänner 2011 wird eine öffentliche 
Konsultation über das europäische Vergaberecht abgehalten (vgl. Europäische 
Kommission o.J.b). Das erklärte Ziel der Europäischen Kommission ist dabei, bis 2012 
Änderungen der europäischen Vorschriften zur öffentlichen Auftragsvergabe im 
Hinblick auf die „Entwicklung einer auf Wissen und Innovation gestützten Wirtschaft; 
Förderung einer emissionsarmen und wettbewerbsfähigen Wirtschaft, die ihre 
Ressourcen effizient nutzt; Förderung einer Wirtschaft mit hoher Beschäftigung und 
ausgeprägtem sozialen und territorialen Zusammenhalt“ (Europäischen Kommission 
2011b: 3) vorzulegen. Die Weiterentwicklung des nachhaltigen Konsums im Rahmen 
des öffentlichen Beschaffungswesens birgt nicht zuletzt durch die große Kaufkraft ein 
gewisses Potenzial. Die Ausgaben für öffentliche Beschaffung betragen in den 
entwickelten Ländern zwischen 15 und 20 Prozent des BIP. Darüber hinaus wird ein 
Großteil der öffentlichen Beschaffung auf lokalem und regionalem Level abgewickelt 
und erreicht zum Teil das Doppelte dieser Ausgaben (vgl. Europäische Kommission 
o.J.c).  
 Inwiefern sozialverträgliche Produkte und Praktiken im europäischen Auftragswesen 
tatsächlich umgesetzt werden und ob diese in das öffentliche Beschaffungswesen der 
                                               
8 Europäische Kommission (2011b): KOM(2011) 15 endg.: Grünbuch über die Modernisierung der 
europäischen Politik des öffentlichen Beschaffungswesens. Wege zu einem effizienteren europäischen 
Markt für öffentliche Aufträge, Brüssel, 64 Seiten 
 
9 SRPP: Socially-Responsible Public Procurement 
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Die Europäische Union bekennt sich sowohl auf internationaler als auch auf 
europäischer Ebene zur nachhaltigen Entwicklung als Konzept zur Bewältigung 
zentraler Herausforderungen wie den Klimawandel, Armut oder Bewirtschaftung 
natürlicher Ressourcen. In diesem Zusammenhang wurde die Etablierung nachhaltiger 
Konsummuster als eines der wichtigsten Handlungsfelder identifiziert. Vor diesem 
Hintergrund ist das Ziel der Arbeit herauszufinden, welche offizielle Politik des 
nachhaltigen Konsums die Europäische Union verfolgt. Für die Untersuchung wurde 
eine Textanalyse der Grundlagendokumente zum Thema nachhaltiger Konsum 
vorgenommen. In einem weiteren Schritt wurde das daraus ermittelte Konzept dem 
sozialwissenschaftlichen Ansprüchen an den nachhaltigen Konsum gegenübergestellt, 
um die Gemeinsamkeiten und Unterschiede sowie Stärken und Schwächen des 
Konzepts der EU herauszuarbeiten. Die Analyse zeigte, dass der Fokus der EU vielmehr 
auf dem ökologischen Konsum – denn auf dem nachhaltigen Konsum – liegt. Ebenso 
setzt die EU-Politik auf einen effizienten Energie- und Ressourceneinsatz, 
vernachlässigt jedoch Konsumgewohnheiten als solche. Damit verfolgt die EU einen 
Ansatz der schwachen Nachhaltigkeit. Im Hinblick auf konsumentenbezogene Politik, 
verfolgt die EU das Verbraucherbild der mündigen KonsumentInnen, die mithilfe ihrer 
Kaufkraft nachhaltigen Konsum steuern. Zuletzt ergab die Untersuchung, dass in der 
Politik der EU auch der öffentlichen Verwaltung eine Rolle bei der Etablierung 
















The European Union acknowledges sustainable development as a concept to cope with 
key challenges such as climate change, poverty or the management of natural resources. 
In this regard, sustainable consumption has been identified as essential sphere of 
activity. Against this background, the purpose of this thesis is to investigate, what 
policy the European Union actually pursue in terms of sustainable consumption. 
Identifying the core characteristics of sustainable consumption policy within the basic 
documents by means of a text analysis shows the actual concept of the EU. In order to 
evaluate the outcomes in terms of their strengths and weaknesses the concept gets 
confronted with the academic standards of sustainable consumption. The examination 
shows that the EU focuses on ecological – instead of sustainable – consumption. Also, 
the EU relies on the efficient use of material and energy. However, the concept 
disregards patterns of consumption as such. These findings point to a weak 
sustainability approach. Regarding consumer related policy, the EU relies on the image 
of the responsible consumer establishing sustainable consumption by means of 
purchasing power. Finally, the examination shows that public administration plays a 
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